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Wie weggeblasen

Redaktionsadresse
Redaktion marx21, PF 44 03 46, 12003 Berlin
Mail: redaktion@marx21.de, Telefon:  030 / 68 23 14 90

Liebe Leserinnen und Leser,

W
ir leben in einer Zeit, in der 
ineinandergreifende globa-
le Krisen das kapitalistische 
System erschüttern. Wäh-

rend die dramatischen Ausmaße der Kli-
makrise uns vor Augen führten, dass der 
Kapitalismus bereits in naher Zukunft das 
Überleben auf dem Planeten unmöglich 
machen könnte, bedroht nun eine welt-
weite Gesundheitskrise Millionen Men-
schen und stellt unser aller Leben auf den 
Kopf: Militärlazarette in europäischen 
Großstädten, Ausgangssperren, überlas-
tete Krankenhäuser, einstürzende Aktien-
märkte, Angst um den Arbeitsplatz und 
Angst, wie die nächste Miete gezahlt wer-
den soll. 
Die Ereignisse überschlagen sich so 
schnell, dass die vor wenigen Wochen 
noch alles bestimmenden Themen nun 
wie weggeblasen erscheinen. Hanau, Thü-
ringen, Lesbos – war da was? Der Auf-
schrei über Nazi-Morde und ein Europa, 
das an seinen Grenzen auf Geflüchtete 
schießt, ist verhallt angesichts einer Pan-
demie, die die Welt nicht nur in Atem hält, 
sondern auch nachhaltig verändern wird. 
Doch was nun? 
Die Wucht der Coronakrise traf auch die 
marx21-Redaktion unvorbereitet. Richtig 
klar wurde uns ihr Ausmaß erst nach ei-
nem Gespräch mit dem Evolutionsbiolo-
gen Rob Wallace. Das Interview avancierte 
in kürzester Zeit zu einem der meistgelese-
nen Beiträge auf marx21.de. 
Eigentlich sollte die Verkehrswende das 
Titelthema dieser Ausgabe werden. Die 
Beiträge waren schon fast alle fertig, als 
uns klar wurde: Wir müssen umsteuern! 
Entstanden ist der umfangreichste 
Schwerpunkt in der Geschichte unseres 
Magazins. Auf über fünfzig Seiten behan-
deln wir unter anderem diese Fragen: Wie 
gefährlich ist das neuartige Coronavirus? 
Welche Ursachen hat die Pandemie? Was 
sind nachhaltige Lösungen im Kampf ge-
gen Viren? Und wie kann die Linke an-
gesichts der Coronakrise reagieren? Los 
geht’s ab Seite 30.

Auch wer Corona jetzt schon nicht mehr 
hören und sehen kann, kommt in dieser 

Ausgabe auf seine oder ihre Kosten: Wir 
analysieren die Krise des Konservatismus, 
liefern Hintergründe zur wachsenden 
Transfeindlichkeit auch in den Reihen der 
Linken und blicken angesichts des hun-
dertsten Jahrestags zurück auf den Kapp-
Putsch und den größten Generalstreik in 
der Geschichte der deutschen Arbeiter-
bewegung, der ihn zerschlug. Außerdem 
beleuchten wir wie in jeder Ausgabe den 
weltweiten Widerstand.

Vor eine wesentlich härtere Entschei-
dung stellte uns Corona an anderer Stel-
le: Schweren Herzens mussten wir »MARX 
IS’ MUSS 2020« in der geplanten Form als 
Kongress in Berlin absagen. 
Die gute Nachricht: Wir arbeiten mit 
Hochdruck an einem alternativen, kos-
tenlosen Online-Angebot. Zwar wird das 
nicht den gewohnten Umfang des Kon-
gresses haben, trotzdem können wir so zu-
mindest Online-Debatten mit euch füh-
ren und Vorträge per Videokonferenz und 
Streaming anbieten. 
Denn Bedarf an Diskussion und Austausch 
gibt es vermutlich mehr denn je. Näheres 
werden wir bald auf unserer Homepage 
und auf www.marxismuss.de bekannt ge-
ben.

Wer während der Corona-Zwangspause 
nach Beschäftigung sucht und von unse-
rem Quarantäne-Quiz auf den Seiten 60 
und 61 nicht lange bei der Stange gehal-
ten wird, dem sei unser neuer Lesestoff 
ans Herz gelegt. Alle Neuerscheinungen 
und Altbewährtes aus unserem Verlags-
programm findet ihr auf www.editionau-
rora.de.
Und wir haben noch ein besonderes Ange-
bot: Um euch das neue Buch »Marxismus 
und die Klimakrise« zu sichern, müsst ihr 
nichts weiter tun, als einen Freund oder 
eine Genossin für ein marx21-Abonne-
ment zu werben. 
Ihr habt selbst noch kein Abo? Dann 
schlagt jetzt zu! Auch bei Abschluss eures 
eigenen Jahresabos bekommt ihr unser 
Buch zur Klimakrise geschenkt.

Viel Spaß beim Lesen!
Eure Redaktion

Fragen? Anregungen? Kritik? Lobhudelei?
Wir freuen uns auf deine Post.

EDITORIAL | Winter 2019 / 2020

LESER WERBEN LESER

»Für DIE LINKE steht beim 
Klimaschutz der Kampf für ein 
anderes Wirtschaftsmodell im 
Zentrum. Es geht darum, dass 
die Verantwortlichen und Pro-
fiteure die Kosten tragen, nicht 
die Mehrheit der arbeitenden 

Bevölkerung. Für die anstehen-
den Auseinandersetzungen 

liefert das Buch wertvolle 
Argumente.« 

Bernd Riexinger, Vorsitzender 
der Partei DIE LINKE

»Wer sich ernsthaft mit den 
Ursachen der Klimakrise 

beschäftigt, kommt nicht daran 
vorbei, den Kapitalismus in 

Frage zu stellen. Nur dann kann 
es gelingen, die ökologische 
und soziale Krise zu bewälti-

gen. Dieses Buch zeigt, wie es 
gehen kann.« 

Kathrin Hartmann, Autorin 
von »Die grüne Lüge: 

Weltrettung als profitables 
Geschäftsmodell«

DEIN ABO, 
DEIN BUCH.

Marxismus und die Klimakrise: Wie kann 
der Planet gerettet werden? | Sergen 
Canoglu / Jürgen Ehlers / Yaak Pabst / 
Nina Papenfuß | 292 Seiten | EUR 16,50 
ISBN 978-3-947240-28-9 | 2019 
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BRiEFE AN diE REdAKtioN

Zum Artikel coronavirus: »die Agrarindustrie 
würde millionen tote riskieren.« (interview 
mit Rob Wallace, marx21.de, 11.03.2020)
Ich finde den Artikel großartig und eine 
wichtige Bereicherung in Zeiten der 
Verharmlosung einer noch nie dagewesenen 
Epidemie. Vielen Dank.
Alper Sirin, auf unserer Facebook-Seite

Ne echt, machen wir jetzt in 
Verschwörungstheorien? (...) Ich halte es für 
entscheidend, dass menschliche und tieri-
sche Viren nicht eng zusammenkommen, 
dazu enthält der Artikel Ansätze. An ande-
rer Stelle polemisiert das Interview unnö-
tig gegen industrielle Landwirtschaft. Der 
Kapitalismus hat uns auch die Mittel an die 
Hand gegeben, solche Epidemien schnell zu 
entdecken und etwas dagegen zu tun, statt 
Anbeten irgendwelcher Naturgötter o.ä. - im 
Interview kommt das nicht vor. Meine Kritik 
hinsichtlich »Verschwörungstheorien« be-
zieht sich aber nicht auf den Artikel, sondern 
auf die (mögliche) Titelseite: »Was sie nicht 
sagen.«
christian Schröppel, auf unserer Facebook-Seite

Es wäre sicher hilfreich, genauer zu er-
klären, dass industrielle Nahrungsmittel-
produktion heutzutage eben eine kapitalisti-
sche industrielle Nahrungsmittelproduktion 
ist und dass sich eine industrielle 
Nahrungsmittelproduktion unter sozialisti-
schen Bedingungen ganz anders darstellen 
würde.

mass Jam, auf unserer Facebook-Seite

Gegen die industrielle Landwirtschaft 
in ihrer jetzigen Form, speziell die 
Massentierhaltung zu argumentieren, ist 
keine »unnötige Polemik«. Die Methoden 
der Massentierhaltung sind ein Kern des 
Problems. In den letzten 30 Jahren hat sich 
sowohl die Nahrungsmittelherstellung, als 
auch damit der Konsum radikal verändert. 
Weil bei der industriellen Massentierhaltung 
eine große Zahl von Tieren auf engem Raum 
konzentriert werden und der Durchlauf stän-
dig erhöht wird, förderte diese die schnellere 
Entstehung, Übertragung und Vermischung 
von Viren. Es ist kein Zufall, dass in den letz-
ten Jahrzehnten vermehrt Viren in Umlauf 
kommen und unser Immunsystem attackie-
ren. Dieses ist gleichzeitig bei vielen (vor-
allem ärmeren Menschen) durch schlech-
te Ernährung, schlechte Wohnverhältnisse, 
mangelnde Bewegung und Stress durch 
Verdichtung der Arbeitszeiten verletzli-
cher. (...) Natürlich geht es um eine bes-
sere Ausstattung des Gesundheitssystems 
und (sollte ein Impfstoff gefunden wor-
den sein) um die kostenfreie Verteilung von 
möglichen Impfstoffen. Aber das sind nur 
Notfallmaßnahmen. Als Linke sollten wir 
auch die strukturellen Ursachen bekämp-
fen. Wir müssen die Massentierhaltung und 
die industrielle Landwirtschaft beenden, 
die die Erde von Wäldern entleert und den 
Boden seiner natürlichen Nährstoffe be-
raubt. Diese Methoden müssen ersetzt wer-
den durch eine geplante, vergesellschafte-
te, sichere und humane Massentierhaltung 
und Landwirtschaft, die ökologisch nach-
haltig ist und uns mit der notwendigen 
Nahrung versorgt. Für mich ist klar: In einer 
Gesellschaft, die sich nach den Bedürfnissen 
der Menschen (und der Tiere) und nicht am 
Profit orientiert, wird der Fleischkonsum, 
wie er aktuell stattfindet, nicht mehr mög-
lich sein.
Yaak Pabst, auf unserer Facebook-Seite

Ich finde schon, dass man über ein paar 
Aussagen diskutieren kann. Das stellt ja 
nicht in Frage, dass das Interview insge-
samt sehr gut ist. Es hat ja niemand die 
Weisheit mit Löffeln gefressen. Wallace sagt 
an einer Stelle: »Die nach kapitalistischen 
Bedürfnissen organisierte Landwirtschaft, 
die an die Stelle der natürlichen Ökologie 
tritt, bietet genau die Mittel, durch die ein 
Krankheitserreger die gefährlichste und an-
steckendste Erscheinungsform entwickeln 
kann.« Die natürliche Ökologie hinsichtlich 
der Ernährung des Homo Sapiens ist Jagen 
und Sammeln. Der moderne Mensch zeich-
net sich aber gerade dadurch aus, dass er aus 
der Natur heraustritt, sie bewusst formt und 
eben kein Naturwesen mehr ist. Das geschieht 
in Gestalt einer Klassengesellschaft, darum 
kritisiert Wallace die nach kapitalistischen 
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Bedürfnissen organisierte Landwirtschaft 
zu Recht, aber im 21. Jahrhundert ist kei-
ne natürliche Ökologie der Ernährung mehr 
möglich. Denken wir nur an den Grad der 
Verstädterung. Später sagt Wallace: »Dazu 
muss die Nahrungsmittelproduktion zu-
nächst wieder in die Bedürfnisse der länd-
lichen Gemeinden integriert werden.« Es 
geht aber gerade darum, die Bedürfnisse 
der ländlichen Produzenten und der urba-
nen Konsumenten miteinander zu integrie-
ren und nicht nur um die Bedürfnisse der 
ländlichen Gemeinden. Ich finde es völlig 
legitim, eine konstruktive Diskussion dar-
über zu haben, wie eine postkapitalistische 
Nahrungsmittelproduktion aussehen würde 
und was heute politische Reformforderungen 

im Sinne der Arbeiterklasse sein können.
mass Jam, auf unserer Facebook-Seite

Zum Artikel »Kapp-Putsch: Als die 
Arbeiterklasse die Republik rettete.« von 
Arthur Radoschewski (marx21.de, 13.03.2020).
Nicht zu vergessen sind die, die danach, wie 
bereits 1918/19 von der SPD erneut verra-
ten wurden indem deren Regierung (hier na-
mentlich Ebert und Noske) es zuließ, dass 
die Putschisten bzw. deren Freikorps vor 
allem im Ruhrgebiet blutige Rache an den 
Streikenden nahm.
Jürgen Behrend (auf unserer Facebook-Seite)

Zum Artikel »Rot-Rot-grün in Berlin: der 
Skandal um die S-Bahn-Privatisierung« 
(marx21.de, 4.02.2020)
Naja, die Sache ist schon komplexer. Auch 
wenn man das kritisieren muss ist die 
Überschrift wirklich Quatsch.
mario candeias, auf unserer Facebook-Seite

Die Überschrift spitzt natürlich zu. Aber wie 
würdest du das denn nennen? Schließlich 
sind sich alle Journalisten, die darüber 

schreiben einig, dass wohl Private zum Zug 
kommen werden, wenn die Ausschreibung 
so durch kommt. Und das ist kein Zufall, 
sondern von der Grünen Senatorin und ihrer 
Partei angestrebt.
moritz Wittler, auf unserer Facebook-Seite

Zum Artikel »Krankes System – Börsencrash 
und coronavirus« von thomas Weiß, (marx21.
de, 9.03.2020)
Eine Weltwirtschaft, die wegen einem 
Grippevirus kollabiert, war schon vorher 
krank.
Florian Kirner, auf unserer Facebook-Seite

Zum Artikel »Ernesto cardenal und die 
theologie der Befreiung« von Klaus-dieter 
heiser (marx21.de, 02.03.2020).
Wenn der Zustand der Welt Gottes Wille ist, 
gehört Gott hinter Schloss und Riegel.
Und man kann ja gerne sympathisch fin-
den, wenn irgendwelche religiösen Typen 
mit Marxismus und Revolution liebäugeln. 
Aber mal wieder typisch m21, dass im Artikel 
kein Wort der Kritik am unmaterialisti-
schen Gewäsch der Befreiungstheologie vor-
kommt. Wie gesagt, sympathisiert halt damit 
– aber mit Marxismus hat das nichts zu tun.
Sönke Schröder, auf unserer Facebook-Seite

Dass Marx den Kapitalismus zutreffend er-
klärt hat, heißt nicht automatisch, dass er 
alles andere zutreffend erklärt hat. Auch 
er hätte sehen können (trotz der religiösen 
Situation zu seiner Zeit), dass zumindest 
Jesus nicht auf der Seite der Herrschenden 
stand – und auch nichts dafür kann, wenn 
man seine Lehre so zurechtbiegt, dass 
man damit herrschen konnte. Und wa-
rum sollte Gott verantwortlich dafür sein, 
wenn Menschen Gott falsch beschreiben? 
Oder wenn sie lauter Dinge tun, die die-
se Welt für viele zur Hölle machen? Dafür 
sind immer noch Menschen verantwortlich 

und deren Interessen. Und warum soll es 
Marxisten bitte stören, wenn Christen den 
Kapitalismus ablehnen, aber beim marxisti-
schen Atheismus nicht mitmachen. Wo sie 
aber übrigens mitmachen, ist bei der mar-
xistischen Kritik falscher Gottesbilder, nur 
dass sie daraus nicht schließen, dass Gott 
notwendig eine Projektion »des« Menschen 
ist. Ein falsches Gottesbild ist eine Projektion 
derer, die herrschen wollen über andere.
»Kein anderes Evangelium«, auf unserer Face-
book-Seite

Zum Artikel »Krise in thüringen: Sieg in die 
Sackgasse?« von der marx21-Redaktion 
(marx21.de, 01.03.2020).
Man kann natürlich der rechten Einheitsfront 
das Geschwafel von der Weltrevolution ent-
gegensetzen, nicht von Klein-Bürgis ge-
wählt werden und auf seinem Standpunkt 
beharren. Man entwickelt sich zu einer 
Sekte, Hauptsache man hat »Recht« und die 
Faschos freut‘s.
Björn Ros, auf unserer Facebook-Seite

Zum Artikel »Was das coronavirus mit 
Kapitalismus zu tun hat« von Juri Prasad 
(marx21.de, 27.02.2020).
Erst steckt sich das Proletariat in den 
Elendsvierteln beim Vieh an und verbreitet 
seine Krankheit dann auf Kreuzfahrtschiffen, 
in kanarischen Hotels und auf Karnevals-
partys. Kapitalismus in a nutshell.
Robert Sp, auf unserer Facebook-Seite

Frau verschluckt sich an einem Stück 
Brot beim Picknick. marx21: »Warum der 
Kapitalismus schuld daran ist, dass sich 
Frauen an einem Stück Brot beim Picknick 
verschlucken!«
Andrax gor, auf unserer Facebook-Seite
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FRAUENSTREiK | Millionen Frauen und 
Männer sind am 8. März 2020 weltweit gegen 
Sexismus und Frauenunterdrückung auf die 
Straße gegangen.
Oben: Zum zweiten Mal in Folge hat die türki-
sche Regierung 2020 Demonstrationen am 8. 
März verboten. Zehntausende widersetzen sich 
dem Verbot und marschierten in Istanbul unter 
Polizeigewalt auf der istiklal-Straße. 

Links: Die da oben sind der Virus.« Zu Beginn 
der Oktoberrevolution im Irak war die Gesichts-
maske Schutz gegen die übermäßigen Giftga-
sangriffe der Sicherheitskräfte. Heute nimmt die 
Protestbewegung die öffentliche Gesundheit 
selbst in die Hand.
Mitte: Allein in Santiago de Chile waren am 8. 
März zwei Millionen Menschen auf der Stra-
ße. Ein zweitägiger Frauenstreik richtete sich 

gegen Gewalt von Seiten des Staates. Rechts: 
»Respekt für indigene Frauen«. Unter dem bra-
silianischen Präsident Jair Bolsonaro und seiner 
Regierung sehen sich Frauen, Indigene und 
Schwarze massiven Angriffen ausgesetzt.
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FOTOSTORY | FRAUENSTREIK
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Landverteidiger | In Kanada agieren die Mi-
litärpolizei RCMP und der Energiekonzern TC Ener-
gy Hand in Hand, um die 670 km lange Coastal 
GasLink Pipeline durchzusetzen. Diese soll durch 
das Land der Wet’suwet’en First Nation, einer in-
digenen Gruppe, führen. Dagegen hat sich eine 
breite Solidaritätsbewegung zur Verteidigung 
des indigenen Lands gebildet. Oben: »Landver-
teidigerinnen«, wie die Protestierenden sich selbst 

bezeichnen, haben erfolgreich Häfen, Autobahnen 
und Regierungsgebäude blockiert.
Links: Über 400 Zugverbindungen der Canadian 
National Railway wurden gestrichen. CN Rail nutz-
te die Blockaden als Vorwand, Hunderte Bahnan-
gestellte zu entlassen.
Mitte: Die Auseinandersetzung wird von Staat und 
Medien als Krise inszeniert, Politiker fordern die 
Wiederherstellung der »Rechtsstaatlichkeit«. Die 

Wet’suwet’ten sind nach dieser Auslegung »Beset-
zer«, da sie keine Landrechte haben – eine Folge 
des kolonialen Erbe des kanadischen Staates.
Rechts: In dem Kampf geht es nicht nur um 
Landrechte, sondern um den Umgang mit der 
Natur, den Rassismus gegenüber der indigenen 
Bevölkerung und um Landnahme für Profit.
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Rassistische Scheindebatte

Nikab-Verbot an Schulen

Von Christine Buchholz

M
itten im Hamburger Bürgerschafts-
wahlkampf ließ das Hamburger Ober-
verwaltungsgericht (OVG) die Be-
schwerde einer 16-jährigen Schülerin 

zu, die im Nikab, also vollverschleiert mit Sehschlitz, 
die Berufsschule besuchte. Die Schulbehörde hatte 
ihr das untersagt und ihrer Mutter ein Bußgeld von 
500 Euro auferlegt, weil sie nicht dafür gesorgt hatte, 
dass die Tochter die Vollverschleierung ablegt.
Das Urteil des OVG sorgte für 
Aufregung: AfD, CDU und FDP 
schäumten. Aber auch SPD 
und Grüne kündigten an, das 
Schulgesetz zu ändern, um zu-
künftig eine Rechtsgrundla-
ge für das Verbot des Nikabs 
an Schulen zu haben. Ande-
re Landesregierungen wollen 
ebenfalls ein Nikabverbot im 
Schulgesetz verankern. Bayern 
und Niedersachsen haben be-
reits eines.
Das OVG begründet seine Ent-
scheidung damit, dass die 
Schülerin ihre »vorbehaltslos 
geschützte Glaubensfreiheit in 
Anspruch nehmen« kann. Das ist richtig. Und es sollte 
auch so bleiben. 
Auch wenn man einen Nikab nicht gut finden muss, 
ist ein Verbot falsch. Denn die Verankerung eines Ni-
kab-Verbots in Schulgesetzen wird nur der Einstieg in 
eine weitere Verbotsdebatte sein. Das wollen AfD und 
CDU in Hamburg schon lange: Im Jahr 2017 waren sie 
noch mit einem Verschleierungsverbot in öffentlichen 
Bereichen wie Schulen und Hochschulen gescheitert. 
Aber auch damals schon sagten SPD und Grüne zu, 
Landesregelungen zum Verbot von Gesichtsverhül-
lungen »sachgerecht« zu prüfen. 
Auch die Grünen-Spitzenkandidatin in Hamburg, 
Katharina Fegebank, befürwortet ein Verbot und das 
mit scheinbar fortschrittlichen frauenpolitischen Ar-
gumenten: Burka und Nikab sind für sie »Unterdrü-
ckungssymbole«. Aber der 16-jährigen Berufsschüle-
rin, die Einzelhandelskauffrau lernt und Nikab trägt, 
hilft ein Verbot nicht. Auch wenn sie den Nikab nicht 
aus eigener Entscheidung tragen sollte, wird sie sich 
nicht aus einer möglichen Unterdrückungssitua-
tion befreien, wenn sie nicht ihre Ausbildung wei-

terführen kann, die die Basis für eine eigenständige 
Erwerbsarbeit und damit auch für finanzielle Unab-
hängigkeit ist. Hinzu kommt, dass Vollverschleierung 
in Deutschland ein absolutes Randphänomen ist. Das 
Verbot wird immer wieder von der AfD und Teilen der 
CDU in die Diskussion gebracht. Doch das ist nichts 
als eine rassistische Scheindebatte, die ausschließlich 
dazu geeignet ist, von den eigentlichen Problemen 
abzulenken. Dass die übergroße Mehrheit der Mus-

lime in Deutschland den Nikab 
ablehnen oder nicht als religiös 
geboten ansehen, wird aus der 
Debatte ausgeklammert. Denn 
eigentlich zielt die rechte Kam-
pagne gegen Vollverschleierung 
auf alle Muslime und nicht auf 
die verschwindend geringe Min-
derheit, die Vollverschleierung 
für geboten hält. 
Dass SPD und Grüne jetzt in das 
gleiche Horn stoßen, macht die 
Stigmatisierung von Muslimen 
und den antimuslimischen Ras-
sismus, an den die AfD und Na-
zis anknüpfen, weiter salonfähig. 
Notwendig wäre es stattdessen, 

Vorurteile abzubauen und klarzumachen, dass ein 
Ausschluss aus Bildungseinrichtungen keine Lösung 
sein kann.
Dass es auch anders geht, zeigen die mitregierenden 
Grünen in Schleswig-Holstein. Sie blockierten dort 
einen Vorstoß von CDU und FDP, Hochschulen zu 
erlauben, Trägerinnen von Nikab oder Burka von 
Lehrveranstaltungen auszuschließen. Sie verwiesen 
darauf, dass Kleiderverbote keine Lösung seien und 
muslimischen Frauen der Zugang zu Bildung nicht 
verwehrt werden dürfe. 
Wenn Rot-Grün in Hamburg nun das Nikab-Verbot an 
Schulen einführt, werden sich AfD, CDU und FDP be-
stätigt fühlen, dass man SPD und Grüne nach rechts 
bewegen kann, wenn man genug Druck macht. Daher 
ist es wichtig, dass sich DIE LINKE, wie in Hamburg 
geschehen, klar gegen ein Verbot der Vollverschleie-
rung stellt – auch an Schulen.  ■

SPD und 
Grüne machen 

AfD-Hetze
 salonfähig

UNSERE MEINUNG | NIKAB-VERBOT

Christine Buchholz
ist religionspolitische Sprecherin der Linksfraktion im Bundestag 
und Mitglied im Parteivorstand der LINKEN.
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B
odo Ramelows Entscheidung, 
einen AfD-Kandidaten zum 
Vizepräsidenten des Thürin-
ger Landtages zu wählen, ist 

falsch und keine Hilfe im Kampf gegen 
Rechts. Bodo Ramelow hat die AfD in sei-
ner Antrittsrede völlig zurecht als »Brand-
stifter« bezeichnet, die die Demokratie mit 
Füßen treten, und er hat dem Faschisten 
Höcke den Handschlag verweigert - eine 
wichtige antifaschistische Geste. 
Viele Menschen, die in den letzten Wo-
chen in Thüringen und bundesweit gegen 
die Wahl Kemmerichs, gegen die AfD, die 
Gefahr von Rechts und gegen Rassismus 
demonstriert haben, empfinden dieses 
Wahlverhalten als enttäuschend oder so-
gar als Schlag ins Gesicht. 
Eine »Erpressungssituation«, die Bodo be-
schreibt, löst man nicht, indem man den 
Erpressern nachgibt. 
Erfolgreiche Erpresser werden zu neu-
en Erpressungen ermutigt. Gerade dieses 
Agieren zeigt, dass die AfD in keine wich-
tigen Ämter gewählt werden darf. Eine sol-
che Erpressung muss öffentlich gemacht 

und zurückgewiesen werden. Nachge-
ben ist keine Option, zumal es immer Al-
ternativen gibt: Warum hat DIE LINKE in 
Thüringen nicht versucht, das Thüringer 
Richter- und Staatsanwältegesetz zu än-
dern? Das sieht zwar vor, dass alle Frakti-
onen im Richterwahlausschuss vertreten 

sein müssen, es hätte sich aber im Land-
tag mit Mehrheit dahingehend ändern 
lassen, dass das Gremium nicht blockiert 
ist, wenn eine Fraktion auf ihr Vorschlags-
recht verzichtet - falls die AfD es darauf 
hätte ankommen lassen. Es gibt kein par-
lamentarisches Recht der AfD, einen Vize-
präsidenten zu stellen. 
Das ist und bleibt eine demokratische 
Wahl. Im Bundestag und in den meisten 
Landtagen stellt die AfD keinen Vizeprä-

sidenten, weil es breite Mehrheiten dage-
gen gab. Im Hessischen Landtag hat eine 
Mehrheit aus CDU, Grünen, SPD und LIN-
KEN bisher gegen alle vorgeschlagenen 
Kandidaten der AfD gestimmt und damit 
einen Vizepräsidenten der AfD verhindert. 
Die Parole »Nie Wieder!« verpflichtet auch 
dazu, Lehren aus der Geschichte zu zie-
hen. NS-Propagandist Joseph Goebbels 
schrieb 1928 offen: »Wir gehen in den 
Reichstag hinein, um uns im Waffenar-
senal der Demokratie mit deren eigenen 
Waffen zu versorgen. Wir werden Reichs-
tagsabgeordnete, um die Weimarer Ge-
sinnung mit ihrer eigenen Unterstützung 
lahmzulegen. (…) Uns ist jedes gesetzliche 
Mittel recht, den Zustand von heute zu re-
volutionieren.« 
Die Nazis von damals und heute benutzen 
die Demokratie, um sie zu zerschlagen. Es 
muss dabei bleiben: Kein Handschlag und 
keine Stimme für Faschisten. ■

Keine Stimme den Faschisten!
Umgang mit der AfD

VON JANINE WISSLER
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UNSERE MEINUNG |  Umgang mit der AfD

JANINE WISSLER
ist Fraktionsvorsitzende der LINKEN im hessischen 
Landtag.

Nachgeben ist 
keine Option
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Sieg in 
die Sackgasse?

DIE LINKE geht gestärkt aus der Regierungskrise in Thüringen hervor. Doch 
ihre Rekordumfragewerte verhindern nicht, dass Teile der CDU weiterhin den 
Pakt mit der AfD wollen. Derweil setzt der Höcke-Flügel darauf, sich unter 
R2G als völkisch-soziale Oppositionskraft zu etablieren. Ein Plädoyer für 
einen linken Neuanfang

VON Lucia Schnell

I
n Thüringen haben sich in den letzten Wochen 
die Ereignisse überschlagen. Nachdem der 
FDP-Kandidat Thomas Kemmerich im drit-
ten Wahlgang mit den Stimmen von FDP, CDU 

und AfD zum Ministerpräsidenten gewählt wurde, gab 
es einen Sturm der Entrüstung. 
Zu Recht: Es war nicht das erste Mal in der deutschen 
Geschichte, dass sich bürgerliche Kräfte mit Faschis-
ten verbündeten. Thomas Kemmerich ist infolge des 
gewaltigen gesellschaftlichen Drucks vom Amt des 
Ministerpräsidenten zurückgetreten. Doch das ist kein 
Grund für Entwarnung: Der rechte Flügel der Uni-
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Lucia 
Schnell
ist aktiv in 

der LINKEN in 
Berlin-Neukölln.

on will den Pakt mit der AfD und ist alles andere als 
geschlagen. Nach nur wenigen Tagen zog sich auch 
Annegret Kramp-Karrenbauer vom Parteivorsitz der 
CDU zurück. Die CDU ist in einer tiefen Krise und die 
AfD verharrt in Umfragen auf hohem Niveau. In die-
ser Situation scheint DIE LINKE als strahlende Siege-
rin. Laut neuesten Umfragen steht die Partei in Thü-
ringen bei bis zu 40 Prozent, während die CDU auf 13 
Prozent abstürzt. 
Hat DIE LINKE also alles richtig gemacht? Kann Rot-
Rot-Grün mit Hilfe der Eroberung von Landesregie-
rungen ein Bollwerk gegen die rechte Gefahr aufbau-

INLAND |  THÜRINGEN

Wahlabend in Thü-
ringen. Von links: Björn 
Höcke (AfD), Thomas 
Kemmerich (FDP), Mike 
Mohring (CDU) und 
Bodo Ramelow (DIE 
LINKE) 
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en? Um diese Fragen zu beantworten, hilft es, nicht 
nur auf Wahlergebnisse oder Umfragen zu schauen, 
sondern sowohl einen Blick auf die Taktik der Gegne-
rinnen und Gegner der LINKEN, als auch auf die reale 
Bilanz von R2G in Thüringen zu werfen.

Der Blumenstrauß-Wurf von Parteichefin Susan-
ne Hennig-Wellsow steht stellvertretend für die klare 
antifaschistische Haltung der LINKEN im Thüringer 
Landtag. Angesichts der gefährlichen Wahlerfolge der 
AfD gilt es, diese Haltung zu stärken. Um den Kampf 
gegen rechts zu gewinnen, brauchen wir Klarheit über 
den Charakter der AfD und ihre Taktik. Die oft gewähl-
te Formulierung »Rechtsaußen« verharmlost Björn 
Höckes politische Agenda. Höcke ist ein Faschist. Wer 
das nicht verstanden hat, kommt unweigerlich zu fal-
schen Schlussfolgerungen. Höcke hat seine histori-
sche Aufgabe erkannt, und ihn zeichnet eine stoische 
Geduld aus, diese zu erfüllen. 
In einem öffentlichen Schreiben an die Mitglieder der 
AfD in Thüringen schreibt Höcke gemeinsam mit Ste-
fan Möller (ebenso Landessprecher der AfD Thürin-
gen) zu den Aufgaben der AfD in den nächsten Jah-
ren folgendes: »Darüber hinaus werden wir in den 
nächsten Monaten und Jahren daran arbeiten, noch 
mehr Wähler im linken Lager von unseren Positionen 
zu überzeugen. Eine entscheidende Rolle spielt da-
bei der Kurs in der Sozialpolitik der AfD. Nach wie vor 
halten viele Wähler Bodo Ramelow die Stange, weil 
sie ihn für die Verkörperung einer vermeintlich ge-
rechten Sozialpolitik halten. Gelingt es uns, das Strei-
ten für soziale Gerechtigkeit, für den Erhalt unserer 
Identität und für eine Demokratisierung unseres Lan-
des gleichberechtigt zum Markenkern der AfD zu ma-
chen, werden wir in Zukunft die erforderlichen Mehr-
heiten gewinnen können.«
Der Nazi–Flügel um Höcke sieht in der AfD eine his-
torische Chance für Faschisten, aus der gesellschaft-
lichen Nische auszubrechen. Auf konkrete program-
matische Inhalte kommt es ihnen dabei weniger an. 
Ziel ist eine faschistische Partei mit Massenbasis. Um 
dies zu erreichen, müssen sie auch soziale Forderun-
gen in ihr Parteiprogramm aufnehmen. 
Die im Brief genannten »Anschlussaktivitäten« sa-
hen in der Vergangenheit wie folgt aus: Lancierung 
einer AfD-Kampagne »Sozial ohne Rot zu werden«, 
Demonstrationen am 1. Mai ebenfalls unter dem 
gleichen Motto, Gründung des »Alternativen Arbeit-
nehmerverbands Mitteldeutschlands« (ALARM) und 
Unterstützung rechter Gewerkschaftslisten für Be-
triebsratswahlen wie die Kampagne »Werde Betriebs-
rat« zu den Betriebsratswahlen 2019. Der Gründer 
von »Alarm« ist der Höcke-Mann und Rechtsanwalt 
Jürgen Pohl, der auf Platz zwei der Thüringer Landes-
liste für den Bundestag kandidierte. Der »Flügel« hat 
eine klare Strategie, die auf die Gewinnung von Arbei-
terinnen und Arbeitern abzielt. Leute wie Björn Hö-
cke, Jürgen Pohl, Jens Maier oder Andreas Kalbitz ar-
beiten aktiv am sozialen und »rebellischen« Profil der 

AfD. Der reaktionäre Antikapitalismus und die »nati-
onal-soziale« Ausrichtung des Flügels dient dem Auf-
bau einer Massenbewegung auf der Straße. Vor die-
sem Hintergrund ist es gefährlich, wenn die LINKE 
(eingebunden in Regierungsverantwortung) die Op-
position der AfD überlässt. 
Denn das Szenario, das den taktischen Überlegungen 
der Nazis in der AfD zu Grunde liegt, ist nicht realitäts-
fern. Schon unter der ersten R2G-Regierung von 2016 
bis 2019 konnte die AfD ihren Stimmenanteil mehr als 
verdoppeln. Laut infratest dimap mobilisierte die AfD 
Thüringen rund 77.000 Nichtwählerinnen und Nicht-
wähler und nahm zudem allen anderen bisher im 
Landtag vertretenen Parteien Stimmen weg, die meis-
ten davon der CDU (36.000) und der LINKEN (17.000).
Die Vereinbarung der Thüringer LINKEN mit der 
CDU, wonach die Konservativen 
Bodo Ramelow bei der nächsten 
Abstimmung im Landtag zu ei-
ner Mehrheit für die Wahl zum 
Ministerpräsidenten verhal-
fen, könnte sich als Eigentor für 
DIE LINKE erweisen – aus drei 
Gründen. Zum einen wird der 
CDU mit Neuwahlen erst im Ap-
ril 2021 eine unnötige Schonfrist 
verschafft. Zweitens hat R2G ein 
weiteres Jahr keine Mehrheiten 
für linke Politikvorhaben, wenn 
sie sich von Stimmen der CDU 
abhängig macht. Drittens wird 
es der AfD eher nutzen, wenn sie 
sich angesichts der Kungelei der 
LINKEN mit der CDU als einzige 
Kraft gegen das Establishment 
profilieren kann.

R2G hat in seiner fünfjährigen 
Regierungsverantwortung die 
Lebensbedingungen der Lohn-
abhängigen und ihrer Familien 
nicht grundlegend verbessert. 
In den wichtigsten Politikfel-
dern hat die rot-rot-grüne Lan-
desregierung unter Bodo Rame-
low nicht geliefert: Die Armut in 
Thüringen verharrt auf hohem 
Niveau, die Klimabilanz ist mehr als bescheiden und 
der Mietenwahnsinn nimmt auch in Thüringen nicht 
ab. Trotz boomender Wirtschaft ist in Thüringen jeder 
Sechste von Armut bedroht. 
Laut Statistischem Bundesamt lag das Armutsrisiko 
2018 in Thüringen bei 16,4 Prozent. Vor Antritt von 
R2G lag die Armutsgefährdungsquote 2014 bei 17,8 
Prozent.  2009 lag der Wert bei 18,1 Prozent. Die Re-
gierung konnte an der sozialen Lage der Menschen 
nichts grundlegend verändern, genauso wenig wie 
alle Regierungen zuvor. In Thüringen gelten seit Jah-
ren Hunderttausende Bürgerinnen und Bürger als 

LINKE 
überlässt 
AfD die
Opposition

INLAND |  THÜRINGEN
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Der Spiegel kommentiert nach der Wahl Ramelows 
treffend: »Natürlich ist auch Thüringens Linke eine 
staatstragende Partei. In den vergangenen fünf Jah-
ren stellte sie den Ministerpräsidenten. Bodo Rame-
low regiert so, wie in anderen Bundesländern Sozial-
demokraten regieren.«
Für die Partei in Thüringen bedeutete diese Ausrich-
tung Überparlamentarisierung und Stellvertreterpoli-
tik, bei der die Fraktion und Ministerinnen und Minis-
ter die eigentlichen Akteure der Partei sind. Nach den 
Wahlen in Thüringen ging ein regelrechtes Feuerwerk 
für den Kurs von Ramelow durch die Republik. Über 
die politischen Lager hinweg bestand eine trügerische 
Einigkeit. Von der linksliberalen »taz« bis zur konser-
vativen »FAZ« wird der LINKE-Ministerpräsident als 
Superstar gefeiert: Der »bürgernahe« (FAZ), der »Re-
alist und Staatsmann« (NDR), »Triumph der Rame-
low’schen Realpolitik« (Welt) und »Ramelow ist die 
Mitte« (taz) lauteten die Schlagzeilen.

Kurz: DIE LINKE erkämpft einen historischen Sieg 
in Thüringen nur und vor allem wegen Bodo Rame-
low. Die Partei glänzt in Umfragen, bezahlt dies aber 
mit einem hohen Preis: der politischen Anpassung an 
die Sozialdemokratie. Anstatt auf den Kurs einer so-
zialistischen, bewegungsorientierten Mitgliederpar-
tei zu setzen, wurde die Partei zu einem Vehikel, um 
R2G auf den Weg zu bringen und Ramelow als LIN-
KEN-Ministerpräsidenten durchzusetzen. Alle bishe-
rigen Regierungsbeteiligungen der LINKEN auf Län-
derebene (in Mecklenburg-Vorpommern 1998 bis 
2006, in Brandenburg von 2009 bis 2019, die 10 Jah-
re Rot-Rot in Berlin von 2001 bis 2011 und die aktuel-
le rot-rot-grüne Koalition seit 2016, die rot-rot-grüne 
Koalition mit dem LINKEN Ministerpräsidenten Bodo 
Ramelow von 2014 bis 2019) haben gezeigt, dass die 
Beteiligung an Regierungskoalitionen auf lange Sicht 
linken Forderungen und Bewegungen sowie der Par-
tei selbst schaden – und die Ziele auf Veränderungen 
der Gesellschaft in weite Ferne rücken lassen. 
Die derzeitigen Rahmenbedingungen im Kapitalis-
mus, also die Finanzen in Bund, Ländern und Kom-
munen und ihre Kompetenzen, der grundsätzliche 
Charakter des bürgerlichen Staates allgemein, aber 
auch die Rechtswende von SPD und Grünen im Be-
sonderen als potentielle Koalitionspartner setzen der 
Umsetzung eines wirklichen Politikwechsels äußerst 
enge Grenzen. DIE LINKE kann in Regierungsverant-
wortung auf Landesebene weder die Armutsrenten 
beseitigen noch das HartzIV-Regime umgehen. Die 
Zustimmung der LINKEN in Sachsen zur Schulden-
bremse und in Thüringen, Brandenburg und Berlin 
zur Autobahnprivatisierung konterkarierte die antika-
pitalistische Profilierung der Partei.
Entscheidend für die kommenden Jahre ist daher, 
dass die Linke sich eindeutig gegen neoliberale Maß-
nahmen stellt und für wirkliche soziale Verbesserung 
kämpft. Dafür ist eine Kampfansage an die Bundesre-
gierung nötig, weil wichtige Stellschrauben für einen 

arm. So muss selbst Thüringens LINKE-Sozialminis-
terin Heike Werner zugeben: »Es sind aber auch die 
Kinder von gut ausgebildeten Arbeitnehmern betrof-
fen, weil ihre Eltern im Niedriglohnsektor arbeiten 
oder prekäre Arbeitsverhältnisse haben«. 
Besorgniserregend ist nach Werners Worten, dass der 
Anteil der von Armut bedrohten Kinder in Thüringen 
seit 2013 nicht deutlich zurückgegangen ist – trotz der 
stabilen wirtschaftlichen Entwicklung, der Einführung 
des Mindestlohns und sinkender Arbeitslosenzahlen.
Auch beim Thema steigende Mieten in den Städten ist 
die Bilanz von R2G mehr als ernüchternd. In Jena gibt 
es mit 1,8 Prozent so gut wie keinen Wohnungsleer-
stand, in Erfurt liegt er bei 3,3. In Erfurt sind die Mie-
ten in den vergangenen zehn Jahren um 35 Prozent 
gestiegen, in Weimar um 37 Prozent.
DIE LINKE ist angetreten, um die gesellschaftlichen 
Verhältnisse zu verändern, nicht um den Status-Quo 
zu verwalten. Genau das ist aber in Thüringen pas-
siert. Die Ausrichtung der Partei unter der Führung 
von Bodo Ramelow und Susanne Hennig-Wellsow auf 
eine Regierungsbeteiligung ohne Mindestbedingun-
gen hat die Partei nachhaltig verändert. 

Rot-Rot-Grün hat 
nicht geliefert

INLAND |  THÜRINGEN
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Aus Protest gegen die Wahl 
von Thomas Kemmerich (FDP) 
zum neuen Ministerpräsiden-
ten von Thüringen demonst-
rieren am Abend des 5. Febru-
ar tausende Menschen vor der 
Bundesgeschäftsstelle der FDP 
in Berlin. Kemmerich hatte sich 
mit Unterstützung von CDU 
und AfD wählen lassen und ist 
damit der erste Ministerpräsi-
dent der Bundesrepublik,  der 
sich von einer Nazi-Partei ins 
Amt verhelfen ließ
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Politikwechsel auf der Landesebene im Bund gedreht 
werden müssten – z. B. in der Steuer- und Sozialpo-
litik. 
Sollte die Linke bei dieser Aufgabe versagen, bietet sie 
der Rechten die Möglichkeit, in das durch enttäusch-
te Hoffnungen entstandene Vakuum vorzudrin-
gen. Wenn es der LINKEN in den nächsten fünf Jah-
ren nicht gelingt, den Menschen eine Perspektive zur 
grundlegenden Verbesserung der Lebensverhältnisse 
in Thüringen zu bieten, droht nicht nur ihr Absturz, 
sondern auch der weitere Aufstieg der faschistischen 
AfD. Darauf spekuliert der Höcke-Flügel.

DIE LINKE in Thüringen muss als Partei trotz Regie-
rungsbeteiligung ihre Eigenständigkeit bewahren und 

darf sich nicht in der Zuschauerrolle den Koalitions-
zwängen unterordnen. Es ist Aufgabe der Partei, an 
der Seite von Beschäftigten und sozialen Bewegungen 
außerparlamentarisch Druck zu machen und durch 
Aufklärung und Mobilisierung die gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnisse zu verschieben. Über diesen An-
satz kann der Partei ein neuer Aufbruch gelingen, um 
sich mit einem rebellischen Profil als Kraft gegen die 
herrschenden Verhältnisse aufzubauen. 
Das ist keine Selbstverständlichkeit. Für grundlegen-
de Veränderungen ist allerdings wichtiger, ob es Be-
wegungen und Kämpfe und ob es gewerkschaftlichen 
sowie betrieblichen Protest gibt. Entscheidend ist we-
niger, wer regiert, sondern vielmehr, ob es gelingt, 
die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse durch Mo-
bilisierungen auf der Straße, in den Betrieben und an 
den Unis zu verändern: z. B. gegen Armutslöhne, für 
die sozial-ökologische Verkehrswende, für bezahlba-
ren Wohnraum. Ansatzpunkte für eine Orientierung 
der LINKEN auf gesellschaftliche Mobilisierungen 
gibt es auch in Thüringen – sei es die Bewegung ge-
gen Rechts, die Fridays for Future oder streikende Be-
schäftigte. 
Darüber hinaus braucht es in Thüringen eine starke 
antifaschistische Front. Höcke als Antidemokraten zu 
bekämpfen reicht nicht. Sein faschistisches Weltbild 
muss entlarvt werden und Proteste auf der Straße und 
Aktionen im Parlament gegen die AfD sollten Hand in 
Hand gehen. So können wir der doppelten Aufgabe 
gerecht werden: sowohl mit klarer Kante gegen Rechts 
als auch mit antikapitalistischem Profil für einen lin-
ken Aufbruch gegen die herrschenden Verhältnisse 
wirksam zu werden. ■

INLAND |  THÜRinGen

Thüringen 
braucht eine 

antifaschistische 
Front

AnZeiGe

Die LinKe muss die Republik aufmischen. Auch hierzulande bricht sich die Frustration 
nach Jahrzehnten neoliberaler Politik Bahn in einem brandgefährlichen Aufstieg der 
Rechten. Wir meinen: Um ihrer Rolle als sozialistische Kraft gerecht zu werden, muss 
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INLAND | AnTiRASSiSMUS

Migrantische 
Kämpfe stärken

Die Morde von Hanau müssen ein Weckruf sein, sich Rassismus bedingungslos 
entgegenzustellen und Migrantinnen und Migranten zu unterstützen

H
anau ist eine Zäsur. Nicht, weil es vor-
her keinen Rassismus in Deutschland ge-
geben hätte. Auch nicht, weil es vorher 
keine rassistische Gewalt gegeben hätte. 

Und noch nicht einmal, weil es vorher keine rassisti-
schen Morde gegeben hätte. Hanau ist deshalb eine 
Zäsur, weil deutlich wurde, dass der rassistische Ter-
ror alle Migrantinnen und Migranten, Muslime, Juden 
und Menschen mit Migrationshintergrund in diesem 
Land treffen kann - immer und überall. Die Antwort 
darauf kann nicht Rückzug lauten, sondern nur die 
Unterstützung migrantischer Kämpfe durch Linke.
Hanau, das ist der rassistische Mord an neun Men-
schen in Shishabars. Eine Shishabar wurde gewählt, 
weil diese durch die Medien und die etablierte Poli-
tik zu Orten erklärt wurden, die für Kriminalität und 
Desintegration zu stehen scheinen. Politiker wie der 
nordrhein-westfälische Innenminister Herbert Reul 
(CDU) und der Neuköllner Bürgermeister Martin Hi-
kel (SPD) haben diese Stimmung geschürt. Während 
SPD und CDU angaben, nur gegen Kriminelle vorge-
hen zu wollen, wurde die AfD deutlicher und setzte 
Shishabars allgemein mit Islamisierung, Terror und 
Kriminalität gleich. 

Die Razzien in den Cafés - Woche für Woche, von bis 
zu 70 schwerbewaffneten Polizeibeamten - brachten 
wenig zutage: Mal wurde etwas unverzollter Tabak 
gefunden, mal wurden Hygieneverstöße festgestellt. 
Schützenhilfe gab es von den Medien: Kritische Nach-
fragen, warum man sich auf Kleinstdelikte stürzt, 
während von deutschen Superreichen und ihren Kon-
zernen Milliarden hinterzogen werden, wurden nicht 
gestellt. Auch nach den rassistischen Morden wurde 
die Praxis nicht beendet, sondern soll fortgeführt wer-
den, wie sowohl Reul als auch Hikel in Stellungnah-
men erklärten. 
Die Ersten, die auf diese Stellungnahmen reagierten, 
waren die Aktivistinnen und Aktivisten des Bünd-
nisses Kein Generalverdacht, welches sich gegen die 

Gleichsetzung von Shishabars mit Kriminalität und 
arabischstämmigen Migranten mit Verbrechern stellt.
Doch auch bundesweit wurde bei den Protesten nach 
Hanau deutlich gemacht, dass es endlich ein Ende 
der Stigmatisierung braucht. In verschiedensten Re-
den und Stellungnahmen wurde darauf hingewiesen, 
dass die Blindheit des Staats auf dem rechten Auge bei 
gleichzeitiger Konzentration  auf migrantische Struk-
turen diese Tat befördert hat. 
Spätestens nach Hanau muss es Aufgabe der deut-
schen Linken sein, sich mit aller Kraft gegen Rassis-
mus, rechte Stimmungsmache und Gewalt zu stel-
len. Dafür ist es nicht relevant, ob diejenigen, gegen 
die gehetzt wird, in das linke Weltbild passen. Migran-
tinnen und Migranten sowie ihre Orte der Sicherheit 
müssen verteidigt werden, ohne dass diese einen Ge-
sinnungstest ablegen. 
Das bedeutet konkret, Shishabars oder Moscheen ge-
gen Anfeindungen zu verteidigen, auch wenn die da-
rin sitzenden Menschen keine Linken sind, vielleicht 
sogar ein konservatives Weltbild haben. Rassismus 
darf nicht toleriert werden, nur weil man mit den Op-
fern nichts anfangen kann. 
Das kann allerdings nur ein erster Schritt sein. 
Migrantinnen und Migranten muss ein Ort geboten 
werden, an dem sie sich organisieren können. Die ge-
sellschaftliche Linke und auch die Partei DIE LINKE 
muss auf sie zugehen. Die Werbung für antirassisti-
sche Proteste muss in migrantisch geprägten Stadttei-
len stattfinden, nicht vor autonomen Zentren und lin-
ken Szenekneipen. Statt linkem Szenesprech muss die 
Ansprache angepasst werden an die Sprache einer Ju-
gend, die täglich Rassismus erlebt. 

Entscheidend ist aber, dass die Proteste und Aktio-
nen des Widerstands gegen Rassismus, rechten Ter-
ror und Rechtsruck ein migrantisches Gesicht bekom-
men, dass unter den Redenden auch Betroffene sind 
und dass ihre Interessen und Organisationen einbe-
zogen werden. ■
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FAQ: Ist der 
Konservatismus
am Ende?

Die CDU und mit ihr der politische Konservatismus befinden sich in einer 
tiefen Krise. In den letzten 20 Jahren haben Unionsparteien fast die Hälfte 
ihrer Mitglieder und über ein Drittel ihrer Wähler und Wählerinnen verloren. 
Was ist passiert? Wir geben Antworten auf die wichtigsten Fragen

VOn Volkhard Mosler UND Vincent Streichhahn

War Thüringen der Auslöser für die Krise der CDU?
Nein. Doch die schleichende Krise des Konservatis-
mus ist mit dem Dammbruch von Erfurt offen ausge-
brochen. Der Beginn der Krise lässt sich ziemlich ge-
nau datieren: Sie fällt zusammen mit der Gründung 
der AfD 2013, die wiederum politischer Ausdruck ei-
nes in der globalen Finanzkrise 2008/9 entstandenen 
»Wutbürgertums« ist, einer Schicht vorwiegend älte-
rer und wohlhabender Männer des alten und neuen 
Mittelstands.
Der Dammbruch von Erfurt erscheint im Nachhinein 
wie ein von niemandem gewollter Unfall. Und doch 
drückt er die Zerrissenheit des konservativen Lagers 
aus. Während nicht wenige rechtskonservative Ver-
treterinnen und Vertreter der Union die Wahl von 
Thomas Kemmerich (FDP) zum Ministerpräsiden-
ten in Thüringen durch Stimmen der CDU, FDP und 

AfD anfangs bejubelten, bezog die Bundesführung der 
Partei eindeutig Stellung dagegen. Nach dem Rück-
tritt von Annegret Kramp-Karrenbauer (AKK) ist der 
Machtkampf in der CDU offen ausgebrochen. Des-
sen Ausgang wird das zukünftige Verhältnis zur »Neu-
en Rechten« und ihrem parlamentarischen Arm, der 
AfD, prägen.

Worum geht es beim Richtungsstreit in der CDU? 
Mit der Gründung und dem rasanten Aufstieg der 
AfD kam es zum Zerwürfnis innerhalb des konserva-
tiven Blocks, zwischen Horst Seehofer (CSU) und An-
gela Merkel (CDU). Nach der Kölner Silvester-Nacht 
2015 (»Domplatten-Nacht«) forderte Seehofer die 
Einführung von Obergrenzen für die Aufnahme von 
Flüchtlingen, 2018 stellte er sich ins islamophobe La-
ger (»Der Islam gehört nicht zu Deutschland«). Beide 

Wahlplakat der CDU mit 
Angela Merkel im Bun-
destagswahlkampf 2017: 
Vier Jahre zuvor hatte der 
personalisierte Wahlkampf 
der Union noch 41,5 
Prozent der Wählerstimmen 
eingebracht. 2017 brach die 
Union in der Wählergunst 
um fast zehn Prozentpunkte 
ein
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Male widersprach ihm Merkel umgehend. Der Rich-
tungsstreit gipfelte im gleichen Jahr in der Affäre um 
den damaligen Verfassungsschutz-Chef Hans-Georg 
Maaßen (CDU). Auch hier konnte sich der national-
konservative Flügel in der CDU nicht durchsetzen, 
Seehofer musste Maaßen entlassen.
Hinter dem Streit stand die Frage, ob und wie weit 
die Konservativen der erfolgreichen AfD hinterher-
laufen sollten, um den weiteren Verlust von Wählern 
und Wählerinnen an die AfD zu stoppen. Als die CSU 
dann in der bayerischen Landtagswahl doppelt so vie-
le Stimmen an die Grünen wie an die AfD verlor, war 
Seehofer mit seinem Latein am Ende. Sein Nachfolger 
Markus Söder bilanzierte kürzlich: »Es geht um eine 

klare Abgrenzung zur AfD, 
dabei darf man vor allem die 
Mitte nicht verlieren.« Aus 
dem schlechten Ergebnis der 
Landtagswahl 2018 folger-
te er: »Wir haben festgestellt, 
dass man in der Mitte mehr 
verliert, als man rechts zu 
gewinnen hofft.« Söder füg-
te aber auch hinzu: »Die Bin-
dekraft der Union muss im-
mer tief in der Mitte verortet 
sein, aber auch das konser-
vativ-patriotische Spektrum 
einbinden.« 
Der Richtungsstreit brach 
auch im Kampf um den 
CDU-Vorsitz auf. Bei der 
Stichwahl konnte sich AKK 
nur knapp mit 51 Prozent ge-

gen Friedrich Merz (48 Prozent) durchsetzen. Auch 
diese Wahl beendete den Richtungsstreit nicht; inso-
fern zeigte der Rücktritt von AKK im Januar lediglich 
die Tiefe der anhaltenden Spaltung.

Wie sind die Kandidaten für den CDU-Vorsitz einzu-
ordnen?
Merz gilt als »wertkonservativ«, »wirtschaftsnah«, 
steht für »deutsche Leitkultur« und einen »autoritären 
Führungsstil«. Er verspricht, wie Seehofer vor ihm, die 
AfD mit ihren eigenen Mitteln des Rassismus zu schla-
gen. Aber auch er lehnt eine Zusammenarbeit mit der 
AfD offiziell ab und erklärte sich bereit, auch mit den 
Grünen zu koalieren.
Merz steht für das nationalkonservative, Norbert Rött-
gen für das sozialliberale Lager. Das Team Armin La-
schet und Jens Spahn versucht, eine mittlere Posi-
tion einzunehmen. In der zur Zeit für Konservative 
wichtigsten Frage, der militärischen Abschottung der 
EU-Außengrenzen gegen Geflüchtete, vertreten sie 
alle die gleiche Position.
Röttgen kritisierte Merz zugleich für dessen »Bot-
schaft« an die Geflüchteten: »Es hat keinen Sinn, nach 
Deutschland zu kommen.« Die Äußerung verstoße ge-
gen das christliche Hilfegebot und sei auch nicht mit 

dem im Grundgesetz festgeschriebenen Grundrecht 
auf Asyl vereinbar. Zugleich kritisierte Röttgen La-
schet dafür, dass dieser Merkels Geflüchtetenpolitik 
von 2015 verteidigt habe. Er nannte Laschets Äuße-
rung »undifferenziert.« Mit anderen Worten: Alle Kan-
didaten balancieren, am wenigstens allerdings Merz.

Woher kommt die Krise des Konservatismus?
Der Konservatismus war in Deutschland vor allem 
nach dem 2. Weltkrieg und dann wieder in den 1980er 
Jahren unter Helmut Kohl hegemonial. Über Jahr-
zehnte war es der Union gelungen, verschiedene Klas-
seninteressen von Kapital, bürgerlichem Mittelstand 
und Teilen vor allem der katholischen Arbeiterklasse 
sowie unterschiedliche politische Traditionen unter 
ihrem Dach zu verbinden. Die Union galt als Modell 
einer klassen- und Milieu übergreifenden Volkspar-
tei. Von 1951 bis 2013 schwankten ihre Ergebnisse bei 
Bundestagswahlen zwischen 35 und 51 Prozent.
Lange schien es, als wäre Deutschland immun gegen 
die Spaltung des konservativen, bürgerlichen Lagers 
und eine Polarisierung nach rechts. 2013 erreichte 
die Union unter Merkel noch einmal 41 Prozent. Der 
deutsche Kapitalismus war relativ gut aus der Welt-
wirtschaftskrise 2008/9 herausgegangen. Die von der 
rot-grünen Regierung Schröder/Fischer durchgesetz-
te neoliberale Deformation des Sozialstaates (Hartz 
IV, Agenda 2010) verschafften dem deutschen Kapita-
lismus innerhalb und außerhalb der neuen Eurozone 
einen beträchtlichen Wettbewerbsvorsprung.
Doch die Finanzierungsprogramme zur Rettung Grie-
chenlands und der Banken in Milliardenhöhe ließen 
relevante Teile der alten und neuen Mittelklassen um 
ihre Ersparnisse zittern – zu Recht, wie die Vernich-
tung von gewaltigen Vermögenswerten in der nun 
ausgebrochenen Coronakrise demonstriert. Noch be-
vor die AfD 2013 in den politischen Ring trat, hatten 
konservative Innenminister sowie der ehemals sozial-
demokratische Finanzsenator Thilo Sarrazin, gestützt 
auf eine breite Kampagne der Medien von Stern bis 
Spiegel, der Wut eine rassistische Richtung gegeben: 
gegen den Islam.
Die Krise der Union als konservative Volkspartei fällt 
mit dem Aufstieg der AfD als zunächst rechtspopu-
listische und dann mehr und mehr neofaschistische 
Partei zeitlich und ursächlich zusammen. Zwischen 
2013 und 2017 verlor die Union eine Million Wähler 
und Wählerinnen an die AfD. Eine von Pegida und der 
AfD angeführte rassistische Massenbewegung drück-
te das gesamte politische Klima nach rechts.
Hätte diese Entwicklung angehalten, wäre Merkel 
längst zurückgetreten und Merz ihr Nachfolger ge-
worden. Aber der weitere Aufschwung der AfD wurde 
2018 zunächst gebremst – trotz Seehofers Schützen-
hilfe. Höhepunkt und Wendepunkt des Antirassismus 
war die riesige Unteilbar-Demonstration in Berlin am 
10. Oktober. Das hat dazu geführt, dass nicht der an 
der CDU-Basis populärere Merz, sondern AKK zur 
Parteivorsitzenden gewählt wurde, wenn auch knapp. 

Mittelklassen 
zittern 
um ihre 
Ersparnisse 
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Nach neueren Umfragen hätte ein Kanzlerkandidat 
Merz schlechtere Chancen als Söder, der in der letz-
ten Zeit Massendemonstrationen gegen rechts unter-
stützt hat.

Stimmt die These von der »Sozialdemokratisierung« 
der Konservativen unter Merkel?
Nein. Vom rechten Flügel der Union wurde und wird 
Merkel beschuldigt, klassische konservative Werte 
aufgegeben und dadurch den rechten Flügel so ge-
schwächt zu haben, dass die AfD diesen Platz einneh-

men konnte. Richtig ist, dass unter Merkels Führung 
die Union einer Reihe von Maßnahmen zugestimmt 
hat, die unter einem Kanzler Kohl noch undenkbar 
schien (Abschaltung von Atomkraftwerken, Abschaf-
fung der Wehrpflicht, Homo-Ehe, freie sexuelle Orien-
tierung, Mindestlohn, staatliche Konjunkturprogram-
me 2008/9). Die Union hat unter Merkel, wenn auch 
zögerlich, eine Politik der gesellschaftlichen Moder-
nisierung betrieben, die neoliberale Politik, die Öff-
nung der Weltmärkte, Globalisierung und die Fortset-
zung der Schröderschen Arbeitsmarktpolitik mit einer 
liberalen Familien- und Kulturpolitik verband. Dazu 
gehört vor allem die Verteidigung der Eurozone ohne 
Binnengrenzen und der Ausbau der »Festung Europa« 
nach außen.
Merkel steht für einen Kurs, der von der deutschen 
Exportindustrie befürwortet wird: Globalisierung mit 
Stärkung deutscher Beteiligung an internationalen 
Kriegs- und Militäreinsätzen. In Regierungsverant-
wortung haben die Konservativen unter Merkels Füh-
rung jedoch die Asylgesetze massiv verschärft. Ein 
ähnliches Bild ergibt sich in den Themenfeldern »In-
nere Sicherheit« und »Bürgerrechte«: In Deutschland 
werden unter Führung der Konservativen seit Jahren 
verfassungsrechtlich garantierte Freiheitsrechte zer-
setzt. Die Sicherheitsgesetze in Deutschland gehören 
bereits jetzt zu den schärfsten in der EU. Die vermeint-
liche »Sozialdemokratisierung« ist wenn überhaupt 
eine »Liberalisierung« der CDU und entpuppt sich als 
teilweise Anpassung an eine gesellschaftliche Moder-
nisierung. In den meisten Bereichen handelt es sich 
um eine Fortsetzung oder Radikalisierung bisheriger 
Politiken.

Wer ist die Werteunion?
Die Werteunion wurde 2017 unter aktiver Beteiligung 
einiger ehemaliger AfD-Mitglieder gegründet und 
dient als Sammelbecken eines rechtskonservativen 

Lagers, das bis in die Reihen enttäuschter CDU-Poli-
tiker reicht. Die Werteunion ist von der CDU-Bundes-
partei nicht offiziell anerkannt. Nach der Ministerprä-
sidentenwahl in Thüringen stand die Werteunion in 
der Kritik, weil sie die mit AfD-Stimmen erfolgte Wahl 
des FDP-Politikers Thomas Kemmerich begrüßt hat-
te. Der stellvertretende Vorsitzende des Arbeitneh-
merflügels der Christdemokraten, Christian Bäumler, 
erklärte: »Wer die Werte der CDU nicht teilt, hat in der 
CDU nichts zu suchen. Wir brauchen keine AfD-Hilf-
struppe in unseren Reihen.«
Die Reaktion von Bundeskanzlerin Angela Merkel auf 
die Wahl Kemmerichs kommentierte der damalige 
Werteunion-Pressesprecher Ralf Höcker mit dem sar-
kastischen Vorschlag eines neuen Paragrafen für das 
Grundgesetz, in welchem stehen müsse: »Eine Wahl-
wiederholung muss erfolgen, wenn das Wahlergebnis 
unverzeihlich ist. Die Bundeskanzlerin beurteilt nach 
freiem Ermessen, ob dies der Fall ist.« Am 13. Februar 
2020 trat Höcker nach Drohungen gegen ihn von allen 
politischen Ämtern zurück.
Im Februar 2020 ließ der Werteunion-Vorsitzende Al-
exander Mitsch nach einer Sitzung des Bundesvor-
standes der Werteunion deren Beschluss verlautba-
ren: »Die Werteunion lehnt eine Zusammenarbeit mit 
der AfD und der Linkspartei entschieden ab und hat 
auch nie eine Zusammenarbeit gefordert. Sie steht 
voll und ganz hinter den diesbezüglichen Beschlüs-
sen des CDU-Bundesparteitags.«
Der Beschluss kam nach massiven Ausschlussdro-
hungen von prominenten CDU-Funktionären zu-
stande. Er zeigt aber nur, wie stark der Druck auf eine 
klare Trennung gegenüber der AfD nach dem Mord 
am Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke 
(CDU) und den rechtsterroristischen Anschlägen und 
Morden in Halle und Hanau ist. Die neuerliche Ab-
grenzung von der AfD ist rein taktischer Art. Ihr pro-
minentestes Mitglied, Hans-Georg Maaßen, hatte 

Es gab keinen 
Linksruck
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Angela Merkel am 
Tag nach der Bundes-
tagswahl 2017: Die 
Selbstverortung der 
CDU als angebliche 
»Partei der Mitte« ist 
kein Erbe Merkels. 
Ex-Kanzler Kurt Georg 
Kiesinger, von 1933 
bis 1945 Mitglied der 
NSDAP, sprach schon 
im Jahr 1969 von der 
CDU als der »Partei der 
integrierenden Mitte«
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noch als Chef des Verfassungsschutzes die Kooperati-
on mit der AfD gesucht und diese beraten, wie sie sich 
einer Beobachtung durch den Verfassungsschutz ent-
ziehen könnte.

War Thüringen ein Einzelfall in der Zusammenar-
beit von CDU und AfD? 
Nein. Es stellte schon im Sommer 2019 kein Problem 
dar, dass die beiden stellvertretenden CDU-Fraktion-
schefs im Landtag von Sachsen-Anhalt, Ulrich Tho-
mas und Lars-Jörn Zimmer, das Nationale mit dem 
Sozialen versöhnen wollten. Zimmer stellte sich we-
nige Tage nach der Wahl Kemmerichs vor Kameras 
und fand überhaupt nichts Schlimmes dabei, wenn 
sich die CDU in Zukunft von der AfD tolerieren lie-
ße. Dabei dachte er wohl auch an die 2021 stattfin-
denden Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt. Seinen 
Sitz im Landesvorstand musste er danach zwar räu-
men, doch sein Amt in der Landtagsfraktion behält 
er. Es ist die gleiche Fraktion, die im Landtag, trotz 
der amtierenden Kenia-Koalition (schwarz-rot-grün) 
mit den Stimmen der AfD eine Enquete-Kommission 
»Linksextremismus« einrichtete und AfD-Politikern in 
Ämter verhalf.
Im Richtungsstreit innerhalb der CDU, wie er im 
Kampf um den Parteivorsitz zum Ausdruck kommt, 
sind zukünftige Konflikte um die Frage eines 
rechts-konservativen Regierungsblocks angelegt, d. 
h. damit ist die Frage verbunden, ob eine »österrei-
chische Lösung« nicht auch eine Regierungsoption 
für Deutschland wäre. Der »österreichische Weg« der 
ehemaligen Regierung aus ÖVP und FPÖ (Kurz/Stra-
che) steht für eine Kombination von Rassismus und 
Sozialpartnerschaft als Mittel der Herrschaftssiche-
rung. Der Rechtsblock aus ÖVP und FPÖ sicherte sich 
bis zum Auseinanderbrechen der Koalition aufgrund 
der Ibiza-Affäre Mehrheiten in den Parlamenten 
durch immer neue rassistische, islamophobe Kam-
pagnen; die SPÖ sorgt auch in der Opposition durch 
ihre Kontrolle der Gewerkschaften dafür, dass die Ar-
beiterklasse mit gefesselten Händen in den Kampf zur 
Verteidigung des Sozialstaats zieht.

Ist der Rechtskurs von Teilen der CDU etwas Neues?
Nein. Der deutsche Konservatismus hat eine lange 
Tradition der »offenen Flanke« zum völkischen Nati-
onalismus und Antisemitismus. Schon in den 1880er 
Jahren kam es zum Bündnis zwischen Konservativen 
und Antisemiten. In den frühen 1930ern gab es zwei 
Zentren des Konservatismus, ein katholisches, die 
Zentrumspartei, und ein protestantisches, die DNVP 
(Deutschnationale Volkspartei). 
Ihre Führer Brüning (Zentrum) und Hugenberg 
(DNVP) suchten die Zusammenarbeit mit Hitler, bei-
de mit der Illusion, die Nazibewegung durch Regie-
rungsbeteiligung zu zähmen. Beide kapitulierten 1933 
vor Hitler durch ihre Zustimmung zum sogenannten 
Ermächtigungsgesetz, das die Zerschlagung der Ar-
beiterbewegung und des gesamten übrigen Partei-

enspektrums gesetzlich ermöglichte. 1967/68 kam es 
in einer Reihe niedersächsischer Kommunen zur Zu-
sammenarbeit von CDU und NPD. Nicht jeder, der 
Auschwitz verharmlose, sei gleich ein Nazi, hieß da-
mals die Begründung.
Über Jahrzehnte gab es die »Stahlhelmer« in der CDU, 
um den Fuldaer Bundestagsabgeordneten und ehe-
maligen NSDAP-Mann Manfred Dregger, die in Hes-
sen jahrelang eine enge Kooperation mit neofaschisti-
schen Gruppierungen der Burschenschaften oder des 
Witikobundes pflegten. Der Thüringer Heimatschutz, 
aus dem auch der NSU hervorging, war das Kind hes-
sischer CDU-Kräfte, die das Innenministerium in Er-

furt schon seit dem Frühjahr 1990 aufgebaut hatten.
In den 1990er Jahren wurden in den Reihen der Uni-
on Reden gehalten, die heute jeden Montag bei Pegi-
da in Dresden gehört werden können. Klaus Landow-
sky, einst Fraktionsvorsitzender der Berliner CDU, 
erklärte 1997 in einer Rede im Berliner Abgeord-
netenhaus: »Es ist auch viel Abschaum an Kri-
minalität in die Stadt gekommen, von China, 
über Russland, Rumänien und so weiter, 
meine Damen und Herren. (...) Es ist nun 
mal so: Wo Müll ist, sind Ratten, und wo 
Verwahrlosung ist, ist Gesindel, meine 
Damen und Herren, und das muß 
beseitigt werden in der Stadt.«
Landowskys Rede war kein Aus-
rutscher. CDU-Mitglieder ha-
ben sich immer schon in rech-
ten Kreisen getummelt. So wies 
der Norddeutsche Rundfunk 
2002 darauf hin, dass sich rech-
te CDU-Mitglieder in der »Ge-
sellschaft für freie Publizistik« 
einbringen, die sogar der Verfas-
sungsschutz als »die bedeutends-
te rechtsextremistische Kulturver-
einigung« bezeichnete. Nach dem 
Einzug der NPD im Jahr 2004 in 
den sächsischen Landtag unter-
stützten Mitglieder der CDU-Frak-
tion Anträge der NPD und zeigten 
offene Sympathien für deren politi-
sche Arbeit. Die Reihe der Beispie-
le ließe sich über die »Kinder statt 
Inder«-Parole von Jürgen Rüttgers 
und über Horst Seehofers rassisti-
sche Diagnose, die »Migration sei 
die Mutter aller politischen Proble-

da in Dresden gehört werden können. Klaus Landow-
sky, einst Fraktionsvorsitzender der Berliner CDU, 
erklärte 1997 in einer Rede im Berliner Abgeord-
netenhaus: »Es ist auch viel Abschaum an Kri-
minalität in die Stadt gekommen, von China, 
über Russland, Rumänien und so weiter, 
meine Damen und Herren. (...) Es ist nun 
mal so: Wo Müll ist, sind Ratten, und wo 
Verwahrlosung ist, ist Gesindel, meine 
Damen und Herren, und das muß 
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einigung« bezeichnete. Nach dem 
Einzug der NPD im Jahr 2004 in 
den sächsischen Landtag unter-
stützten Mitglieder der CDU-Frak-
tion Anträge der NPD und zeigten 
offene Sympathien für deren politi-
sche Arbeit. Die Reihe der Beispie-
le ließe sich über die »Kinder statt 
Inder«-Parole von Jürgen Rüttgers 
und über Horst Seehofers rassisti-
sche Diagnose, die »Migration sei 
die Mutter aller politischen Proble-

Die konservative 
Revolution ist ein 

Nazi-Mythos

»ich bin ein Faschist«: 
Armin Mohler im Jahr 
2000. Der Schweizer 
Autor erfand nach dem 
Zweiten Weltkrieg die 
»Konservative Revolu-
tion«
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me« noch lange fortsetzen. Die CDU hatte lange Zeit 
vor der Gründung der AfD einen rechten Flügel, an 
dem sich in der Partei damals anscheinend niemand 
störte.

Welche Verbindungen gibt es zwischen dem rechts-
konservativen Flügel der CDU und der national-völ-
kischen bis neofaschistischen AfD?
Die Verbindungen lassen sich exemplarisch an der 
Person Karl-Eckhard Hahns, Leiter des Wissenschaft-
lichen Dienstes der thüringischen CDU und Vertrau-
ter von Mike Mohring, zeigen. Hahn spielte wenige 
Tage vor der Wahl Kemmerichs in der Zeitschrift »The 
European« die Option einer Wahl des Ministerpräsi-
denten durch die AfD-Stimmen durch. 
Die »gesellschaftlichen Umbauprojekte« von r2g hält 
Hahn für gescheitert. Hahn ist auch Mitglied der 
»Deutschen Gildenschaft«. Diese völkisch-nationa-
listische Studentenverbindung dient als Netzwerk der 
Rechten, wie das Antifa-Magazin »Der rechte Rand« 
schon vor Jahren ermittelt hat.
Karlheinz Weißmann und Dieter Stein, beide bei der 
Jungen Freiheit und wichtige Größen in der faschisti-
schen Neuformierung im Rahmen der »Neuen Rech-
ten«, sind ebenfalls in der »Deutschen Gildenschaft«. 
Auch Götz Kubitschek, spiritus rector der »Neuen 

Rechten« und freudiger Kommentar des Erfurter 
Coups, war einst Mitglied. Man kennt sich. 

Hahn ist derweil nicht einfach Mitglied, 
sondern sitzt gar im Vorstand der 

V e r e i n i -
gung. Wie 
der His-

toriker Volker 
Weiss nach der Wahl 

Kemmerichs schrieb, pu-
blizierte Hahn in den 1980er 

Jahren u.a. mit Weißmann, plädierte 
in der Tradition der »Konservativen 
Revolution« für einen »unbedingten 
Antiliberalismus«.

Was steckt hinter dem Begriff der 
»Konservativen Revolution«?
Bereits der Historiker Stefan Breu-
er hat die sogenannte »Konservati-
ve Revolution« in seiner Klassiker-
schrift »Anatomie der konservativen 
Revolution« (1993) als Mythos ent-
larvt. Weiss hat diese Perspekti-
ve in seinem Buch »Untergang des 
Abendlandes« bekräftigt und die 
Verbindungen zur »Neuen Rech-
ten« in der Gegenwart aufgezeigt: 
»Die Konservative Revolution als 
solche gab es gar nicht. Sie ist eine 
Konstruktion, die der Schweizer 
Autor Armin Mohler direkt nach 
dem Zweiten Weltkrieg ins Leben 

gerufen hat, um gewissermaßen den Theoriekanon 
der deutschen Rechten wiederzubeleben, unter Um-
gehung – zumindest vorgeblicher Umgehung – des 
Nationalsozialismus«.
Der Bezug auf die »Konservative Revolution« dient als 
politischer Deckmantel. 
Das Dilemma des völkischen Nationalismus nach 
1945 ist hinreichend bekannt: Der Massenmord an 
den europäischen Juden und der verlorene Zwei-
te Weltkrieg machten und machen es Faschisten bis 
heute schwer, sich offen in die Tradition des histori-
schen Faschismus zu stellen. 
Einerseits wollen sie zwar ihre Wurzeln nicht kappen, 
andererseits können sie in der isolierten Nazi-Ecke 
nicht wachsen. Dieser Deckmantel kann zum Schirm 
eines neofaschistischen Hegemonieprojekts werden, 
das auf die Unterstützung durch die CDU angewiesen 
wäre. 
Es handelt sich um den Versuch, sich das Schild des 
respektablen Nationalkonservatismus umzuhän-
gen. In den Reihen der AfD finden sich viele Akteu-
re mit ehemaligem CDU-Parteibuch und auch inner-
halb der CDU gibt es weiterhin führende Politiker, die 
die Kooperation mit der AfD suchen, um Mehrheiten 
für rechtskonservative Politiken zu erringen. Einige 
werden rassistische Überzeugungstäter sein, andere 
treibt einfach der blinde Wille zur Macht. Das Ergeb-
nis ist dasselbe: eine Stärkung des Neofaschismus.

Ist der Konservatismus jetzt am Ende?
Nein. Die CDU ist, wie die Sozialdemokratie, in ei-
ner Krise, aber nicht am Ende. Das Parteiensystem in 
Deutschland befindet sich wie in vielen Ländern im 
Umbruch. Etablierte Parteien verlieren an Zustim-
mung und neue Parteien entstehen. Wir erleben eine 
Polarisierung in ganz Europa. Dahinter steht auch die 
Hegemoniekrise des Neoliberalismus und seiner po-
litischen Vertreter infolge der Krise 2008. Dieser Pro-
zess verläuft jedoch in der BRD bisher langsamer als 
beispielsweise in Frankreich.

Wie sollten Linke mit der Krise der CDU und des 
Konservatismus umgehen?
Es wäre politisch fatal, sich um die Auseinanderset-
zung in der CDU nicht zu scheren. Die Partei wird 
zwar niemals Politik im Interesse der Mehrheit der 
Bevölkerung machen, aber ihr Verhältnis zur »Neuen 
Rechten« wird maßgeblich deren weitere Mobilisie-
rungs- und Machtchancen prägen. Beim Aufstieg des 
Faschismus war es immer entscheidend, wie sich die 
konservativen Eliten verhalten haben. Es muss daher 
darum gehen, die AfD als das zu labeln, was sie ist – 
eine neofaschistische Partei im Werden – und davon 
auch Politiker und Politikerinnen der Union zu über-
zeugen. Aussichtslos ist das nicht, wie die Reaktionen 
nach dem Erfurter Sündenfall gezeigt haben, aber es 
ist vor allem notwendig, weil eine CDU unter der Füh-
rung von Friedrich Merz schwarz-blaue Koalitionen 
noch realistischer macht. ■
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Das CDU-Logo prangt 
an der Parteizentrale, 
dem Konrad-Adenau-
er-Haus in Berlin. Unter 
Adenauer konnten sich 
die Unionsparteien 1957 
die absolute Mehrheit 
im Bundestag sichern
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Ein 
Aufbauprogramm 

für die 
AfD

Mit Friedrich Merz an der Parteispitze kann die Union der 
AfD das Wasser abgraben, hoffen sogar einige Linke. Doch 

das ist ein gefährlicher Irrtum

VON Hannes Draeger

Inland | MERZ
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Funktion als CDU-Fraktionsvorsitzender die nationa-
listische Karte aus, indem er vor »Multikulti« warnte 
und eine Debatte über die »deutsche Leitkultur« in-
szenierte.

Alle Versuche der konservativen Parteien, rechte Pa-
rolen zu übernehmen, um ihre noch rechtere Kon-
kurrenz abzuhängen, sind gescheitert. Der ehemalige 
französische Präsident Nicolas Sarkozy zettelte 2007 
eine Debatte über die »nationale Identität« an. Er ge-
wann damit zwar die Wahlen, aber bereitete dem Auf-
stieg der rechtsradikalen »Front National« (FN) den 
Boden. Die darauffolgende Stimmungsmache und die 
diskriminierenden Gesetze gegen Muslime stärkten 

Marine Le Pen (FN), die bei der Präsidentschaftswahl 
knapp 18 Prozent der Wählerstimmen erreichte.
In Deutschland war es vor allem Horst Seehofer, der 
die gleiche Strategie verfolgte. Mit seinem inszenier-
ten »Masterplan Migration« stürzte er die Große Koali-
tion im Sommer 2018  in die Krise. Seehofer profilierte 
sich als Grenzschützer gegenüber Merkel und for-
derte unter Umgehung europäischer Absprachen die 
Zurückweisung von Geflüchteten an der deutsch-ös-
terreichischen Grenze. Doch den Überbietungswett-
bewerb mit der AfD konnte die CSU nur verlieren. Ge-
nau in dem Zeitraum, als der »Flüchtlingsstreit in der 
Union« das alles dominierende Thema war, stieg die 
AfD in den bundesweiten Umfragen von 13 auf bis zu 
18 Prozent. Beflügelt von Seehofers zynischer Bemer-
kung auf einer Pressekonferenz, an seinem 69. Ge-
burtstag auch 69 Flüchtlinge abgeschoben zu haben, 
lag die AfD Bayern über längere Zeit stabil bei 14 Pro-
zent in den Umfragen zur Landtagswahl.

Wenn der bürgerliche Mainstream nur noch über die 
»Probleme« der Zuwanderung diskutiert, treten die 
eigentlichen Probleme in den Hintergrund. Das nützt 
sowohl dem Neoliberalismus als auch der AfD. Auch 
eine extreme Verschärfung des Asylrechts ändert 

Inland | MERZ

Merz ist ein 
Überzeugungstäter

F
riedrich Merz versucht nun ein zweites Mal, 
an die Spitze der CDU zu gelangen, nach-
dem die bisherige CDU-Chefin Annegret 
Kramp Karrenbauer nach kurzer Amtszeit 

ihren Rückzug ankündigte. Unter 30-Jährige werden 
sich kaum noch an Friedrich Merz erinnern, ältere 
Linke blicken mit Abscheu auf die Merz-Ära zurück. 
Er führte die Bundestagsfraktion der Union zwischen 
1998 und 2002 und vertrat schon damals sehr selbst-
bewusst die Interessen von Banken und Konzernen. 
Im Jahr 2002 verlor Merz den Machtkampf gegen Mer-
kel und konzentrierte sich seitdem auf die Vermeh-
rung seines persönlichen Reichtums.
Das Internetportal Lobbypedia hält fest, dass Merz 
»allein im Jahr 2006 in acht Aufsichts-, Verwaltungs- 
und Beiräten mehrerer Unternehmen« saß.  Weitere 
Nebeneinkünfte und seine Anwaltstätigkeit für Kon-
zerne machten ihn zum Multimillionär. Er soll inzwi-
schen zwei Privatflugzeuge besitzen. Dennoch haben 
auch manche Linke Hoffnungen, Merz an der Spitze 
der CDU könne in diesen Zeiten nützlich sein, weil 
die Unterschiede zwischen links und rechts deutlich 
erkennbarer und Alternativen sichtbarer würden. 
Schon bei Merz’ erstem Versuch vor einem Jahr, Mer-
kel zu beerben, begrüßte Matthias Miersch, Sprecher 
der parlamentarischen SPD-Linken, eine mögliche 
Wahl von Friedrich Merz, weil sich »die Volkspartei-
en SPD und CDU wieder aneinander reiben« würden. 
Für die »taz« war Merz sogar »das Beste, was SPD, 
Grünen und Linken passieren« könne.

Albrecht Müller von den Nachdenkseiten stieß ins 
selbe Horn: Auch er sieht in Merz »die Chance«, ei-
nen Lagerwahlkampf zwischen »Egoismus und Soli-
darität« zu führen. Bürgerliche Politikbeobachter aus 
Medien und Wissenschaft gehen noch einen Schritt 
weiter und glauben, dass Merz die AfD zurückdrän-
gen würde, weil dann »rechts von der Union weniger 
Platz« wäre. »Die Zeit« schreibt: »Ein überzeugungs-
stark auftretender Konservativer […] könnte AfD-ge-
neigten Wählern schon imponieren.«
Beides ist trügerisch: Den Neoliberalismus schla-
gen wir nicht, indem wir hoffen, dass er unverfrore-
ner in Erscheinung tritt, und die AfD bekommen wir 
nicht klein, indem konservative Parteien ihre Parolen 
übernehmen. Genau das tut Friedrich Merz, indem 
er vor einiger Zeit das ohnehin schon durchlöcherte 
Grundrecht auf Asyl in Frage stellte. Die AfD dankte 
es ihm, denn die erneute Problematisierung von Zu-
wanderung lenkte damals bestens ab vom Spendens-
kandal in der rechten Partei. Die AfD stieg im gleichen 
Zeitraum in einer Forsa-Umfrage von 12 auf 14 Pro-
zent. Im Februar 2020 das gleiche Spiel: Nach dem 
rechtsterroristischen Anschlag von Hanau und einer 
antirassistischen Welle der Empörung über die geis-
tigen Brandstifter des Anschlags schlug Merz als Ant-
wort darauf vor, stärker gegen »Clankriminalität« vor-
zugehen und die Grenzkontrollen auszuweiten. Merz 
ist ein Überzeugungstäter: Er spielte schon in seiner 
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nichts am Hartz-IV-Terror, sklavenähnlichen Leihar-
beitsverhältnissen, Kita-Mangel und Pflegenotstand.
Der Sommer des Antirassismus im Jahr 2018 mit den 
#ausgehetzt-, #unteilbar- und Seebrücke-Demonstra-
tionen veränderte die Stimmung im Land und verhin-
derte Schlimmeres. 
Merz grenzt sich zwar von der AfD ab und schließt Re-
gierungsbündnisse mit ihr aus, setzt aber mit Sprü-
chen gegen Geflüchtete genau die Themen der AfD. 
Im Zweifel entscheiden sich die Leute aber für das 
Original. In einer Stimmung, in der Migrantinnen und 
Migranten zu Sündenböcken erklärt werden, wählen 
die Aufgehetzten jene, die sich als konsequenteste Ge-
genkraft darstellen. Hinter der innerlinken Diskussion 
über Chancen und Gefahren von Friedrich Merz ver-
bergen sich jedoch tiefergehende Debatten über die 
Funktion des Rassismus in der Gesellschaft.
Manche in der LINKEN glauben, Antirassismus und 
Weltoffenheit seien Teil des Herrschaftsdiskurses ge-
worden und greifen Merz nur für seinen Neoliberalis-
mus an, nicht aber für seine Attacken gegen Geflüchte-
te. Und in der Tat: Die moderaten Töne der Kanzlerin 
unterscheiden sich von der rassistischen Rhetorik 
der BILD-Zeitung. Auch bringt die wirtschaftslibera-
le Presse gelegentlich antirassistische Argumente vor.
Manche in der LINKEN sagen deshalb: Rassismus sei 
letztlich nur ein fehlgeleiteter Ausdruck eines »Aufbe-
gehrens« gegen die Mächtigen. 
Daher wollen sie AfD-Wählerinnen und -Wähler al-
lein über die soziale Frage »zurückholen«. Sie ver-
gessen jedoch zu fragen, woher die Ideen stammen, 
die den Geflüchteten die Schuld an Armutslöhnen, 
Hartz-IV oder hohen Mieten geben. Sind es wirklich 
reale Konkurrenzerfahrungen oder ist es – einfach ge-
sprochen – die Bild-Zeitung oder Spiegel TV, die ih-
nen dieses Interpretationsmuster anbieten? Warum 
spricht keiner über die rund vierzig deutschen Mil-
liardäre, die soviel besitzen wie die ärmeren vierzig 
Millionen in Deutschland? Wir wissen, wie mäch-
tig die deutschen Meinungsapparate sind: Sie sind in 
der Lage, Mehrheiten für eine Politik zu organisieren, 

die nachweislich auf Lug und Trug basiert. Der Na-
to-Krieg gegen Jugoslawien lässt grüßen. Rassismus 
ist eben keine spontane Reaktion der Bevölkerung auf 
mehr Einwanderung und mehr vermeintliche Kon-
kurrenz, sonst müsste die AfD dort gewinnen, wo viele 
Menschen mit Migrationshintegrund leben. Das Ge-
genteil ist der Fall. So beträgt der Anteil der muslimi-
schen Bevölkerung in Ostdeutschland, wo die AfD in 
vielen Regionen Umfragen zufolge mittlerweile zweit-
stärkste oder sogar stärkste Partei ist, laut DIW-Studie 
gerade einmal 1,2 Prozent der Gesamtbevölkerung 
(und das inklusive Berlin).
Rassistische Vorurteile sind Folge rassistischer Kam-
pagnen, die von oben kommen und von der AfD dank-
bar radikalisiert werden. 
Damals wie heute erfüllen rassistische Ideen die 
Funktion, die abhängig Beschäftigten in verschiede-
ne Religionen und Nationalitäten zu spalten. Es war 
kein Zufall, dass Thilo Sarazzin seine Hetzschrift ge-
gen den Islam (»Deutschland schafft sich ab«) zur 
Zeit der Wirtschaftskrise veröffentlichte. Karl Marx 
bezeichnete den Rassismus schon vor 150 Jahren als 
»Geheimnis der Machterhaltung der Kapitalisten-
klasse«. Er beschrieb die  Spaltung zwischen der iri-
schen und englischen Arbeiterklasse und machte da-
bei die »Presse, die Kanzel, die Witzblätter, kurz, alle 
den herrschenden Klassen zu Gebot stehenden Mit-
tel« als ihren Urheber aus. Der Rammbock Rassismus 
wird von oben eingesetzt – das zeigen aktuelle Debat-
ten zur angeblichen »Clankriminalität«.

DIE LINKE muss lernen, Rassismus als Herrschafts-
instrument des Kapitalismus zu erkennen und den 
rechten Überbietungswettbewerb zu durchbrechen. 
Friedrich Merz ist ohne Zweifel der Kandidat des Fi-
nanzkapitals. Er ist aber nicht nur ein Neoliberaler 
und deshalb so gefährlich: Er verkörpert die Stimmen 
in der Union, die glauben, der AfD durch die Über-
nahme ihrer Parolen Einhalt zu gebieten. 
Eine Wahl von Friedrich Merz würde rechte Diskur-
se und Sündenbock-Theorien befördern. Merz an der 
Spitze der CDU wäre ein Aufbauprogramm für die 
AfD.
DIE LINKE muss den drohenden Rechtsruck der CDU 
zum Thema machen und darf dabei nicht bei anti-neo-
liberalen Argumenten stehen bleiben. Vorurteile ge-
gen Muslime und Geflüchtete sind genauso irrational 
wie bürgerliche Kampagnen für die vermeintlichen 
Vorzüge eines TTIP-Freihandelsabkommens. 
Bei letzterem ist es einer Massenbewegung gelungen, 
die Stimmung zu kippen und die Mehrheiten in der 
Bevölkerung zu drehen. DIE LINKE spielte dabei eine 
wichtige Rolle. Diese Rolle kann sie auch im Kampf 
gegen rassistische Ideen erfüllen. Sie muss – nicht nur 
im Fall Merz – rechten Parolen mit antirassistischen 
Kampagnen und Argumenten begegnen – unversöhn-
lich und anders als die anderen Parteien.  Sie muss 
weiter mithelfen, lokale Bündnisse gegen die ver-
schiedenen Formen des Rechtsrucks aufzubauen. ■

Ein Freund des Kapitals: 
Friedrich Merz mit 
dem Präsidenten des 
Bundesverbandes 
deutscher Banken 
Hans-Walter Peters (links) 
und dessen Vorgänger 
Andreas Schmitz (rechts) 
auf dem »Bankentag« im 
April 2017
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Überfallen, 
geschlagen,
getreten

Auch in Deutschland werden Transpersonen zunehmend angegriffen. 
Ausgerechnet eine queere Initiative beteiligt sich an der Hetze

D
ie Initiative Queer Nations aus Berlin 

hatte kürzlich eine »Queer Lecture« im 

neuen taz-Haus angekündigt. Es soll-

te um die »Transkrake« gehen, darum, 

dass Transgender die »Auslöschung der Kategorie 

›Frau‹ und des Feminismus und der Frauenrech-

te« bedeute. Die »Transkultur« sei von  »exzessiver 

Diskriminierungslogik des neuen ›Zeitgeistes‹«, und 

Geschlechtsumwandlung sei ein Irrweg. Die ange-

kündigte Veranstaltung wurde nach lautem und viel-

fältigem Protest abgesagt.

An diesem Fall hat sich eklatante Transfeindlich-

keit gezeigt, die in Deutschland bisher noch nicht so 

deutlich um sich gegriffen hat wie in Großbritannien.

Besonders bitter ist, dass der Vorstand der Queer Na-

tions, an prominenter Stelle der taz-Redakteur Jan 

Feddersen, auch das Projekt Queeres Kulturhaus lei-

tet, das ein Kompetenzzentrum für Forschung und 

Bildung, Geschichte, Kultur und für Archive in dem 

alten taz-Gebäude in Berlin-Kreuzberg werden soll. 

Der vorläufige Name lautet Elberskirchen-Hirsch-

feld-Haus (E2H), was sich einerseits auf Johan-

na Elberskirchen bezieht, Schriftstellerin und offen 

lesbische politische Aktivistin der radikalen Frauen-

bewegung der Weimarer Republik, andererseits auf 

Magnus Hirschfeld als offen schwuler Aktivist, der 

unmittelbar nach der Deutschen Revolution das In-

stitut für Sexualwissenschaft gründete – zerschlagen 

von den Nazis im Jahr 1933. Gefördert wird das Pro-

jekt von dem Berliner Kultursenat unter dem LIN-

KEN-Politiker Klaus Lederer.

Feddersen hat sich im »Mannschaft Magazin« sogar 

erlaubt, von einer »Queergida« zu schreiben. Dieses 

Schüren von Transfeindlichkeit geschieht in einer 

Zeit, in der Transpersonen sich einerseits zuneh-

mend offen behaupten, auf der anderen Seite Rechts-

radikale wie die AfD und fundamentalistische Chris-

ten Kampagnen gegen den »Genderwahn« führen.

Transpersonen, und auch Lesben und Schwule, wer-

den überfallen, geschlagen, getreten. In einer Befra-

gung von knapp 21.000 Lesben, Schwulen, Bisexuel-

len und Transpersonen aus Deutschland berichteten 

46 Prozent von Diskriminierung. Die Selbstmordge-

fährdung ist hoch: 78 Prozent der in einer Studie in 

Nordrhein-Westfalen befragten Transmänner hatten 

schon einmal an Selbstmord gedacht, bei den Trans-

frauen waren es 22 Prozent, dies insbesondere in den 

fünf Jahren vor der Geschlechtsumwandlung. Und 30 

Prozent beider hatten einen Selbstmordversuch un-

ternommen. Diese Zahlen nehmen deutlich ab, je li-

beraler und fortschrittlicher die gesetzlichen und po-

litischen Rahmenbedingungen sind.

Die Angriffe aus der transfeindlichen feministischen 

und schwulen Ecke fördern somit die Gefährdung 

von Transpersonen (und der ganzen LGBT+). Diffe-

renzen zur Queertheorie (oder zu den Queertheori-

en) dürfen und sollten diskutiert werden. Hier aber 

wird Menschen ihr Recht auf körperliche Selbstbe-

stimmung abgesprochen und sie werden verächtlich 

gemacht. Ein queeres Kulturhaus darf unter diesen 

Vorzeichen keine Landesförderung erhalten.

Was wir brauchen, ist bedingungslose Solidarität 

vonseiten Linker, so wie wir jede unterdrückte Grup-

pe zu verteidigen haben. ■

VON Rosemarie Nünning

Rosemarie 
Nünning 
ist aktiv in der 
LINKEN. Berlin-
Kreuzberg.
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»Transrechte 
sind kein Angriff
auf Frauen«

Transfeindlichkeit ist in vielen Ländern auf dem Vormarsch. Doch die Attacken 
kommen nicht nur von rechts. Laura Miles erklärt, warum Angriffe auf 
Transrechte sich gegen alle Unterdrückten richten  

Derzeit können wir in vielen Ländern 
wachsende Feindseligkeit gegenüber 
Transpersonen beobachten. Was steckt 
dahinter? 
Zunächst einmal ist das Anheizen von 
Transfeindlichkeit Teil eines übergrei-
fenden Angriffs der religiösen und politi-
schen Rechten auf unterdrückte Gruppen: 
Frauen, Muslime, Einwanderer, behinder-
te Menschen und LGBT+ insgesamt. Diese 
Reaktionäre hassen Vielfalt und Multikul-
turalismus und wollen zurück zu den tra-
ditionellen »Familienwerten«. Als Anhän-
ger und Nutznießer des Neoliberalismus 
und des kapitalistischen Systems und an-
gesichts der Sparpolitik und der fortgesetz-
ten Krise des Kapitalismus hassen sie die 
Linke und den Sozialliberalismus und wol-
len uns gespalten und schwach sehen. Sie 
wollen die von unterdrückten Gruppen wie 
auch von Gewerkschafterinnen und Sozia-
listen erkämpften bescheidenen sozialen, 
rechtlichen und politischen Erfolge wieder 
abschaffen.
 
Warum nimmt die Rechte gerade Trans-
personen verstärkt ins Visier?
Transpersonen sind jetzt zu einer beson-
deren Zielscheibe geworden, nicht zuletzt 
deshalb, weil eine Minderheit radikaler Fe-
ministinnen und Sozialisten den rechten 
Angriffen von links Rückendeckung gibt. 
 
Welches Motiv steht dahinter?
Anstatt sich solidarisch auf die Seite von 
Transpersonen zu stellen, behaupten sie, 

Transrechte seien ein Angriff auf Frauen-
rechte. Diese Argumentation ist derzeit be-
sonders in Großbritannien sehr verbreitet.

In Großbritannien gibt es eine scharfe 
Kontroverse über das Gesetz zur Aner-
kennung der Geschlechtszugehörigkeit. 
Worum geht es da?
Der Gender Recognition Act (GRA) von 
2004 ist das Herzstück der Gesetzgebung 
für Transpersonen in Großbritannien, ob-
wohl es auch begrenzten Schutz unter an-
derem durch das Gleichstellungsgesetz 
von 2010 gibt. Allerdings wurde der GRA 
von konservativen wie von Labourregie-
rungen nur sehr zögerlich eingeführt und 
auch nur auf Druck des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte.
 
Welche Verbesserungen brachte der GRA 
für Transpersonen?
Aufgrund des GRA können Transperso-
nen eine amtliche Bescheinigung ihrer Ge-
schlechtsidentität verlangen (ein Gender 
Recognition Certificate, CRC) und damit 
auch die Geburtsurkunde ändern lassen, 
was ihnen gewissen rechtlichen Schutz ge-
gen die Aufdeckung ihrer vorherigen Ge-
schlechtsidentität gewährt. Vorher konnte 
zwar ein Großteil der persönlichen Doku-
mente und der Name qua eidesstattliche 
Erklärung geändert werden, aber nicht die 
Geburtsurkunde. Das war ein offensicht-
liches Problem, wenn eine Transperson 
nach der Geschlechtsumwandlung ihre 
Geburtsurkunde vorlegen musste.

Laura Miles ist ehemalige Dozen-
tin für Sozialarbeit an der Hoch-
schule Bradford und langjährige 
Aktivistin in der Universitäts- und 
Hochschulgewerkschaft. Dort 
war sie auch als Vertreterin der 
LGBT+ im Vorstand tätig. Sie ist 
Mitglied der Socialist Workers Par-
ty in Großbritannien.

LAURA MILES

Interview: Kate Davison         ÜBERSETZUNG: Rosemarie Nünning
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Sind mit dem GRA die wichtigsten Forde-
rungen der LGBT+-Bewegung in Sachen 
Transrechte erfüllt?
Nein, das Gesetz muss novelliert werden. 
Die Begrifflichkeiten sind überholt: Es wird 
ungerechterweise gefordert, dass Betrof-
fene mindestens zwei Jahre lang in der an-
deren Geschlechtsrolle leben müssen, ehe 
sie ein Zertifikat fordern können; ein ärzt-
liches Gutachten und die Diagnose einer 
»Geschlechtsdysphorie« – einer als falsch 
empfundenen Wahrnehmung des eigenen 
Geschlechts – wird verlangt. Zudem kostet 
die Geschlechtsumwandlung Geld. Nach 
wie vor kann der Ehegatte oder die Ehegat-
tin ein Veto einlegen. Das Gesetz gilt auch 
nicht für Personen unter 18 Jahren, und die 
Entscheidung wird von einem gesichtslo-
sen, nicht rechenschaftspflichtigen Komi-
tee getroffen.
 
Also kämpft die Bewegung für Transrechte 
für eine Reform des GRA?
Transorganisationen haben seit langer Zeit 
für eine Gesetzesänderung gekämpft und 
für die Ersetzung des langwierigen und nur 
unter medizinischen Gesichtspunkten ab-
gehandelten Geschlechtsumwandlungs-
verfahrens durch ein direkteres juristisches 
Verfahren – eine Selbsterklärung oder Selb-
stidentifizierung. So etwas gibt es bereits in 
einer Reihe anderer Länder wie in Irland.

tanniens, der »Morning Star«, hat kürzlich 
eine schockierend transfeindliche Karika-
tur veröffentlicht, wofür die Redaktion sich 
nach einem Sturm des Protests von Trans-
personen, Sozialisten und Gewerkschafte-
rinnen entschuldigen musste.

Wer sind die Akteure hinter dieser trans-
feindlichen Kampagne?
Es haben sich Transpersonen ausschlie-
ßende Organisationen gebildet, die be-
haupten, sich für den Schutz der »ge-
schlechtsspezifischen« Rechte von Frauen 
einzusetzen, und bürgerliche Zeitungen 
wie soziale Medien haben viele Fehlinfor-
mationen und Ängste schürende Artikel 
gegen die Selbsterklärung veröffentlicht, 
wonach insbesondere Transfrauen eine 
Bedrohung für Cis-Frauen (Frauen, bei de-
nen Geschlecht und Geschlechtsidentität 
übereinstimmen; d. Red.) seien. 
Diese »moralische Panik« hat dazu geführt, 
dass Transpersonen und Menschen, die 
nicht ausschließlich männlich oder weib-
lich sind, also »nichtbinär«, beschimpft, 
gedemütigt, mit der falschen Geschlechts-
bezeichnung angesprochen, in den sozia-
len Medien verfolgt und sogar körperlich 
angegriffen werden.
Die Zahl der transfeindlichen Hassangriffe 
ist in den vergangenen Jahren scharf ange-
stiegen.

 

Aber die Tory-Regierung wiegelt ab?
Zunächst schien es, als würde sie die 
Selbsterklärung in das Gesetz aufnehmen. 
Seitdem jedoch die Gegenreaktionen im-
mer schärfer wurden, hat die Regierung 
das Projekt auf Eis gelegt.
 
Jetzt hat sich dieses Thema anscheinend 
zu einem regelrechten Kulturkrieg in der 
bürgerlichen Presse Großbritanniens 
entwickelt, in den sozialen Medien und 
auch in großen Zeitungen wie dem »Gu-
ardian«.
Allerdings. Ein Angestellter des »Guardi-
an« hat kürzlich wegen der transfeindli-
chen Kultur in der Zeitung gekündigt, und 
die Zeitung hat gerade jetzt wieder eine 
»transkritische« Kolumne veröffentlicht. 
Diese feindselige Kultur ist aber nicht auf 
die bürgerliche Presse beschränkt. Selbst 
die einzige linke Tageszeitung Großbri-

Es gibt 
immer mehr 

transfeindliche 
Hassangriffe
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»Transrechte sind 
Menschenrechte«: 
Proteste gegen 
Transfeindlichkeit in 
Toronto im Juni 2017
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Transfeindliche Leute behaupten, sie 
würden von einer »Translobby« zum 
Schweigen gebracht. Was ist da dran?
Das ist Unsinn. Trans- und nichtbinä-
re Menschen müssen darum kämpfen, in 
dieser »Debatte« überhaupt gehört zu wer-
den, während jene, die gegen Transrechte 
sind, sehr viel leichter Zugang zu Presse, 
Fernsehen und Rundfunk bekommen und 
sich auch nicht scheuen, rechte Zeitungen 
für ihre Kampagne zu benutzen oder sich 
rechten Organisationen anzubiedern.
 
Auch prominente akademische Feminis-
tinnen klagen, Transfrauen seien eine Be-
drohung für sie. Was meinen sie damit?
Im Kern behaupten sie – ähnlich wie an-
dere transausschließende Feministinnen 
und einige Linke, dass Transfrauen keine 
Frauen sind, sondern als Frauen verklei-
dete Männer. Diese seien weiterhin po-
tenziell sexistisch oder Vergewaltiger, so 
wie alle Männer, einfach weil sie männlich 
sind. Transfrauen gelten nach diesem My-
thos als Bedrohung für Cis-Frauen in ge-
schlechtsspezifischen Räumen wie öffent-
lichen Toiletten und Umkleideräumen, 
Gefängnissen, Krankenhäusern, Frauen-
häusern.
 
Woher kommen diese Annahmen?
Das ist die Folge ihrer strikten Vorstellung 
von Sexualität und Geschlecht, wonach 
es nur eine einfache und unveränderliche 
Zweigeschlechtlichkeit gibt, weshalb das 
Geschlecht auch nicht umgewandelt wer-
den könne. 
Sie können und wollen nicht verste-
hen, dass der Ursprung der Frauen- und 
LGBT+-Unterdrückung eng verbunden 
ist mit dem Entstehen von Klassengesell-
schaften und der Rolle der Kleinfamilie als 
privater Raum der Reproduktion und So-
zialisation. Ihnen reicht zur Erklärung der 
Frauenunterdrückung die Patriarchatsthe-
orie von der männlichen Vorherrschaft, 
wonach Sexismus und Frauenfeindlichkeit 
ihren Ursprung im »Männlichsein« haben 
und nicht in den gesellschaftlichen Pro-
duktionsverhältnissen in Klassengesell-
schaften wie dem Kapitalismus.
In meinem Buch »Transgender Resistan-
ce« gehe ich näher auf diesen pessimisti-
schen und falschen Ansatz zur Erklärung 
von Frauen- und LGBT+-Unterdrückung 
ein. In der Patriarchatstheorie und in an-
deren Identitätstheorien wird die entschei-
dende Rolle der Ausbeutung, von Klas-
se und Klassenkampf als Hauptelemente 

einer tragfähigen Theorie der Unterdrü-
ckung nicht anerkannt.
 
Einige Feministinnen sprechen von »gen-
derkritischem Feminismus«. Rechte 
Kräfte verwenden ähnliche Begrifflich-
keiten, wenn sie von »Genderideologie« 
oder »Transgenderseuche« sprechen. 
Wie unterscheiden sich hier Rechte von 
Linken überhaupt noch? 
Einige transausschließende Feministin-
nen, insbesondere akademisch gepräg-
te, beschreiben sich als »genderkritisch«, 
um ihre wirklichen Absichten zu verber-
gen. Wären sie ehrlich, würden sie sich als 
»Transpersonen ausschließend« bezeich-
nen, denn sie wollen dafür sorgen, dass 
Transpersonen von geschlechtsspezifi-
schen Einrichtungen und Räumen ausge-
schlossen sind, die wir seit Jahrzehnten ge-
nutzt haben.
 
Was sind ihre konkreten Forderungen?
Viele von ihnen haben zunächst den Vor-
schlag der Selbsterklärung einfach nur ab-
gelehnt. Jetzt gehen sie weiter und wollen 
gestützt auf ein verändertes Gleichstel-
lungsgesetz dafür sorgen, dass Transper-
sonen in bestimmten Fällen Dienstleis-
tungen oder eine Arbeitsstelle verweigert 
werden können. Einige sähen den GRA am 
liebsten ganz abgeschafft. Sie haben be-
reits erwirkt, dass die Gefängnisregeln für 
Transgefangene deutlich verschlechtert 
wurden.
 
Ist der Kampf gegen die vermeintliche 
»Genderideologie« ein neues Phänomen?

Der Begriff »Genderideologie« wurde 
schon vor Jahrzehnten im rechtsgerichte-
ten Katholizismus erfunden, dann wurde 
er von etlichen rechten und rechtsradika-
len Regimen und Organisationen aufge-
griffen und als Waffe insbesondere gegen 
Frauen- und LGBT+-Rechte eingesetzt. 
Linke sollten sich hüten, sich diese Begriff-
lichkeit anzueignen, um das Konzept und 
die Existenz einer Genderidentität und das 
Recht Unterdrückter, sich selbst eine Iden-
tität zuzuschreiben, anzugreifen. Sozialis-
ten müssen sich des rechtspolitischen Ur-
sprungs solcher Begriffe sehr bewusst sein 
und dürfen ihnen keinesfalls Legitimität 
verleihen.
 
Wie verläuft die Diskussion in den bri-
tischen Gewerkschaften? Gab es nicht 
kürzlich erbitterte Auseinandersetzun-
gen dort?
Ja, die Gewerkschaftsbewegung war und 
ist eine Arena der Auseinandersetzungen 
über Transrechte, ebenso die Labourpar-
tei. Einige der Gründungsmitglieder von 
Women’s Place UK – der wohl transfeind-
lichsten Interessengruppe –, waren Funk-
tionäre und führende Ehrenamtliche zum 
Beispiel der Lehrergewerkschaft NUT und 
der Regierungsangestelltengewerkschaft 
PCS und sie sind häufig Mitglied der La-
bourpartei.
In einigen Gewerkschaften haben sie ver-
sucht, auf lokaler und nationaler Ebene 
Resolutionen zu verabschieden, bekamen 
aber regelmäßig keine Mehrheit dafür. 
Die meisten Basisgewerkschafter haben 
kein Problem mit Transarbeiterinnen oder 
Transarbeitern und die meisten Gewerk-
schaften verfolgen eine transunterstützen-
de Politik.
 
Um welche Fragen dreht sich die Debatte 
in den Gewerkschaften?
Die Debatte in der Lehrergewerkschaft 
drehte sich um Fragen von Sicherheit, 
Schutz und aufgeklärter Selbstbestim-
mung für jüngere Trans- und nichtbinäre 
Studierende in Bezug auf Zugang zu Un-
terstützungsdiensten. Denn Transorgani-
sationen wie die Wohlfahrtseinrichtung 
Mermaids für Transkinder wurden bereits 
angegriffen, weil sie Kinder angeblich zu 
lebensverändernden, nicht rückgängig 
zu machenden medizinischen Eingriffen 
drängen und junge Leute zur Transition 
verführen. Einige dieser Argumente ken-
nen wir schon aus der Herabwürdigung 
schwuler Männer vor 30 oder 40 Jahren. 

Trans-
menschen 
müssen 
kämpfen, um 
gehört zu 
werden
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Dem Obersten Gerichtshof liegt derzeit 
eine Klage der Transfeinde zur Entschei-
dung vor. Ohne hier auf die Einzelheiten 
eingehen zu können, handelt es sich um 
unbegründete und böswillige Behauptun-
gen. Es ist ihnen auch egal, dass es skrupel-
los ist, jungen Menschen in Not Hilfe und 
Unterstützung zu verweigern.
 
Woher kommen historisch betrachtet 
transfeindliche Ideen? Gibt es eine Ver-
bindung zur Naziideologie?
Ursprünglich wurde trans nicht von schwul 
unterschieden, das kam erst Anfang des 
20. Jahrhunderts auf. Aber selbst dann galt 
vielen Linken Homosexualität und unter-

schiedliche Äußerungen von Geschlecht 
noch lange Zeit als Beweis für eine Geis-
teskrankheit. Dieses medizinische Mo-
dell war vorherrschend und LGBT+-Leben 
wurde nicht als normal oder des Respekts 
würdig angesehen. 
Von einem solchen medizinischen Modell 
auszugehen, konnte für Linke heißen, dass 
LGBT+-Personen nicht kriminalisiert und 
verfolgt werden sollten, weil es »nicht ihre 
Schuld« war. Für Faschisten und Eugeni-
ker auf der anderen Seite konnte es bedeu-
ten, »solche« Leute einzusperren, zu »hei-
len« oder »umzudrehen«, im schlimmsten 
Fall sollten sie ausgelöscht werden, wie die 
Nazis es versucht haben.
Selbst in liberalen Demokratien wurde Ho-
mosexualität erst kürzlich entkriminali-
siert und aus der Liste geistiger Erkrankun-
gen gestrichen, und in Großbritannien gilt 
Transsein immer noch als krankheitsver-
dächtig.
 
Was können Linke gegen LGBT+-Diskri-
minierung tun?
Als Erstes müssen wir uneingeschränkt 
Solidarität mit allen Unterdrückten üben, 
einschließlich Trans- und nichtbinären 
Personen. Das heißt, wir müssen gemein-
sam Widerstand aufbauen gegen Sparpoli-
tik, Neoliberalismus und Angriffe auf unse-
re Seite. Sozialistinnen und Sozialisten, die 

nicht trans sind, müssen sich auf die Seite 
von Transaktivisten stellen, Trans-Prides 
unterstützen, Transevents mit aufbauen, 
dafür sorgen, dass unsere Gewerkschaf-
ten und Betriebe eine transunterstützende 
Politik betreiben, Proteste bei Hassverbre-
chen gegen Trans- und andere LGBT+-Per-
sonen unterstützen. Wir müssen fordern, 
dass es bei Pride-Märschen wie dem Chris-
topher Street Day um Protest und Solidari-
tät geht und nicht um konzerngesponserte 
Spaßtage.
 
Was ist der richtige Umgang mit Trans-
feindlichkeit aus den Reihen der Linken 
und des Feminismus?
Wir müssen mit allen, die auf »transkriti-
sche« Mythen hereinfallen, darüber dis-
kutieren, dass nicht nur Transrechte lei-
den werden, wenn transausschließende 
Argumente sich durchsetzen, sondern 
auch Frauenrechte und die Rechte aller 
LGBT+-Personen. Deshalb brauchen wir 
Einheit in unserem Widerstand und dür-

fen uns nicht auf den Versuch der Spaltung 
zwischen den Unterdrückten und in der 
Linken angesichts zunehmender Angriffe 
von rechts einlassen.
Wir brauchen auch eine sozialistische Or-
ganisation, wenn wir unsere Ideen klä-
ren und zielgerichtet arbeiten wollen. Die 
Mehrheit der Transpersonen gehört auch 
der internationalen Arbeiterklasse an. Un-
sere Arbeitskraft wird zur Erzeugung von 
Profit für die herrschende Minderheit ein-
gesetzt. 
Teil einer ausgebeuteten Arbeiterklasse zu 
sein bedeutet, wir haben ein Interesse an 
einem gemeinsamen Kampf gegen das ge-
walttätige und unmenschliche System, das 
da Kapitalismus heißt. Wir brauchen ein 
»Fest der Unterdrückten und Ausgebeute-
ten«, wie Lenin eine sozialistische Revolu-
tion beschrieb, die der einzige Garant für 
die Befreiung von Transpersonen und aller 
Unterdrückten und Ausgebeuteten ist.

Laura, vielen Dank für das Gespräch. ■

Ein Fest der
 Unterdrückten 

und 
Ausgebeuteten 
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Die Grafik zeigt die Benachteiligung von Transmenschen in Europa. 34 Länder verlangen eine psychia-
trische Diagnose bevor Passdokumente geändert werden. Aktivistinnen und Aktivisten fordern dagegen, 
die Änderung von ihrem rechtlichen Namen und Geschlecht auf Grundlage der Selbstbestimmung der 
betroffenen Personen durchzuführen
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1918»Spanische Grippe«
(Pandemie 1918-1919)

Gegen Ende des Ersten Weltkriegs brach 1918 eine Influenza-Pandemie 
aus. Bis 1920 starben zwischen 25 Millionen und 50 Millionen Menschen. 
Eine Besonderheit der »Spanischen Grippe« war, dass ihr vor allem 20- bis 
40-Jährige erlagen, während Influenzaviren sonst eher Kleinkinder und 
alte Menschen gefährden.

1957 »Asiatische Grippe«
(Pandemie 1957/1958)

Eine Variante des Influenzavirus löste die zweit-
schlimmste Grippe-Pandemie des 20. Jahrhunderts 
aus. Zwischen einer und zwei Millionen Menschen 
starben weltweit.1961Cholera 

(mehrere Pandemien seit 1961)

Cholera ist die Bezeichnung für eine Durchfallerkrankung, ausgelöst durch 
eine schwere bakterielle Infektion des Darms. Sie tritt häufig dort auf, 
wo Trinkwasser- und Abwassersysteme nicht voneinander getrennt sind 
und daher das Trinkwasser mit Erregern verunreinigt sein kann. Bei der 
seit 2016 im Jemen grassierenden Cholera handelt sich um das bislang 
schwerste Auftreten dieser Infektionskrankheit. 

1968 »Hongkong-Grippe«
(Pandemie 1968/1969)

Sie entstand aus einer Kombination von Geflügelpest- 
und Influenzaviren. Zwischen einer und zwei Millio-
nen Menschen starben.

1980Aids
(Pandemie ab 1980)

Das Humane Immundefizienz-Virus (HIV) gehört zur 
Familie der Retroviren. Es schwächt das Immunsystem 
der Infizierten so stark, dass diese an einfachen Fol-
geerkrankungen sterben. Die Verbreitung von HIV hat 
sich seit Anfang der 1980er Jahre zu einer Pandemie 
entwickelt, die bisher etwa 39 Millionen Menschenle-
ben gefordert hat.

2002SARS
(Pandemie 2002-2003)

Erste Pandemie im 21. Jahrhundert. Als Auslöser gilt 
die industrielle Käfighaltung von Nutztieren. SARS löst 
schwere Lungenerkrankungen aus. Mehr als 700 Men-
schen starben an der Erkrankung.

2009»Schweinegrippe« H1N1
(Pandemie 2009-2010)

Eine Mutation des Influenzavirus, die schwere Lun-
genentzündungen auslöst. Sonst zeigt das Virus keine 
anderen Symptome als die saisonale Grippe auf. Da 
sich Millionen Menschen infizierten, rief die WHO eine 
Pandemie aus.

1986 »Rinderwahnsinn«
(Epidemie 1986-1996)

Die Erkrankung des Gehirns, die bei Rindern auftritt, 
führt langfristig zum Tod des Tiers. Sie wird darauf 
zurückgeführt, dass die Tiere mit Mehl aus Rinderka-
davern gefüttert wurden. Forscher vermuten einen 
Zusammenhang zwischen dem Verzehr von mit BSE 
kontaminierten Fleisch und der für Menschen tödli-
che verlaufenden Creuttzfeldt-Jakob-Krankheit.

2014 Ebolafieber 
(Ausbreitung in 10 Ländern, 2014-2016)

Das Ebolafieber ist für Mensch und Tier eine hochge-
fährliche Krankheit. Die Todesrate liegt - je nach Vi-
rusart - bei 25 bis 90 Prozent. Die Übertragungswege 
sind noch nicht abschließend geklärt. Eine Epidemie 
in den Jahren 2014-2016 forderte mehr als 11.000 
Tote, vor allem in Uganda und der Demokratischen 
Republik Kongo.

2006 »Vogelgrippe« H5N1
(Pandemie 2006/2007)

Mutation eines Influenzavirus, das in Gefangenschaft 
gehaltene Vögeln befällt. Statt artgerechter Haltung 
werden Impfungen und vorbeugende Tötungen ver-
ordnet. Bisher starben auch knapp 500 Menschen an 
dieser Form der Vogelgrippe.

2016 »Vogelgrippe« H5N8
(Ausbreitung in mehr als 19 Ländern, 2016)

H5N8 ist eine Unterform des Influenzavirus. Es tritt 
insbesondere bei Hühnervögeln auf. Durch die in-
dustrielle Massentierhaltung ist eine Übertragung 
von Wildvögeln auf Zuchtgeflügel möglich. Erstmals 
ist dies 1983 in Irland geschehen, zuletzt 2020 in Po-
len. Bei Infektionen werden die Tiere vorsorglich ge-
tötet, manchmal zu Hunderttausenden. Anders als 
bei H5N1 und H7N9 wird von einer Übertragung auf 
Menschen nicht ausgegangen.

2015Zikavirus
(Epidemie 2015/2016)

Erstmals 1947 entdeckt, hat sich das Zikavirus insbesondere im 21. Jahr-
hundert ausgebreitet: Ab 2015 kam es zu zahlreichen Infektionen in La-
teinamerika. Tropische Stechmücken und Moskitos sind Überträger. Mit 
dem globalen Temperaturanstieg im Zuge der Klimaerwärmung könnte 
sich das Verbreitungsgebiet ausweiten. Das Virus löst Fieber, Hautaus-
schlag, Gelenkschmerzen und Erbrechen aus.

2017»Vogelgrippe« H7N9
(Ausbreitung in mehreren Ländern, 2017)

H7N9 ist eine Mutation des Influenzavirus, die Hüh-
nervögel befällt, aber auch für Menschen gefährlich 
ist. Die Form der Übertragung konnte noch nicht fest-
gestellt werden. Seit 2013 haben sich mehr als 1500 
Menschen infiziert, von denen knapp 600 gestorben 
sind.

2019 »Coronavirus« SARS-CoV-2 
(Ausbreitung in mehr als 188 Ländern ab 2019)
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D
ie Bundesregierung antwortet zum Teil 
mit Notfallmaßnahmen auf die Coron-
akrise, die der Lage nicht gerecht wer-
den. Sie hat die Dynamik der Pandemie 

erst unterschätzt und dann mit den falschen Mitteln 
reagiert: Sie versucht in erster Linie die Profite der 
Wirtschaft zu schützen, anstatt sofort einen Schutz-
schirm für die Menschen zu spannen und den mas-
siven Ausbau der öffentlichen Daseinsvorsorge, spe-
ziell des Gesundheitssystems, anzupacken. 
So wird die Verantwortung für die Eindämmung des 
Coronavirus individualisiert. Der Appell von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel an den Einzelnen, »es 
ernst zu nehmen«, passt gut in das Dogma des Neoli-
beralismus. Es ist richtig, dass alle ihre sozialen Kon-
takte beschränken. 
Doch das Abschieben der Verantwortung zur Ein-
dämmung der Pandemie auf den Einzelnen ist 
falsch. Die Eindämmung einer Pandemie ist eine po-
litische Frage, keine individuelle.

Genau deswegen ist in der Coronakrise eine star-
ke linke Opposition notwendig. Die Linke hat jetzt 
die Aufgabe, Menschen in Zeiten von Quarantäne 
und Ausgangssperre Handlungsoptionen anzubie-
ten. Vertrauen, Respekt und Solidarität sind wichti-
ge Ideale, um die Krise zu bewältigen. Die Pandemie 
ist kein nationales und auch kein europäisches Phä-
nomen. 
Sie ist eine Herausforderung für die gesamte 
Menschheit. Die Linke muss jetzt schnell lernen, un-
ter den veränderten Bedingungen zu kämpfen. Das 
bedeutet, sich international, aber auch lokal zu un-
terstützen und zu vernetzen. Gleichzeitig sollte sie 
über die strukturellen Ursachen der Coronakrise 
aufklären und deutlich machen: Das Symptom heißt 
Corona, die Krankheit Kapitalismus.

1.Ja zu #bleibtZuhause. Nein zur Aus-
gangssperre!
Fast überall auf der Welt setzen die Re-
gierenden zur Bekämpfung der Co-

ronakrise auf repressive Maßnahmen. Das Austes-
ten autokratischer Kontrollmöglichkeiten ist ein 
Kennzeichen des aus den Fugen geratenen Katast-
rophenkapitalismus. Grenzschließungen, verstärkte 
Überwachung oder Ausgangssperren sind unter den 
gegenwärtigen Bedingungen aber wenig hilfreich, 
lenken von den eigentlichen Aufgaben ab und schaf-
fen gleichzeitig neue Probleme.
Besonders kontraproduktiv sind Ausgangssperren. 
Es ist absurd, Menschen zu verbieten, sich in ihrer 
Freizeit draußen aufzuhalten, und gleichzeitig Milli-
onen von Beschäftigten zu zwingen, in Werkshallen 
und Dienstleistungsbetrieben mit hunderten Men-
schen in einem Raum weiterzuarbeiten, um Dinge 
herzustellen, die zurzeit niemand dringend braucht. 
Auch die psychologische Wirkung solcher Maßnah-
men ist potenziell verheerend. Ausgangssperren er-
höhen das Risiko von psychischen Erkrankungen 
und häuslicher Gewalt.
»Stay at Home« (deutsch: »Bleib zuhause«) ist eine 
wichtige Kampagne. Jede und jeder sollte zum Ei-
genschutz und zum Schutz anderer Menschen mit-
machen! Eine Ausgangssperre ist hingegen einer der 
größten denkbaren Eingriffe in unsere Grundrechte. 
Zudem zeigen andere Länder, auf welch problema-
tische Weise sie durchgesetzt werden: Spanien setzt 
die Armee ein und lässt die Bevölkerung per Droh-
nen überwachen. 
Israel hat seinem Geheimdienst Zugriff auf sämtli-
che Ortungsdaten der Mobiltelefone gewährt, um 
die Ausgangssperre durchzusetzen. Alle Bewegun-
gen der Bürgerinnen und Bürger werden überwacht. 
Die Coronakrise darf nicht zum Freifahrtschein für 

Widerstand in Zeiten 
von Corona

Wie kann sich die Linke angesichts der Coronakrise verhalten? 
Plädoyer für eine entschlossene Opposition 

gegen die Krisenpolitik der Bundesregierung

von Der MARX21-Redaktion
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die Aushöhlung demokratischer Rechte werden. In 
Italien hat die Ausgangssperre nicht dazu geführt, 
die Infiziertenzahlen zu senken. In Südkorea konn-
te die Eindämmung der Pandemie hingegen völlig 
ohne Ausgangssperren und Reisebeschränkungen 

erreicht werden. Stattdessen setzte die Regierung 
auf massenhafte kostenfreie Tests für die Bevölke-
rung. Ausgangssperren sind Ausdruck der Ratlosig-
keit der Politik im Umgang mit dem Coronavirus 
und beschränken die Freiheit der Menschen massiv. 
Die erkämpften demokratischen Bürgerrechte dür-
fen trotz Pandemie nicht geopfert, sondern müssen 
entschieden verteidigt werden. 

2.2. Soziale Distanz, nicht Isolation!
»Soziale Distanzierung« ist ein wichti-
ges Element zur Bekämpfung der Ver-
breitung des Virus. Sie erfordert, wie 

Virologen und Medizinerinnen erklären, jedoch kei-
ne Isolation in der eigenen Wohnung. Im Gegenteil: 
Solange Abstand zu anderen eingehalten wird, wird 
sogar empfohlen, nach draußen zu gehen. 
Die Ausgangssperren gehen also am Problem vor-
bei, schaffen aber zahlreiche neue: »Soziale Distanz« 
darf nicht zu »sozialer Isolation« führen. 
Für viele Menschen, gerade alte und kranke, können 
Ausgangsbeschränkungen aber genau das bedeu-
ten. Gleichzeitig ist »soziale Distanz« auch eine Klas-
senfrage: In einer Villa mit Garten oder einer großen 
Wohnung mit Balkon lässt sich eine Ausgangssper-
re leichter ertragen als alleinerziehend mit zwei klei-
nen Kindern in einer Zweizimmerwohnung. Statt 
auf Repression zu setzen, müsste die Regierung die 
sozialen Bedingungen schaffen, dass alle Menschen, 
besonders Lohnabhängige, das Prinzip der sozialen 
Distanz lernen und anwenden können. 
Wie könnte das gehen? Die Regierung der kanadi-
schen Provinz Quebec zahlt allen Beschäftigten, die 
sich selbst isolieren müssen, umgerechnet 360 Euro 
pro Woche. 
Der Antrag wird im Internet ausgefüllt, und das Geld 
ist binnen 48 Stunden auf dem Konto. Statt die Be-
wegungsfreiheit einzuschränken, müsste die Bun-
desregierung dringend kostenfrei Schutzanzüge, 
Masken und Desinfektionsmittel für alle Menschen 
in Risikogebieten und Großstädten verteilen. 

3.3. Gesundheitsschutz für alle!
Die Notfallmaßnahmen der Bundes- 
und Landesregierungen sind höchst 
widersprüchlich. Auf der einen Seite 

wird das öffentliche Leben stark eingeschränkt: Ca-
fés, Restaurants, Universitäten, Schulen, Spielplät-
ze, Geschäfte, Kinos und Kitas werden geschlossen. 
Auf der anderen Seite wird der Gesundheitsschutz 
für Beschäftigte vernachlässigt. Millionen Menschen 
müssen weiterhin zur Arbeit und sind gefährlichen 
Arbeitsbedingungen ausgesetzt, obwohl ihre Arbeit 
keine systemrelevante Rolle spielt. Noch immer ar-
beiten Menschen in Fertigungshallen, Großraum-
büros, Callcentern oder bei Post und Lieferdiensten. 
Sie sind durch ihre Arbeit in Kontakt mit hunderten 
Menschen, nutzen den ÖPNV und tragen dann die 
Viren nach Hause in ihre Familien, Wohngemein-
schaften oder Häuser. Es ist ein Widerspruch, einer-
seits »soziale Distanz« zu fordern und andererseits 
den »sozialen Kontakt« in Industriebetrieben und 
Dienstleistungsbereichen zuzulassen.
Die Erfahrungen in Italien zeigen, wie gefährlich das 
ist. Konsequent wäre, auch die Industrieproduktion 
sowie Dienstleistungsbetriebe, die nicht dringend 
notwendig sind, zu stoppen und notwendige Ar-
beitsplätze »Corona-sicher« zu machen. Das bedeu-
tet, allen Beschäftigten, die nicht von zuhause aus 
arbeiten können, den besten Gesundheitsschutz zu 
ermöglichen: Schutzanzüge, Masken, Handschuhe 
und Desinfektionsspray müssen sofort für alle noch 
produzierenden wichtigen Betriebe, den Nahrungs-
mittelhandel und die systemrelevante Infrastruk-
tur kostenfrei für die Beschäftigten zur Verfügung 
gestellt werden. Konzerne, die sich weigern, dies 
zu veranlassen, stellen den Profit vor den Gesund-
heitsschutz der Menschen und dürfen keine staat-
liche Unterstützung erhalten. Betriebliche Protes-
te, Streiks und Selbstorganisation sind wichtig, um 
Schutzmaßnahmen in den Betrieben einzufordern 
und durchzusetzen. 

4.Sozialer Schutz für alle!
In dieser Krise brauchen gerade jene 
unkomplizierten Schutz, die am we-
nigsten verdienen oder arbeitslos sind. 

Sonst sind sie den Gefahren der Coronakrise schutz-
los ausgeliefert und die soziale Spaltung vertieft sich 
weiter. Schutz darf keine Frage des Geldes sein. Das 
heißt: Aussetzung aller Sanktionen durch die Job-
center, Aussetzung von Stromsperren und Zwangs-
räumungen, Anhebung des Regelsatzes und nicht 
zuletzt Bereitstellung von Wohnraum und Unter-
künften für Obdachlose, Illegalisierte und Menschen 
aus überfüllten Aufnahmelagern und Frauenhäu-
sern. Niemand darf zurückgelassen werden!
Wenn Schulen oder Kitas schließen, können Eltern 
nicht arbeiten – und werden oft nicht mehr bezahlt. 
Vor allem bei niedrigen Einkommen sind die Ausfäl-

Schutz 
darf keine 
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le sofort spürbar und der Wegfall der Kinderbetreu-
ung trifft vor allem Alleinerziehende und Frauen. 
DIE LINKE fordert zu recht: »Für Eltern braucht es 
eine Entgeltgarantie bei Schließungen.«
Dass die Bundesregierung den Bezug von Kurzar-
beitergeld erleichtert und verlängert hat, reicht bei 
weitem nicht. Es ist ungerecht, wenn Arbeitgeber 
von den Sozialabgaben vollständig befreit werden, 
während Beschäftigte auf einen großen Teil ihres 
Lohns oder Gehalts verzichten müssen. Statt eines 
Schutzschirms für die Wirtschaft brauchen wir einen 
Schutzschirm für die Beschäftigten. Niemand darf 
gekündigt werden, niemand soll krank zur Arbeit ge-
hen. Wir brauchen uneingeschränkte Lohnfortzah-
lung für alle.
Zugleich führt die Coronakrise zu akuten Existen-
zängsten bei Millionen (Schein-)Selbstständigen 
und Kleingewerbetreibenden. Auch ihnen muss 
unbürokratisch und schnell finanziell geholfen 
werden. Ausgefallene Honorare und Bezüge von 
Scheinselbständigen und Menschen mit sogenann-
ten Werkverträgen, oder die in Kooperativen und 
Kleinstbetrieben arbeiten, müssen von staatlicher 
Seite garantiert werden. 

5. Wir zahlen nicht für ihre Krise!
Weltweit sind die Aktienmärkte einge-
brochen. Ökonomen warnen vor einer 
globalen Wirtschaftskrise. Der Schuldi-

ge ist schnell gefunden: das neue Coronavirus. Doch 
SARS-CoV-2 ist nur der Auslöser der Krise. Die Ur-
sachen liegen wesentlich tiefer. Tatsächlich wächst 
der Weltkapitalismus seit Jahren kaum. Die Ban-
kenrettung und das billige Geld der Zentralbanken 
haben verhindert, dass die große Finanzkrise von 
2008/09  sich zu einer Weltwirtschaftskrise vom Aus-
maß der 1930er Jahre entwickelt hat. Der anschlie-
ßende Aufschwung war jedoch der schwächste seit 
dem Zweiten Weltkrieg. Das Virus zur Ursache des 
akuten Wirtschaftseinbruchs zu erklären, verkennt, 
dass das System schon lange krankt. Die Pandemie 
hat die künstlich mit Zentralbankgeld aufgeblähte 
Blase am Aktienmarkt lediglich platzen lassen.
Nun nutzen Konzerne die Coronakrise, um Beschäf-
tigte zu erpressen und ihre Ausfälle auf die Beleg-
schaften abzuwälzen. Leiharbeiter werden abge-
meldet und Arbeitszeitkonten ins Minus gefahren. 
Hotels und Gastronomiebetriebe entlassen ihr Per-
sonal, Flugbegleiterinnen verlieren in Kurzarbeit ei-

nen relevanten Teil ihres Lohns, prekär beschäftigte 
Arbeiterinnen verlieren teilweise ihre gesamten Ein-
nahmen. Die Linke muss sich dafür einsetzen, dass 
nicht die lohnabhängige Bevölkerung, sondern die 
Profiteure der Umverteilung der letzten Jahrzehnte 
für die Kosten der Krise aufkommen. Dazu gehören 
höheren Steuern für Reiche und Konzerne. 

6. Gesundheit darf keine Ware sein!
Die durch das Coronavirus ausgelös-
te Krise trifft die Gesellschaft auch des-
halb so hart, weil der öffentliche Sek-

tor jahrzehntelang kaputtgespart wurde. Das zeigt 
sich gerade sehr deutlich in Spanien und Italien. 
Aber auch in Deutschland wird die Unterfinanzie-
rung der öffentlichen Hand von Wirtschaftswissen-
schaftlern auf 450 Milliarden Euro geschätzt. Alle 
Bereiche, auf die die Allgemeinheit angewiesen ist, 
müssen den Profitinteressen der Kapitalisten entzo-
gen werden. Das gilt in der Coronakrise insbesonde-
re für das Gesundheitswesen und die Pharmaindus-
trie. Sie müssen umgehend vollständig verstaatlicht 
und unter demokratische Kontrolle gestellt werden, 
um jetzt in der Krise bestmöglich im Interesse der 
Allgemeinheit zu funktionieren. Die Ökonomisie-
rung des Gesundheitssystems muss dringend rück-
gängig gemacht und der Pflegenotstand effektiv be-
kämpft werden.

7. Kein Burgfrieden mit den Herrschen-
den!
Der DGB unterstützt die Krisenmaß-
nahmen der Bundesregierung. Auch 

LINKEN-Fraktionschef Dietmar Bartsch sagte im 
»Deutschlandfunk«, es müsse alles getan werden, 
damit die Wirtschaft am Laufen gehalten werde. An-
gesichts der Krise sei es für die Opposition nicht die 
Zeit, mit großer Kritik zu reagieren: »Also das, was 
ich von Frau Merkel und Herrn Söder höre: ›Wir tun 
alles, was notwendig und möglich ist‹ – das ist der 
vernünftige Ansatz«, so Bartsch.
Es ist fatal, wenn die Linke als Opposition gegen die 
Politik der Herrschenden ausfällt, gerade in Krisen-
zeiten. Es droht nicht nur wirtschaftlich eine »Kri-
senlösung« im Sinne der Herrschenden, sondern 
auch eine autoritäre Wende. Die Gewerkschafts-
bewegung und die Linke dürfen angesichts der Co-
ronakrise nicht zu staatstragenden Befürwortern 
von Wirtschaftshilfen für Banken und Konzerne so-
wie immer neuen repressiven Maßnahmen werden, 
sondern müssen den Widerstand dagegen organi-
sieren. 

8.Nein zum Rassismus der AfD!
Die Rechte versucht, die Coronakrise 
zur Verbreitung ihrer rassistischen und 
völkischen Wahnvorstellungen zu nut-
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zen und streut falsche Berichte über das Virus. Da-
mit verfolgt sie eine Strategie, die in der Geschichte 
der rassistischen Agitation in Deutschland nicht neu 
ist: Geflüchtete und Zugewanderte sollen als Träger 
von Krankheiten verunglimpft und als »Seuchenge-
fahr« stigmatisiert und entmenschlicht werden. Der 
rassistischen Hetze muss sich die Linke entschlos-
sen entgegenstellen. 

9. Nein zur Festung Europa!
Im Schatten der Coronakrise schottet 
sich die EU weiter ab und erhöht die 
Repressionen gegen schutzsuchen-

de Menschen – mit katastrophalen Folgen. Pro Asyl 
schreibt: »Im fünften Jahr des EU-Türkei-Deals har-
ren Zehntausende unter menschenunwürdigen Be-
dingungen auf den griechischen Inseln aus. Die 
Kapazitäten sind bei weitem erschöpft; die Gesund-
heitsversorgung ist desolat.«  
Es ist eine Schande, wenn Außenminister Heiko 
Maas mit Flugzeugen 100.000 Urlauber zurück nach 
Deutschland holt, aber die Menschen auf Lesbos, in 
Idlib oder an der türkisch-griechischen Grenze ih-
rem schrecklichen Schicksal überlässt. Die »Luftbrü-
cke« für deutsche Urlauber zeigt, was wir für Men-
schen, die in Not sind, tun könnten. 
Noch vor vier Jahren war die Empörung groß, als 
AfD-Politiker forderten, »notfalls« Waffengewalt ge-
gen flüchtende Menschen an den Grenzen einzuset-
zen. Im Jahr 2020 ist dies traurige Realität. Anstatt 
die griechische Regierung für das brutale Vorge-
hen an der Grenze zur Türkei und die Aussetzung 
des Asylrechts zu kritisieren, lobte die Europäi-
sche-Kommissions-Präsidentin Ursula von der Ley-
en die Regierung und erklärte Griechenland zum 
»Schild Europas«. 
Nicht nur, aber auch wegen der Coronakrise muss 
jetzt gehandelt werden. Es drohen Epidemien in 
den riesigen Flüchtlingslagern, wo Menschen unter 
schrecklichen Bedingungen ohne sanitäre und me-
dizinische Hilfe zusammengepfercht sind. Ein groß 
angelegtes Aufnahmeprogramm aus Griechenland, 
Italien und Libyen ist notwendig: Die Hotspots müs-
sen geräumt und Schutzsuchende an sichere Orte 
gebracht werden.

10.Die strukturellen Ursachen 
bekämpfen!
Jedes Mal wenn neue Virusin-
fektionen ausbrechen, sind 

die Regierungen, die Medien und sogar die meisten 
medizinischen Einrichtungen so auf jeden einzel-
nen Notfall konzentriert, dass sie die strukturellen 
Ursachen, die dazu führen, dass mehrere eher mar-
ginale Krankheitserreger nacheinander zu plötzli-
cher weltweiter Berühmtheit gelangen, außer Acht 
lassen. Das jetzige Coronavirus ist besonders gefähr-
lich, aber kein Einzelfall. Dass sich Viren vermehrt 

verbreiten, liegt auch an der zunehmenden Entwal-
dung und dem massiven Rückgang der globalen Pri-
märwälder und an der Nahrungsmittelproduktion 
und dem Raubbau durch die multinationalen Kon-
zerne. Die funktionelle Vielfalt und Komplexität der 
Landflächen wird vereinheitlicht, sodass zuvor ein-
geschlossene Krankheitserreger auf die lokale Vieh-
zucht und die menschlichen Gemeinschaften über-
springen. Massentierhaltung, Urbanisierung und die 

Entstehung von Megacities mit riesigen Slums beför-
dern diesen Prozess. Es gibt Möglichkeiten, diesen 
Zyklus zu stoppen, aber sie alle beinhalten das In-
fragestellen des Primats des Profits im Kapitalismus: 
Der Bau anständiger Häuser, die Verbesserung der 
sanitären Einrichtungen, des Gesundheitssystems, 
der Abfallentsorgung und der Schädlingsbekämp-
fung, sowie die Neuausrichtung der Nahrungsmit-
telproduktion und der Landwirtschaft insgesamt.

11.Solidarität statt Vereinzelung 
- die politische Reorganisati-
on in der Coronakrise begin-
nen!

Als Linke müssen wir jetzt die Solidarität organisie-
ren. Das gilt international und lokal. In vielen Städ-
ten haben sich schon Nachbarschaftsinitiativen und 
Solidaritätsgruppen gebildet. Wo es noch keine gibt, 
sollten Linke diese gründen. Hier geht es um konkre-
te Solidarität mit denjenigen, die zu den Hochrisiko-
gruppen zählen: Für Nachbarn einkaufen und Hilfe 
anbieten. Klar ist aber, dass wir als Linke nicht staat-
liche Strukturen ersetzen können. Es geht deswegen 
auch darum, in Zeiten von Ausgangsbeschränkun-
gen politisch handlungsfähig zu bleiben, gemein-
sam Forderungen zu diskutieren und solidarisch zu 
handeln. 
Die Reaktion der Regierenden auf die Coronakrise 
braucht Opposition. Deswegen sollten Linke Alter-
nativen entwickeln und politische Angebote über Te-
lefonkonferenzen, Livechats und Videoübertragung 
oder Videokonferenzen anbieten. Wir brauchen 
trotz »Ausnahmezustand« weiterhin Aufklärungs-
material von links. Die politischen Weichenstellun-
gen in den kommenden Wochen und Monaten wer-
den die Zukunft entscheidend beeinflussen. Wir 
haben eine Welt zu gewinnen. Unser Leben geht vor 
ihre Profite. ■

Coronakrise
Solidarität statt 

Vereinzelung



»Die 
Agrarindustrie 

würde Millionen 
Tote riskieren.«

Rob Wallace

Rob Wallace ist Evolutionsbiologe und 
Phylogeograf für das öffentliche Gesund-
heitswesen in den USA. Er arbeitet seit 
fünfundzwanzig Jahren an verschiede-
nen Aspekten neuer Pandemien und ist 
Autor des Buches »Big Farms Make Big 
Flu«.

IntervieW: YAAK PABST

Ein Gespräch mit dem Evolutionsbiologe Rob Wallace 
über die Gefahren von Covid-19, die Verantwortung der 

Agrarindustrie und nachhaltige Lösungen zur Bekämpfung von 
Infektionskrankheiten
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R
ob, du forschst schon lange zu Pandemi-
en. Wie gefährlich ist das neue Corona-
virus?

Es hängt davon ab, wo du dich zum Zeitpunkt des lo-
kalen Ausbruchs von Covid-19 befindest: Steht die-
se Epidemie erst am Anfang, ist sie auf ihrem Höhe-
punkt oder befindet sie sich schon in ihrer Spätphase? 
Wie gut reagiert das Gesundheitssystem in der Regi-
on? Wie alt bist du? Bist du immunologisch gefährdet? 
Wie ist dein allgemeiner Gesundheitszustand? Um 
eine nicht diagnostizierbare Möglichkeit zu erfragen: 
Stimmt deine Immungenetik, die Genetik, die deiner 
Immunabwehr zugrunde liegt, mit dem Virus überein 
oder nicht?

Dann ist all das Getue um das Virus nur Panikma-
che?

Nein, sicher nicht.  Die Todesrate (Englisch: case fa-
tality rate, CFR) von Covid-19 lag zu Beginn des Aus-
bruchs in Wuhan zwischen 2 und 4 Prozent der be-
kannten Infizierten. Außerhalb von Wuhan scheint 
die CFR etwa 1 Prozent und sogar noch weniger zu 
betragen. 
Aber anderswo liegt sich auch höher, wie beispiels-
weise zurzeit in Italien und den Vereinigten Staaten. 
Diese Todesraten scheinen nicht hoch zu sein im Ver-
gleich zu, sagen wir, SARS mit 10 Prozent, der »Spa-
nischen Grippe« von 1918 mit 5 bis 20 Prozent, der 
»Vogelgrippe« (H5N1) mit 60 Prozent oder an eini-
gen Orten Ebola mit 90 Prozent Todesfällen unter den 
Infizierten. Aber sie liegt sicherlich höher als der 0,1 
Prozent CFR-Wert der saisonalen Grippe. Die Gefahr 
besteht jedoch nicht nur in der Höhe der Sterberate. 
Wir müssen uns mit der sogenannten Durchdringung 
oder der Rate des Angriffs auf die Gesellschaft ausein-
andersetzen. Mit anderen Worten: Ein wie großer Teil 
der Weltbevölkerung trägt den Virus bereits in sich?

Kannst du das genauer erklären?

Das globale Reisenetzwerk ist auf Rekordniveau. Da 
es weder Impfstoffe oder spezifische Antivirenmittel 
gegen Coronaviren gibt, noch eine Herdenimmuni-
tät gegen das Virus, kann selbst ein Stamm mit einer 
Sterblichkeitsrate von nur 1 Prozent der Infizierten 
eine beträchtliche Gefahr darstellen. 
Angesichts einer Inkubationszeit von bis zu zwei Wo-
chen und den zunehmenden Anzeichen, dass Anste-

ckungen stattgefunden haben vor dem eigentlichen 
Ausbruch der Krankheit – also bevor wir wissen, ob 
Menschen sich überhaupt infiziert haben – sind wahr-
scheinlich nur wenige Orte auf der Welt noch frei von 
Infektionen. Wenn zum Beispiel Covid-19 bei einer 
Ansteckung von 4 Milliarden Menschen 1 Prozent To-
desopfer fordert, sind das 40 Millionen Tote. Ein klei-
ner Anteil einer großen Zahl kann immer noch eine 
große Zahl sein.

Dies sind erschreckende Zahlen für einen scheinbar 
wenig ansteckenden Erreger ...

Auf jeden Fall, und wir stehen erst am Anfang des 
Ausbruchs. Es ist wichtig zu verstehen, dass sich viele 
Neuinfektionen im Laufe von Epidemien verändern. 
Ansteckungsfähigkeit, die Ausbreitung der Anste-
ckung oder beides können sich abschwächen. Ande-
rerseits nehmen andere Ausbrüche an Virulenz zu. 
Die erste Welle der Grippepandemie im Frühjahr 1918 
war eine relativ milde Infektion. Die zweite und dritte 
Welle in jenem Winter und bis ins Jahr 1919 hinein tö-
tete dann Millionen Menschen.

Pandemie-Skeptiker argumentieren jedoch, dass 
weit weniger Patientinnen und Patienten durch das 
Coronavirus infiziert und getötet wurden als durch 
die typische saisonale Grippe. Wie bewertest du das?

Ich wäre der Erste, der sich freuen würde, wenn sich 
dieser Ausbruch als Blindgänger erweisen sollte. Aber 
der Versuch, Covid-19 unter Verweis auf andere tödli-
che Krankheiten, insbesondere die Grippe, als geringe 
Gefahr abzutun, ist ein rhetorischer Trick, um die Be-
sorgnis über das Coronavirus als unangebracht dar-
zustellen.

Du meinst also, dass der Vergleich mit der saisona-
len Grippe hinkt?

Es ergibt wenig Sinn, zwei Krankheitserreger in den 
verschiedenen Abschnitten ihrer Epikurve, also des 
Ausbruchsverlaufs, zu vergleichen. Ja, die saisonale 
Grippe infiziert weltweit viele Millionen Menschen, 
wobei nach Schätzungen der Weltgesundheitsorgani-
sation bis zu 650.000 Menschen pro Jahr daran ster-
ben. Covid-19 steht jedoch erst am Anfang seiner epi-
demiologischen Entwicklung. Und anders als bei der 
Grippe haben wir weder einen Impfstoff noch eine 
Herdenimmunität, um die Infektion zu verlangsamen 
und die am stärksten gefährdeten Bevölkerungsgrup-
pen zu schützen.

Auch wenn der Vergleich irreführend ist, so sind das 
doch beides Virenkrankheiten. Es handelt sich sogar 
um die gleiche Gruppe, die RNA-Viren. Beide Krank-
heiten betreffen den Mund- und Rachenraum und 
manchmal auch die Lunge. Beide sind doch ziem-
lich ansteckend, oder?

Viren können 
sich verändern

DAS BUCH

»Big Farms Make Big 
Flu: Dispatches on 
Influenza, Agribusi-
ness, and the Nature 
of Science«
Rob Wallace | Monthly 
Review Press | 400 
Seiten | 2016 | E-Book 
4.65 Euro
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Ja, aber diese zwei Krankheitserreger zu verglei-
chen, ist fragwürdig. Wir wissen eine Menge über 
die Dynamik der Grippe. Wir wissen sehr wenig 
über Covid-19. In dieser Gleichung gibt es vie-
le Unbekannte. Tatsächlich werden etliche Fak-
toren bei Covid-19 unbekannt bleiben, bis es zu 
einem vollständigen Ausbruch der Krankheit 
kommt. Gleichzeitig ist es wichtig zu verstehen, 
dass es nicht um Covid-19 im Gegensatz zur Grip-
pe geht. Es geht um Covid-19 und Grippe. Die 
Entstehung von Mehrfachinfektionen, die eine 
Pandemie auslösen können und ganze Bevölke-
rungsgruppen angreifen, sollte die Hauptsorge 
sein.

Du erforschst Epidemien und ihre Ursachen seit 
mehreren Jahren. In deinem Buch »Big Farms 
Make Big Flu« versuchst du, die Zusammenhän-
ge zwischen industriellen landwirtschaftlichen 
Methoden, Ökolandbau und virusbedingter An-
steckungskrankheiten aufzuzeigen. Was sind 
deine Erkenntnisse?

Die eigentliche Gefahr jedes neuen Ausbruchs ist 
das Versagen, oder, besser gesagt, die zweckdien-
liche Weigerung zu begreifen, dass jeder neue Co-
vid-19-Fall kein Einzelfall ist. Das vermehrte Auf-
treten von Viren steht in engem Zusammenhang 
mit der Nahrungsmittelproduktion und der Profi-
tabilität der multinationalen Unternehmen. Wer 
verstehen will, warum Viren immer gefährlicher 
werden, muss das industrielle Modell der Land-
wirtschaft und insbesondere der Viehzucht un-

Das Foto der US-Raum-
fahrtbehörde NASA 
zeigt die fortschreitende 
Entwaldung im bolivi-
anischen Tiefland. Durch 
die Zerstörung intakter 
Naturräume können 
zuvor eingeschlossene 
Krankheitserreger auf 
die lokale Viehzucht 
und schließlich den 
Menschen überspringen. 
Trotz aller Nachhaltig-
keitsversprechen hat die 
globale Waldvernichtung 
mit fast 30 Millionen 
Hektar pro Jahr einen 
dramatischen Spitzen-
wert erreicht

tersuchen. Gegenwärtig sind nur wenige Regie-
rungen und wenige Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler dazu bereit. Ganz im Gegenteil:
Wenn die neuen Virusinfektionen ausbrechen, 
sind die Regierungen, die Medien und sogar die 
meisten medizinischen Einrichtungen so auf je-
den einzelnen Notfall konzentriert, dass sie die 
strukturellen Ursachen, die dazu führen, dass 
mehrere eher marginale Krankheitserreger nach-
einander zu plötzlicher weltweiter Berühmtheit 
gelangen, außer Acht lassen.

Wer ist daran schuld?

Ich habe industrielle Landwirtschaft gesagt, aber 
es gibt einen größeren Rahmen dafür. Das Kapital 
erobert weltweit die letzten Urwälder und die letz-
ten von Kleinbauern bewirtschafteten Flächen. 
Diese Investitionen treiben die Entwaldung und 
damit eine Entwicklung voran, die zur Entstehung 
neuer Krankheiten führt. Die funktionelle Vielfalt 
und Komplexität dieser riesigen Landflächen wird 
so vereinheitlicht, dass zuvor eingeschlossene 
Krankheitserreger auf die lokale Viehzucht und 
die menschlichen Gemeinschaften überspringen. 
Kurz gesagt, die Metropolen des globalen Kapi-
tals, Orte wie London, New York und Hongkong, 
müssen als Krisenherd für die wichtigsten Krank-
heiten betrachtet werden.

Bei welchen Krankheiten ist das der Fall?

Es gibt derzeit keine kapitalfreien Krankheitserre-
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ger. Selbst die Weltabgeschiedensten sind betrof-
fen, wenn auch in entfernter Weise. Ebola, Zika, 
die Coronaviren, das Gelbfieber, verschiedenste 
Vogelgrippen und die afrikanische Schweinepest 
bei Schweinen sind nur einige der vielen Erreger, 
die aus dem entlegensten Hinterland in Stadt-
randgebiete, in die regionalen Hauptstädte und 
schließlich in das globale Reisenetz gelangen. Es 
braucht nur wenige Wochen von den Flughunden 
in Kongo, die vermutlich das Ebolavirus übertra-
gen, bis zu den Sonnenanbetern in Miami, die an 
dem Virus sterben.

Welche Rolle spielen multinationale Unterneh-
men in diesem Prozess?

Der Planet Erde ist heute weitgehend eine einzi-
ge große industrielle Agrarfabrik, sowohl in Be-
zug auf die Biomasse, als auch die Landnutzung. 
Die Agrarindustrie versucht, den Lebensmittel-
markt zu beherrschen. Das neoliberale Projekt ist 
darauf ausgerichtet, Unternehmen aus den ent-
wickelteren Industrieländern dabei zu unterstüt-
zen, Land und Ressourcen schwächerer Länder 
zu stehlen. Als Folge dessen werden viele dieser 
neuen Krankheitserreger, die zuvor in den über 
lange Zeiträume entstandenen Waldökosystemen 
gebunden waren, freigesetzt und bedrohen die 
ganze Welt.

Welche Auswirkungen haben die Produktions-
methoden der Agrarindustrie darauf?

Die nach kapitalistischen Bedürfnissen organi-
sierte Landwirtschaft, die an die Stelle der na-
türlichen Ökologie tritt, bietet genau die Mittel, 
durch die ein Krankheitserreger die gefährlichste 
und ansteckendste Erscheinungsform entwickeln 
kann. Ein besseres System zur Züchtung tödlicher 
Krankheiten lässt sich kaum entwickeln.
Wie das?

Durch Züchtung genetischer Monokulturen von 
Nutztieren werden alle eventuell vorhandenen 
Immunschranken beseitigt, die die Übertragung 
verlangsamen könnten. Eine große Tierpopulati-
on und -dichte fördert hohe Übertragungsraten. 
Solche beengten Verhältnisse beeinträchtigen 
die Abwehrkräfte des Immunsystems der Tiere. 
Ein hoher Durchlauf von Tieren, der Teil jeder in-
dustriellen Produktion ist, versorgt die Viren mit 
ständig neuen Wirtstieren, was die Ansteckungs-
fähigkeit der Viren fördert. Mit anderen Worten: 
Die Agrarindustrie ist so auf Gewinn ausgerichtet, 
dass die Entscheidung für ein Virus, das eine Mil-
liarde Menschen töten könnte, das Risiko wert zu 
sein scheint.

Bitte was!?

Diese Unternehmen können die Kosten ihrer be-
züglich des Ausbruchs von Epidemien gefährli-
chen Operationen einfach allen anderen aufbür-
den: den Tieren selbst, den Verbraucherinnen 
und Verbrauchern, den Bauern, den lokalen Ge-
meinschaften und den Regierungen quer über 
alle Zuständigkeitsbereiche. Die Schäden sind so 
umfangreich, dass das Agrobusiness, wie wir es 
kennen, für immer erledigt wäre, wenn wir die-
se Kosten in die Unternehmensbilanzen einrech-
nen würden. Kein Unternehmen könnte die Kos-
ten für die von ihm verursachten Schäden tragen.

In vielen Medien wird behauptet, der Ursprung 
des Coronavirus sei ein »exotischer Lebensmit-
telmarkt« in Wuhan gewesen. Stimmt diese Be-
schreibung?

Ja und nein. Es gibt räumliche Anhaltspunkte, die 
dafür sprechen. Die Rückverfolgung von Kontak-
ten, die mit Infektionen in Verbindung stehen, 
führt zum Hunan-Großmarkt für Meeresfrüch-
te in Wuhan, wo auch Wildtiere verkauft werden. 
Stichproben haben offenbar das westliche Ende 
des Marktes, in dem die Wildtiere gehalten wur-
den, identifiziert.
Aber wie weit zurück sollten wir nachforschen? 
Wann genau hat der Ernstfall wirklich begonnen? 
Die Fokussierung auf den Markt übersieht die Ur-
sprünge bei der Wildlandwirtschaft im Hinter-
land und ihre zunehmende Kommerzialisierung. 
Weltweit und auch in China wird Wildnahrung 
zunehmend zu einem formellen Wirtschaftssek-
tor. Aber die Beziehung zur industriellen Land-
wirtschaft geht über das bloße Teilen desselben 
Geldbeutels hinaus. Da sich die industrielle Pro-
duktion – von Schwein, Geflügel und Ähnlichem 
– auf den Urwald ausdehnt, übt sie Druck auf die 
Erzeuger von Wildnahrungsmitteln aus, die wei-
ter in die Wälder vordringen, um dort nach den 
Ursprungspopulationen zu suchen, wodurch sich 
die Schnittstelle zu neuen Krankheitserregern, 
einschließlich Covid-19, vergrößert und deren 
Ausbreitung verstärkt wird.

Covid-19 ist nicht das erste Virus, das sich in 
China entwickelt hat und das die Regierung zu 
vertuschen versuchte.

Ja, aber das ist kein chinesischer Sonderfall. Die 
USA und Europa haben auch als »Nullpunkte« 
für neue Vireninfektionen gedient, zuletzt H5N2 
und H5Nx, und ihre multinationalen und neoko-
lonialen Vertreter haben die Entstehung von Ebo-
la in Westafrika und Zika in Brasilien angefacht. 
Und während der Ausbruch der Schweinegrippe 
(H1N1) im Jahr 2009 und der Geflügelpest (H5N2) 
schützten US-Gesundheitsbeamte die gesamte 
Agrarindustrie.

Die Erde 
ist eine 
einzige 
groSSe 
Agrar-
fabrik
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Medizinische Untersuchung 
an einem U-Bahnhof in Peking 
im Januar 2020 aufgrund der Be-
drohung durch das Coronavirus: 
Wer in die U-Bahn will, muss sich 
vorher die Körpertemperatur 
messen lassen. Das neue Coron-
avirus ging zwar von China aus, 
doch die USA und Europa haben 
auch als »Nullpunkte« für neue 
Vireninfektionen gedient, zuletzt 
für H5N2 und H5Nx
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Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat jetzt 
einen »gesundheitlichen Notstand von internationa-
ler Bedeutung« ausgerufen. Ist dieser Schritt richtig?

Ja. Die Gefahr eines solchen Erregers besteht darin, 
dass die Gesundheitsbehörden die statistische Risi-
koverteilung nicht in den Griff bekommen. Wir ha-
ben keine Ahnung, wie der Erreger reagieren könn-
te. Wir sind von einem Ausbruch auf einem Markt zu 
Infektionen gekommen, die sich innerhalb weniger 
Wochen über die ganze Welt verteilten. Der Erreger 
könnte einfach absterben. Das wäre großartig. Aber 
wir wissen es nicht. Eine bessere Vorbereitung würde 

Familie und seine Gemeinde tat und von einem örtli-
chen Krankenhaus verlangte, ihn auf Covid-19 zu tes-
ten. Er fürchtete, dass seine magere Krankenversiche-
rung von Obama Care die Kosten für die Tests nicht 
abdecken würde. Er hatte Recht. 
Er hatte plötzlich eine Rechnung über 3.270 US-Dol-
lar am Hals. Für die USA könnte eine Forderung lau-
ten, eine Notverordnung zu verabschieden, wonach 
während des Ausbruchs einer Pandemie alle ärztli-
chen Rechnungen im Zusammenhang mit den Tests 
auf Infektion und für die Behandlung nach einem po-
sitiven Test von der Bundesregierung bezahlt werden 
müssen. Wir wollen die Menschen ermutigen, Hil-

Solidarität 
statt autoritäre 
Maßnahmen

Sitzungsraum des 
Exekutivrats der 
Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) in Genf: 
Im Zuge der Coronak-
rise rief die WHO einen 
»gesundheitlichen 
Notstand von internati-
onaler Bedeutung« aus. 
Doch sie handelt nicht 
unabhängig, sondern ist 
von ihren Großspendern 
abhängig

Bett auf einer Inten-
sivstation: Zwar gibt 
es in Deutschland mit 
etwa 30 Intensivbetten 
je 100.000 Einwohnern 
im internationalen 
Vergleich noch relativ 
große Kapazitäten, aber 
für einen Notfall ist auch 
das deutsche Gesund-
heitssystem nicht gerüs-
tet, vor allem aufgrund 
des Personalmangels in 
der Pflege

die Chancen verbessern, die Ausbreitungsgeschwin-
digkeit des Erregers zu unterbieten. Die Erklärung der 
WHO ist gleichzeitig ein Teil dessen, was ich als Pan-
demie-Theater bezeichne. Internationale Organisati-
onen sind angesichts ihrer Untätigkeit zu Grunde ge-
gangen. Da fällt mir der Völkerbund ein. 
Die Gruppe der UNO-Organisationen ist immer be-
sorgt über ihre Bedeutung, ihre Macht und ihre Finan-
zierung. Aber ein solcher Aktionismus kann sich auch 
der tatsächlichen Vorbereitungen und der Prävention 
annähern, die die Welt braucht, um die Übertragungs-
ketten von Covid-19 zu unterbrechen.

Die neoliberale Umstrukturierung des Gesundheits-
systems hat sowohl die Forschung als auch die allge-
meine Versorgung der Patientinnen und Patienten, 
zum Beispiel in Krankenhäusern, verschlechtert. 
Welchen Unterschied könnte ein besser finanziertes 
Gesundheitssystem zur Bekämpfung des Virus ma-
chen?

Da ist die schreckliche, aber aufschlussreiche Ge-
schichte des Mitarbeiters der Miami Medical Device 
Company, der nach seiner Rückkehr aus China mit 
grippeähnlichen Symptomen das Richtige für seine 
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fe zu suchen, anstatt sich zu verstecken – und andere 
anzustecken –, weil sie sich keine Behandlung leisten 
können. Die offensichtliche Lösung ist ein staatlicher 
Gesundheitsdienst, der für solche Notfälle personell 
und materiell ausreichend ausgestattet ist. 

Sobald das Virus in einem Land entdeckt wird, re-
agieren die Regierungen überall mit autoritären 
Strafmaßnahmen, wie einer Quarantäne für gan-
ze Landstriche und Städte. Sind solche drastischen 
Maßnahmen gerechtfertigt?

Die Nutzung der Coronakrise, um die neuesten au-
tokratischen Kontrollmöglichkeiten zu testen, ist ein 
Kennzeichen des aus den Fugen geratenen Katast-
rophenkapitalismus. Im Hinblick auf die öffentliche 
Gesundheit halte ich mich lieber an Vertrauen und 
Mitgefühl, die wichtige Variablen bei einer Epidemie 
sind. Ohne beides verlieren die Regierungen die Un-
terstützung der Bevölkerung. 
Wir brauchen ein Gefühl der Solidarität und des ge-
genseitigen Respekts, um solche Bedrohungen ge-
meinsam zu überstehen. Selbstquarantäne mit 
geeigneter Unterstützung, ausgebildete Nachbar-
schaftshilfe, Lebensmittelwagen, die von Tür zu Tür 
fahren, Arbeitsbefreiung und Arbeitslosenversiche-
rung – damit kann diese Art von Zusammengehörig-
keitsgefühl erzeugt werden, das wir benötigen.

Wie Du vielleicht weißt, haben wir in Deutschland 
mit der AfD faktisch eine Nazipartei mit 94 Sitzen 
im Parlament. Die harten Nazis und andere Grup-
pen im Verbund mit AfD-Politikerinnen und Politi-
kern nutzen die Coronakrise für ihre Agitation. Sie 
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verbreiten falsche Berichte über das Virus und for-
dern von der Regierung mehr autoritäre Maßnah-
men: Beschränkung von Flügen und Einreisestopp 
für Migranten, Grenzschließung und Zwangsqua-
rantäne.

Reiseverbot und Grenzschließung sind Forderungen, 
mit denen die radikale Rechte eine »Rassifizierung« 
der inzwischen globalen Krankheiten erreichen will. 
Das ist natürlich Unsinn. 
Da sich das Virus bereits überall verbreitet, ist jetzt das 
einzig Sinnvolle, dafür zu sorgen, dass das öffentli-
che Gesundheitswesen so belastbar wird, dass es kei-
ne Rolle spielt, wer mit einer Infektion auftaucht. Wir 
haben die Mittel, um Infektionen zu behandeln und 
zu heilen. Und natürlich müssen wir aufhören, den 
Menschen in anderen Ländern ihr Land zu stehlen 
und die Massenauswanderung damit überhaupt erst 
weiter anzufachen. Wir können dafür sorgen, dass die 
Krankheitserreger gar nicht erst entstehen.

Was wären nachhaltige Veränderungen?

Um das Ausbrechen neuer Virusinfektionen einzu-
schränken, muss die Nahrungsmittelproduktion radi-
kal verändert werden. Die Unabhängigkeit der Land-
wirte und ein starker öffentlicher Sektor können den 
umweltbedingten Sperrklinkeneffekt und unkontrol-
lierte Infektionen eindämmen. Dazu gehört auch die 
Förderung der Artenvielfalt bei Tieren und Pflanzen 
und einer strategischen Wiederaufforstung, sowohl 
auf der Ebene der landwirtschaftlichen Betriebe, als 
auch regional. Tiere müssen sich vor Ort fortpflan-
zen dürfen, um Immunitätsmechanismen weiterzu-

geben. Es geht darum, eine gerechte Produktion mit 
einem gerechten Warenkreislauf zu verbinden. Dazu 
gehört auch die Subventionierung der ökologischen 
Landwirtschaft und der Verkaufspreise sowie Pro-
gramme für Verbraucher. Diese Projekte müssen vor 
den Zwängen, die die neoliberale Wirtschaft Einzel-
personen und Gemeinschaften gleichermaßen auf-
erlegt, geschützt und gegen die Bedrohung durch die 
vom Kapital geleitete staatliche Unterdrückung vertei-
digt werden.

Was sollten Linke angesichts der zunehmenden 
Dynamik, die ein Krankheitsausbruch annehmen 
kann, fordern?

Die Agrarindustrie als Form der sozialen Reproduk-
tion muss für immer abgeschafft werden, schon al-
lein aus Gründen der allgemeinen Gesundheit. Die 
hoch industrialisierte Produktion von Nahrungsmit-
teln hängt von Praktiken ab, die die gesamte Mensch-
heit gefährden und in diesem Fall dazu beitragen, eine 
neue tödliche Pandemie auszulösen. Wir sollten for-
dern, dass die Nahrungsmittelsysteme so verstaatlicht 
werden, dass solche gefährlichen Krankheitserreger 
erst gar nicht entstehen können. 
Dazu muss die Nahrungsmittelproduktion zunächst 
wieder in die Bedürfnisse der ländlichen Gemeinden 
integriert werden. Das wird agroökologische Prak-
tiken erfordern, die die Umwelt und die Bäuerinnen 
und Bauern beim Anbau der Nahrungsmittel schüt-
zen. Der große Rahmen ist: Wir müssen den metabo-
lischen Riss heilen, der unsere Ökologie von unserer 
Wirtschaft trennt. Kurz gesagt: Wir haben eine Welt zu 
gewinnen. ■

Die AfD wirbt Anfang 
März auf Twitter für 
Grenzkontrollen. 
Mit Forderungen nach 
Grenzkontrollen und 
-schließungen will die 
radikale Rechte eine 
»Rassifizierung« der 
Covid-19-Erkrankung 
erreichen 
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Die Wiedervereinigung bedeutete für die ostdeutsche Wirtschaft Entindustrialisierung, 
Deregulierung, Privatisierung und Umverteilung im Interesse der westdeutschen 
Industrie. Dreißig Jahre später sind die ostdeutschen Länder noch immer abgehängt 
und werden vom Westen aus wirtschaftlich kontrolliert

Corona 
Fried Chicken

VON Lee Humber

D
ie ersten Fälle einer »viralen Lungen-
entzündung unbekannter Ursache« 
wurden der Weltgesundheitsorgani-
sation WHO am 31. Dezember 2019 
aus der chinesischen Stadt Wuhan 

gemeldet. 
Das Bundesministerium für Gesundheit schreibt: 
»Man nimmt an, dass das neuartige Coronavirus 
von Fledermäusen stammt. Ob andere Tierarten als 
Zwischenwirte des Virus zwischen Fledermaus und 
Mensch dienen, ist noch nicht bekannt. Derzeit wird 
davon ausgegangen, dass sich die ersten Erkrankten 
Anfang Dezember 2019 auf einem Markt in Wuhan 
in der Provinz Hubei, China, angesteckt haben. Das 

neuartige Coronavirus erhielt den offiziellen Namen 
»SARS-CoV-2«, und die Atemwegserkrankung, die es 
auslöst, wird als »COVID-19« bezeichnet.«

Das ist die gängige Erklärung in den meisten Medien. 
Doch diese greift zu kurz. Der Evolutionsbiologe Rob 
Wallace zeigt, dass es zwar einige Hinweise darauf 
gibt, dass der erste Ausbruch auf dem Markt für Wild-
tiere stattgefunden hat – aber eben nur einige. Nach 
seiner Auswertung der Studien wurden nur 33 von 
585 Proben auf dem Markt in Wuhan positiv auf das 
Coronavirus getestet, wobei 31 am Ende des Marktes, 
auf dem der Handel mit Wildtieren konzentriert war, 
gefunden wurden. Doch nur 41 Prozent dieser positi-

Woher kommt das neuartige Coronavirus? Wer verstehen will, warum sich 
immer mehr tödliche Viren verbreiten, muss die globale Nahrungsmittelpro-
duktion ins Visier nehmen
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Die Viren 
haben 
reichlich 
Raum zuM 
mutieren und 
sich zu 
verbreiten

ven Proben wurden auf Marktstraßen festgestellt, wo 
Wildtiere gehalten wurden. Ein Viertel der ursprüng-
lich Infizierten besuchte nie den Markt in Wuhan. Der 
früheste Fall wurde identifiziert, bevor der Markt von 
dem Virus betroffen war.
Der Ausbruchsort für diesen spezifischen Virusstamm 
mag gefunden werden. Aber das erklärt weder die glo-
bale und eskalierende Vielfalt der Viruskrankheiten, 
noch warum sie ansteckender sind oder sich schnel-
ler und weiter als je zuvor ausbreiten. Dazu müssen 
wir verstehen, wie der Kapitalismus den Kontext für 
das Gedeihen tödlicher Viren geschaffen hat, und uns 
speziell mit der Nahrungsmittelproduktion beschäf-
tigten.

China ist ein guter Ort, um damit zu beginnen. In den 
vergangenen 50 Jahren und insbesondere im 21. Jahr-
hundert ist die industrielle Nahrungsmittelprodukti-
on dort  in einem nie zuvor erlebten Ausmaß gewach-
sen. Als beispielsweise im Jahr 1997 H5N1 - ein neuer 
Grippestamm - auftauchte, gab es in Guangdong in 
Südchina 700 Millionen Hühner. Diese wurden in ei-
nem vertikal integrierten, industriellen Umfeld ge-
züchtet, aufgezogen, geschlachtet und verarbeitet, 
das Futtermittelanlagen und Verarbeitungsbetriebe 
umfasst.
In den 1990er Jahren, als die globale Geflügelproduk-
tion die Rindfleischproduktion überstieg, verdoppel-
te China seinen Anteil am weltweiten Gesamtkonsum 
von weniger als 8 auf mehr als 17 Prozent und wur-
de damit zur zweitgrößten Konsumnation der Welt. 
Nach Angaben der UN-Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation FAO stieg die Produktion von Ge-
flügel allein in Festlandchina von 1989 bis 1997 um 
200 Prozent.
Dies war begleitet von einer starken Binnenmigrati-
on  und einem anhaltenden Bevölkerungswachstum 
im Perlflussdelta. Diese Region, die an Hongkong 
grenzt, hat sich zu einem der wichtigsten Export-Im-
port-Zentren der Welt entwickelt, mit ausgedehnten 
Transportwegen vom Perlflussdelta ins Landesinne-
re und nach Übersee. Das Ausmaß der Intensivierung 
der Geflügelwirtschaft in Verbindung mit der zuneh-
menden Trockenlegung der Feuchtgebiete von Gu-
angdong, um Wohnraum für die wachsende Bevölke-
rung zu schaffen, hat eine Reihe von Virusinfektionen 
hervorgerufen, die das ganze Jahr über in einer, wie 
Wallace es beschreibt, »Virulenz-Ratsche« (Konzept 
in der Evolutionsbiologie) zirkulieren.
Die intensive industrielle Nahrungsmittelprodukti-
on bietet den Viren reichlich Raum zu mutieren und 
sich über die Geflügelwirte zu verbreiten, während 
die Nähe und Größe der lokalen Bevölkerung ein Por-
tal für die Übertragung der Viren auf Menschen dar-
stellt. Diese industrielle Massenproduktion steht ne-
ben traditionelleren Nassmärkten und dem Verzehr 
exotischer Lebensmittel. Die Ausweitung der land-
wirtschaftlichen Produktion durch Abholzung hat die 
Suche nach  Nahrungsmitteln aus der Wildnis tiefer in 

Was BEDEUTEN DIE
Bezeichnungen?
  
Coronavirus: Coronaviren sind eine 
Virusfamilie, zu der auch das derzeit 
weltweit grassierende Virus Sars-
CoV-2 gehört. Da es anfangs keinen 
Namen trug, sprach man in den 
ersten Wochen vom »neuartigen Co-
ronavirus«.

Sars-CoV-2: Die WHO gab dem 
neuartigen Coronavirus den Namen 
»Sars-CoV-2« (»Severe Acute Respi-
ratory Syndrome«-Coronavirus-2). 
Mit der Bezeichnung ist das Virus ge-
meint, das Symptome verursachen 
kann, aber nicht muss.

Covid-19: Die durch Sars-CoV-2 
ausgelöste Atemwegskrankheit 
wurde »Covid-19« (Coronavirus-Di-
sease-2019) genannt. Covid-19-Pati-
enten sind dementsprechend Men-
schen, die das Virus Sars-CoV-2 in 
sich tragen und Symptome zeigen.

Glossar

die letzte der primären Landschaften gedrängt, »wo-
durch eine größere Vielfalt unbekannter und poten-
ziell proto-pandemischer Krankheitserreger ausge-
graben wurde«, so Wallace.
Das industrielle Modell der Landwirtschaft und Vieh-
zucht ist der Grund dafür, dass wir jetzt jedes Jahr vor 
der Bedrohung durch ein neues, potenziell tödliches 
und sich weltweit verbreitenden Virus stehen.
Karl Marx erkannte die vielfältigen Gefahren, die eine 
industrialisierte Landwirtschaft für die Gesundheit 
und das Wohlergehen der Menschheit darstellt, wie 
die jüngste Durchsicht vieler seiner wenig bekann-
ten Notizbücher zeigt. Tatsächlich entwickelte Marx 
Mitte des 19. Jahrhunderts eine detaillierte und diffe-
renzierte Kritik am industriellen Ernährungssystem in 
Großbritannien. Historiker bezeichnen diese Zeit als 
»Zweite landwirtschaftliche Revolution«.

Marx studierte nicht nur die Produktion, die Vertei-
lung und den Konsum von Lebensmitteln, sondern 
er war der Erste, der diese als ein Problem der Ver-
änderung von Lebensmittel-»Regimen« begriff - eine 
Idee, die seither im Mittelpunkt der Diskussion über 
das kapitalistische Ernährungssystem steht. Marx be-
gründete seine materialistische Geschichtsauffassung 
mit der Vorstellung, dass »die erste Voraussetzung al-
ler menschlichen Existenz« die Herstellung der Mittel 
für den Lebensunterhalt ist, angefangen bei Nahrung, 
Wasser, Unterkunft und Kleidung, bis hin zu allen an-
deren Bedarfsmitteln. »Alle Arbeit«, schrieb er in »Ka-
pital« Band 3, »ist zunächst und ursprünglich auf  An-
eignung und Produktion der Nahrung gerichtet.« Die 
Sicherung nahrhafter, gesunder  Lebensmittel ist von 
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Bestände aus diesen Hybriden. Heute befinden sich 
fast 75 Prozent der weltweiten Geflügelproduktion in 
den Händen einiger weniger Unternehmen. Im Jahr 
2006 gab es vier Hauptzüchter, die die ersten drei Ge-
nerationen der »Broiler« (Fleischhühner) entwickel-
ten, gegenüber elf im Jahr 1989. Im selben Zeitrum 
schrumpte die Zahl der Unternehmen, die Legehen-
nenlinien (für Eier) produzieren, von zehn auf nur 
noch zwei.
Die EW Group (früher Erich-Wesjohann-Gruppe) al-
lein kontrolliert fast 70 Prozent der gesamten Pro-
duktion von weißen Eiernn in der Welt. Hendrix Ge-
netics kontrolliert 80 Prozent der Produktion von 
braunen Eiern und hat eine 50-prozentige Beteiligung 
an Nutreco, das Puten, Masthähnchen und Schweine 
züchtet. Die Grimaud-Gruppe ist das zweitgrößte Un-
ternehmen in der Vogelgenetik. Cobb-Vantress, der 
letzte der vier großen Geflügelproduzenten, ist im Be-
sitz von Tyson Foods, dem weltweit größten Verarbei-
ter und Vermarkter von Hühnerfleisch.
Die Produktion wird von den Unternehmen streng 
und gnadenlos kontrolliert, um jede ungeplante Viel-
falt zu verhindern.
Im Jahr 2009 veröffentlichte die in Chicago ansässige 
Tierrechtsgruppe Mercy for Animals Aufnahmen von 
männlichen Küken von Legehennen in einer Hy-Line-
Brüterei, die geschreddert wurden. Das Schreddern 
männlicher Küken, die keine Eier legen können, ist 
Industriestandard und bleibt in Deutchland nach ei-
nem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts von 2019 
weiterhin erlaubt. Janet Fulton von Hy-Line antwor-
tete mit einer Erklärung: »Wir haben sehr enge finan-
zielle Verpflichtungen. Zuchtlinien, die nicht das er-
forderliche wirtschaftliche Niveau erreichen, werden 
vernichtet.«
Eine Folge dieser Vernichtung ist, dass die weltwei-
te Geflügelproduktion durch Monokulturen gekenn-
zeichnet ist. Hühner werden durch die Zucht an der 
Bildung von Resistenzen gegen neue Viren gehindert, 
weil ein begrenzter Pool von Genen die Vielfalt der 
Immunreaktionen auf Viren bei deren Mutation ein-
schränkt. Die Folge ist die erhöhte Wahrscheinlichkeit 
einer Übertragung zwischen Geflügel und Mensch.
Die Tiere werden in großen »Fabrikfarmen« unter ent-
setzlichen Bedingungen aufgezogen. Broiler werden 
in Ställen von Zehntausenden Vögeln gemästet. Die 
Hühner werden so gezüchtet, dass sie schnell an Ge-
wichtzunehmen - was einen schnelleren Umsatz und 
höhere Gewinne bedeutet - mit übergroßer Brst, ab-
gestimmt auf die Vorliebe für weißes Fleisch. Sie sind 
inaktiv, weil so viel der Energie, die sie verbrauchen, 
in Wachstum umgewandelt wird, und verbringen den 
größten Teil ihres Lebens auf dem Boden sitzend, 
während sich der Mist um sie herum ansammelt. 
In der Regel verlieren sie Brustfedern und werden 
im Laufe ihres Wachstumszyklus aufgrund des stän-
digen Kontakts mit Kot wund. Die Ställe werden erst 
nach dem Schlachten der Hühner gereinigt, aber der 
Mist kann für die nächste Hühnergruppe übrig blei-

©
 N

ad
im

 K
ob

ei
ss

i /
 W

ik
im

ed
ia

Karl Marx verurteilte offen 
den Missbrauch von Tieren 
durch neue Zuchtmethoden

größter Bedeutung. Mitte des 19. Jahrhunderts verur-
teilte Marx offen den Missbrauch von Tieren durch 
neue Zuchtmethoden. Schaf- und Rinderrassen wur-
den so gezüchtet, dass sie im Verhältnis zu den Kno-
chen eine schwerere Lasten aus Fleisch und Fett 
trugen, sodass die Tiere oft kaum noch ihr eigenes Ge-
wicht tragen konnten.
Der für die Fleischproduktion gezüchtete Viehbestand  
vermehrte sich immer schneller, und Schafe und Rin-
der wurden nach zwei statt fünf Jahren geschlachtet. 
Kälber wurden früher entwöhnt, um die Milchpro-
duktion und -ausbeute zu steigern. Ochsen wurden 
zunehmend in engen Ställen gefüttert und gehalten. 
Die Rinder erhielten eine Futtermischung mit Zutaten 
zur Wachstumsbeschleunigung, einschließlich im-
portierter Ölkuchen zur Anreicherung des Dungs. Je-
der Ochse wurde mit etwa zehn Pfund Ölkuchen pro 
Tag gefüttert und mit Erreichen der Schlachtreife ge-
tötet.
Marx schrieb: »In diesen Gefängnissen werden die 
Tiere geboren und bleiben dort, bis sie geschlachtet 
werden. Die Frage ist, ob dieses System, verbunden 
mit dem der Züchtung, das die Tiere abnormal ent-
wickelt, und ihre Knochen unterdrückt hat, um sie in 
bloße Fleisch- und Fettmassen zu verwandeln, wäh-
rend früher aber (vor 1848) die Tiere aktiv blieben, 
indem sie sich so viel wie möglich unter freier Luft 
aufhielten, nicht schließlich den Grund zu großem 
Verderb der Lebenskraft legen wird?«

Das ist eine treffende Beschreibung auch für die heu-
tige industrielle Geflügelproduktion. Im Jahr 1940 
entwickelte Henry Wallace jr. die erste industriell ge-
züchtete Hühnerrasse bei dem Unternehmen Hy-
Line International, einem Ableger des landwirtschaft-
lichen Unternehmens seines Vaters - des ehemaligen 
US-Landwirtschaftsministers und Vizepräsidenten 
Henry Wallace sr.. Innerhalb eines Jahrzehnts erzeug-
ten fast alle kommerziellen Geflügelzüchter weltweit 
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ben, weil nur eine dünne Schicht frischer Einstreu wie 
Holzspäne auf die alte gelegt wird.
Die Tiere  werden meist bei schwachem Kunstlicht 
und mit einer Lebenserwartung von sechs bis acht 
Wochen aufgezogen (die Konzerne verbieten oft so-
gar natürliches Licht). 
Die Tiere werden mit einem Futter gemästet, das mit 
wachstumsfördernden Zusatzstoffen wie Antibiotika 
versetzt ist, wobei viele bei dieser beengten Haltung 
sterben. Das meiste handelsübliche Geflügelfutter ist 
außerdem mit Arsen versetzt, damit das Fleisch der 
Tiere während des Transports und des Verkaufs rosa 
bleibt. Dies sind ideale Bedingungen, um das zu för-
dern, was Wallace einen »veritablen Zoo« neuer Viren, 

Wir brauchen 
eine sichere 

Landwirtschaft

kein Zufall. Es ist eine Folge der Art und Weise, wie die 
Lebensmittel, die wir essen, produziert werden.

Was können wir tun? Sind mehr Anti-Virus-Impfstof-
fe die Antwort? Dies ist das vorherrschende Paradig-
ma, das Wallace als »molekulare Erzählung« bezeich-
net, die suggeriert, dass es sich bei Krankheit und 
schlechter Gesundheit um den Kampf zwischen Vi-
ren und Immunität geht, um die virale Evolution und 
die Fähigkeit der Menschheit, Impfstoffe herzustel-
len, um Natur gegen Wissenschaft. Es ist eine Erzäh-
lung, mit der große Pharmakonzerne wie Bayer - ein 
führender Hersteller von Pestiziden, Herbiziden und 
Insektiziden und nach der milliardenschweren Über-
nahme von Monsanto, dem größten Saatgutunter-
nehmen der Welt - zufrieden sind.
Erstens verkaufen sie uns Lebensmittel, die uns krank 
machen, deren Produktion eine tödliche virale Epi-
demie auslöst. Dann verkaufen sie uns die Medika-

insbesondere Grippeviren, nennt. Der Schlüssel für 
die Entwicklung der Ansteckungsfähigkeit ist die Ver-
sorgung mit anfälligen Wirten. Solange es genügend 
Wirte zum Infizieren gibt, kann sich ein Virus entwi-
ckeln. 
Industrielle Nutztiere sind daher ideale Populationen 
als Träger ansteckender Krankheitserreger.
Genetische Monokulturen von Tieren beseitigen alle 
natürlichen Immunschranken, die sonst die Übertra-
gung verlangsamen könnten. Eine große Tierpopu-
lation und -dichte fördert hohe Übertragungsraten. 
Beengte Verhältnisse dämpfen die Immunreaktio-
nen. Ein hoher Umschlag bei einem Tierbestand sorgt 
für einen ständig erneuerten Vorrat an anfälligen 
Wirtstieren.

Grippeinfektionen müssen bei jedem Tier ihre 
Übertragungsschwelle schneller erreichen, bevor 
das Huhn, die Ente oder das Schwein getötet wird, 
denn sobald die Nutztiere das richtige Gewicht er-
reichen, werden sie geschlachtet. Neuentwicklungen 
in der Produktion wie die Senkung des Alters bis zur 
Schlachtreife der Hühner von 60 auf 40 Tage, haben 
den Druck auf die Viren erhöht, ihre Übertragungs-
schwelle schneller zu erreichen.
Die Keulung nach einer Virusinfektion ist nicht sinn-
voll. Die rasche Keulung ganzer Herden oder Bestän-
de als Reaktion auf Viren ermöglicht keine Auswahl 
der Wirtsresistenz gegen den zirkulierenden Stamm, 
wodurch Tiere mit einer möglichen Immunreaktion 
mitgetötet werden, sodass es zu einem wiederholten 
Befall kommt. 
Die jetzt weltweiten industriellen Praktiken, die der 
kapitalistischen Produktionsweise eigen sind und die 
durch 50 Jahre Neoliberalismus verstärkt wurden, 
sind de Nährboden für immer mehr ansteckende und 
tödliche Krankheitserreger. Dieses Seuchenmuster ist 

mente, um uns wieder gesund zu machen. Das ist 
beleidigender Unsinn. Medikamente sind bei der Be-
friedigung der allgemeinen Gesundheits- und Wohl-
fahrtsbedürfnisse der Menschheit genauso wirksam 
wie Katalysatoren gegen die Verschmutzung des Pla-
neten. Wir kennen die Antwort. Wir müssen die Mas-
sentierhaltung und die industrielle Landwirtschaft 
beenden, die die Erde von Wäldern entleert und den 
Boden seiner natürlichen Nährstoffe beraubt, und 
diese Praktiken durch geplante, kollektivierte, siche-
re und humane Massentierhaltungs- und Landwirt-
schaftspraktiken ersetzen, die nachhaltig sind und 
uns mit der notwendigen Nahrung versorgen. Wir 
werden daran gehindert, das zu tun, und zwar nicht 
durch mangelndes Wissen oder mangelnde Notwen-
digkeit, sondern weil die Mittel zur Nahrungsmittel-
produktion im Besitz einer winzigen Minderheit von 
obszön reichen Kapitalisten liegt. 
Sie und ihre Klasse haben ein persönliches Interes-
se an der Aufrechterhaltung dieser ungesunden und 
potenziell tödlichen Systeme der Nahrungsmittelher-
stellung. Sich von diesem Eigentum zu trennen wäre 
für sich gleichbedeutend damit, sich selbst aufzuge-
ben. Zum Wohle der Menschheit müssen wir ihnen 
diese Systeme entreißen. ■

Neuentwicklungen in 
der Produktion, wie die 
Senkung des Alters bis 
zur Schlachtreife der 
Hühner von 60 auf 40 
Tage, haben den Druck 
auf die Viren erhöht, ihre 
Übertragungsschwel-
le schneller zu erreichen  
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D
ie meisten Wissen-
schaftler halten es für 
wahrscheinlich, dass 
der neueste Stamm 
des Coronavirus, der 
aus Wuhan, China, 

stammt, von Fledermäusen auf andere 
Tierarten übergegangen ist, bevor er sich 
auf den Menschen übertrug.  In den letz-
ten Jahren gab es eine Reihe von schwe-
ren neuen Krankheiten, die sich auf 
ähnliche Weise entwickelten. Die Vogel-
grippe-Pandemie kam von Vögeln und die 
Schweinegrippe von Schweinen. Es wird 

angenommen, dass das Schwere Akute 
Atemwegssyndrom, das Atemwegssyn-
drom des Nahen Ostens und die Ebola von 
Fledermäusen stammen.  Jüngste Studien 
haben gezeigt, dass das neue Coronavirus 
wahrscheinlich Vieh infiziert hat, das auf 
Märkten in Wuhan verkauft wurde, bevor 
es auf den Menschen übersprang.

Der Mensch hat sich schon immer an Tie-
ren angesteckt, aber die Ausbreitung städ-
tischer Gebiete in die Lebensräume der 
Tiere macht den Kontakt zwischen infizier-
ten wilden Tieren und anderen Arten im-

Coronavirus und 
Kapitalismus
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Städte und Agrarflächen dehnen sich immer mehr aus. Damit wächst das 
Risiko, dass Viren von Tieren auf Menschen übertragen werden
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mer wahrscheinlicher.  Neue Viren haben 
die Tendenz, gefährlicher zu sein als ihre 
Vorgänger. Und die riesigen Städte, die in 
den letzten Jahrzehnten überall im Süden 
der Welt entstanden sind, bieten perfek-
te Bedingungen für die Ausbreitung neu-
er Krankheiten. Millionen arme Menschen 
werden auf der Suche nach Arbeit in sie hi-
neingezogen und dann eng in die Slums 
gepackt.
Die Unternehmen machen Gewinne mit 
den Menschen in den Elendsvierteln. Aber 
sie weigern sich, für grundlegende sanitä-
re Einrichtungen, eine Gesundheitsver-
sorgung oder auch nur für die Trennung 
der Menschen von den Tieren, die sie zur 
Ernährung halten, zu zahlen. Wenn eine 
Krankheit zuschlägt, kann sie sich in den 
beengten Arbeitervierteln schnell aus-
breiten, bevor sie andere, wohlhabendere 
Stadtbewohner befällt. Städte bieten auch 
wilden Tieren, wie Ratten, Füchsen, Affen 
– und Fledermäusen – ein neues Zuhau-
se. Oft fällt es ihnen leichter, in städtischen 
Gebieten zu überleben. Dort können Nah-
rungsabfälle und Unterkünfte leichter zu 
finden sein als in Wäldern und Dschun-
geln, die durch Klimawandel und Erschlie-
ßung von Agrarflächen verwüstet wurden. 
Diese Tiere können zu Zwischenwirten 
werden, um neue Viren auf andere Arten 
zu übertragen.

In allen Gesellschaften ist die Anste-
ckungsgefahr für ärmere Menschen grö-
ßer als für reichere, aber das gilt besonders 
für den globalen Süden. Die Armen dort 
arbeiten eher in schmutzigen Jobs und in 
enger Nachbarschaft mit Tieren, was das 
Risiko erhöht, in Kontakt mit Krankheits-
quellen zu kommen.  Die eingeschränk-
te Ernährung und die Belastung durch 
Umweltverschmutzung führen dazu, dass 
arme Menschen ein schwächeres Immun-
system haben. Ärmere Menschen melden 
auch weniger häufig Symptome, da sie sich 
keine medizinische Behandlung leisten 
können. In Verbindung mit der Angst er-
höht dies die Wahrscheinlichkeit, dass sich 
Krankheiten ausbreiten.
Laut Tim Benton, Professor für Bevölke-
rungsökologie an der Universität Leeds, 
kann das Problem der neuen Krankheits-
muster nur als Teil eines größeren Sys-
tems verstanden werden. »Gesellschaften 
und Regierungen neigen dazu, jede neue 
Infektionskrankheit als eine unabhängige 
Krise zu behandeln, anstatt zu erkennen, 
dass sie ein Symptom dafür sind, wie sich 

die Welt verändert«, sagte er.  »Je mehr wir 
die Umwelt verändern, desto wahrschein-
licher ist es, dass wir Ökosysteme stören 
und Krankheiten die Möglichkeit bieten, 
sich zu entwickeln«, sagte er.

Arme sind 
besonders 
gefährdet

Es gibt Möglichkeiten, diesen Zyklus zu 
stoppen, aber sie alle beinhalten die Infra-
gestellung des Primats des Profits im Ka-
pitalismus: Der Bau anständiger Häuser 
und die Verbesserung der sanitären Ein-
richtungen, der Abfallentsorgung und der 
Schädlingsbekämpfung sind entscheiden-
de, aber kostspielige Maßnahmen, für die 
die Herrschenden bezahlen müssen.
Ebenso müssen sie für landwirtschaftli-
che Systeme bezahlen, die entwickelt wur-
den, um das Risiko von Kreuzinfektionen 
zu vermeiden. Zudem bedarf es auch eines 
neuen Denkens über die Beziehung zwi-
schen Mensch und Wildnis.
Trotz der enormen Risiken, die das Nicht-
stun mit sich bringt, scheinen unsere 
Machthaber allerdings genau diesen Weg 
einzuschlagen. ■
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Städte bieten wilden Tieren wie Fledermäusen 
ein neues Zuhause. Dort können sie Viren auf 
andere Arten übertragen
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W
as die heutige Technologie 
sowie die medizinischen 
und wissenschaftlichen 
Kenntnisse betrifft, so gab 

es in der Geschichte der Menschheit noch 
nie eine Zeit, in der wir besser in der Lage 
waren, mit Pandemien umzugehen.
Dennoch kann man sich kaum ein schlech-
teres soziales und wirtschaftliches System 
als den Kapitalismus – insbesondere den 
Kapitalismus in seiner gegenwärtigen neo-
liberalen Form – vorstellen, um effektiv auf 
diese Bedrohung zu reagieren. 
Das Problem besteht nicht nur darin, dass 
viele unserer Regierenden und Herrschen-
den sich offensichtlich einen Dreck um das 
Leben oder den Tod von einfachen Men-
schen scheren. Die gesamte Art und Wei-
se, wie dieses System organisiert ist, steuert 
genau in die entgegengesetzte Richtung, 
die einzuschlagen wäre, um die Pandemie 
in der erforderlichen Weise zu bekämpfen 
– selbst in einfachster medizinischer Hin-
sicht.

Erstens gilt die grundlegende Tatsache, 
dass im Kapitalismus die Produktion auf 
der Grundlage des privaten Profits orga-
nisiert ist. Nahrungsmittel werden produ-
ziert, Häuser gebaut, Medikamente und 
Arzneimittel hergestellt, um Profit zu ma-
chen. Wenn sie keinen Profit abwerfen, 
werden sie nicht produziert. 
Die Anhänger des Kapitalismus halten das 
für eine gute Sache. Sie glauben, dass ohne 
den Anreiz des Profits entweder überhaupt 
nichts oder minderwertige Waren produ-
ziert würden. Doch in einer Pandemie-Si-
tuation besteht ein absolut dringender Be-
darf an großen Mengen von Gütern und 
Dienstleistungen, die auf der Grundlage 
von Marktanreizen nicht rechtzeitig bereit-
gestellt werden können. 
Das ist so krass und so klar, dass in dieser 
Situation selbst der hartgesottenste neoli-
berale Ideologe gezwungen ist, die völlige 
Unzulänglichkeit des Marktes und die Not-
wendigkeit drastischer staatlicher Eingriffe 
anzuerkennen. 
Aber dies widerspricht nicht nur ihrer ei-
gentlichen Neigung, sondern auch dem 
ganzen System.
Zweitens ist im Kapitalismus die Produk-
tion wettbewerbsorientiert organisiert. 
Verschiedene Unternehmen und Firmen 
stehen in einem ständigen und unaufhör-
lichen Wettbewerb miteinander. 
Auch hier sind die Befürworter des Systems 
der Meinung, dass dies gut ist und dass 

das, was sie »den Wettbewerbsgeist« nen-
nen, den Kindern vom frühestmöglichen 
Alter an eingeimpft werden sollte. In dieser 
globalen Gesundheitskrise ist ein solcher 
Wettbewerb völlig katastrophal, weil er 
jede rationale Planung gerade in einer Zeit 
blockiert, in der die Planung am nötigsten 
ist. Er führt zum Beispiel dazu, dass rivali-
sierende Fluggesellschaften Zehntausen-
de von »Geisterflügen« fliegen, aus Angst, 
ihre jeweiligen »Slots« auf den Flughäfen 
zu verlieren.
Ebenso schädlich ist es, dass die zahlrei-
chen konkurrierenden Entscheidungs-
zentren nicht nur innerhalb jedes Landes, 
sondern auch zwischen rivalisierenden 
Nationalstaaten liegen. Wenn es jemals 
eine Situation gab, die nach einem ge-
meinsamen internationalen Plan unserer 
so genannten Weltpolitiker schrie, dann 
ist es diese globale Pandemie. Drittens be-
steht die Gewissheit, dass die Coronavi-
rus-Krise auch eine wirtschaftliche Krise 
auslöst. 

Hier ist es wichtig zu verstehen, dass es 
nicht die Krankheit und der Tod einer gro-
ßen Zahl von Menschen sind, die die Ak-
tienmärkte zum Absturz bringen oder eine 
globale Rezession verursachen. Vielmehr 
ist es die Panik, welche die Pandemie und 
insbesondere die Maßnahmen, die zu ih-
rer Bekämpfung eingeführt werden müs-
sen, bei den Anlegern auslösen. 
Der Zweite Weltkrieg, der 50 Millionen 
Menschenleben forderte, war in Wirklich-
keit sehr gut für den Kapitalismus und hat 
ihn aus der Depression der 1930er Jahre 
herausgeholt. 
Da der Kapitalismus immer krisen- und 
absturzgefährdet ist und endloses, un-
aufhörliches Wachstum erfordert, um ei-
nen Zusammenbruch zu vermeiden, dro-
hen sinnvolle Maßnahmen im Interesse 
der öffentlichen Gesundheit, wie die Ein-
schränkung von Flugreisen, Massenveran-
staltungen oder des Verkaufs von Alkohol 
in Kneipen, ihn sofort in eine katastropha-
le Abwärtsspirale zu stürzen. Die Fähigkeit 
der Gesellschaft, die notwendige Antwort 
zur Rettung unzähliger Menschenleben zu 
geben, wird dadurch weiter geschädigt.
Schließlich existiert noch die dem Kapita-
lismus innewohnende Klassenspaltung. 
Das bedeutet, dass diejenigen, die die 
wichtigsten Entscheidungen treffen, insge-
samt am wenigsten den Preis dafür zahlen 
werden. Snobs wie Boris Johnson und Mil-
liardäre wie Donald Trump wissen, dass 

Von John Molyneux

Technik und Wissen, um dem 
Coronavirus zu begegnen, 
sind vorhanden. Doch der 

Kapitalismus macht die 
Dinge sehr schwierig

Ein Virus 
für die 

Reichen
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sie und ihre Klasse relativ geschützt vor 
der Krise sind. Sie können es sich leisten, 
mit Gleichmut über die »Auslese« (John-
son) eines Teils der Bevölkerung nachzu-
denken. Ihnen ist gewiss, dass es vor allem 
die Arbeiter, die Armen und die Älteren 
(die armen Älteren, nicht die reichen Äl-
teren) sein werden, die es nicht schaffen 
werden. Natürlich sind auch Trump und 
Johnson nicht immun, besonders wenn 

die Krise anhält, aber das Ausmaß der Aus-
wirkungen wird sich wie bei allen Gesund-
heitsfragen nach Klassengrenzen massiv 
unterscheiden. Im Übrigen sind all diese 
grundlegenden Merkmale des Kapitalis-
mus, die ihn so schlecht im Umgang mit 
dem Coronavirus machen, genau die glei-
chen Dinge, die den Kapitalismus unfähig 
machen, den Klimawandel zu stoppen.

Das ist der Kontext, unter dem diese Pan-
demie explodiert ist; was muss also getan 
werden? Hier sind zehn einfache, prak-
tische Vorschläge, die offensichtlich not-
wendig sind, um die Krise zu bewältigen 
und so viele Menschen wie möglich zu 
schützen:
1. Die Regierung muss konkrete Maßnah-
men zur »sozialen Distanzierung« um-
setzen. »Soziale Distanzierung« ist ein 
wichtiges Element zur Bekämpfung der 
Verbreitung des Virus. Aber die Coronak-
rise darf nicht zum Freifahrtschein für die 
Aushöhlung demokratischer Rechte wer-
den. Ausgangssperren sind der falsche 
Weg, weil sie vor allem ärmere Menschen 
trifft. »Soziale Distanz« ist auch eine Klas-
senfrage: In einer Villa mit Garten oder ei-
ner großen Wohnung mit Balkon lässt sich 
eine Ausgangssperre leichter ertragen als 
alleinerziehend mit zwei kleinen Kindern 
in einer Zweizimmerwohnung eines Hoch-
hauses.
2. Beschlagnahme privater Betten und Ge-
sundheitseinrichtungen, um den akuten 
Bettenmangel zu beheben.
3. Alle privaten Labor- und Forschungs-
einrichtungen unter öffentliche Kontrol-
le bringen, um die Diagnose und Behand-
lung zu verbessern.

4. Die Produktion von Testkits, Schutzaus-
rüstungen und Atemschutzgeräten, die 
alle knapp sind, unter öffentliche Kontrol-
le bringen.
5. Einrichtung eines Nothilfefonds in einer 
Größenordnung, die mit dem Rettungspa-
ket für die Banken vergleichbar ist, zur Fi-
nanzierung von Notfallmaßnahmen.
6. Bereitstellung von Notfallzahlungen an 
alle entlassenen, arbeitslosen und sich 
selbst isolierenden Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer.
7. Erhebliche Ausweitung der Tests, ein-
schließlich Notfalltests und Unterstützung 
für alle Pflegekräfte.
8. Einfrieren von Mieten und Hypotheken 
und Stopp von Zwangsräumungen, um 
eine massive Zunahme der Obdachlosig-
keit zu verhindern.
9. Beschlagnahme von Hotelzimmern für 
Asylsuchende und Obdachlose. Es geht 
nicht nur um die Betreuung von Obdach-
losen und Asylsuchenden – es liegt in un-
ser aller Interesse.
10. Aufforderung an alle Menschen, sich 
zu organisieren, um die Schwachen sowie 
jene, die sich in Quarantäne begeben, zu 
unterstützen.

Es wäre leicht, mit dieser Liste fortzufah-
ren, aber der Punkt, auf den ich hinweisen 
möchte, ist, dass diese Vorschläge nicht 

Schritte 
Richtung 

Sozialismus  

nur Maßnahmen sind, für die sich Sozia-
listen eingesetzt haben, sondern dass sie 
an sich schon Schritte in Richtung Sozia-
lismus sind. 
Denn für soziale Bedürfnisse zu produzie-
ren und alle Ressourcen der Gesellschaft, 
einschließlich der Wirtschaft, zu mobili-
sieren, um den Interessen der 99 Prozent 
statt den Interessen des 1 Prozents zu die-
nen, ist genau das, worum es im Sozialis-
mus geht.
Eine Wirtschaft, die nicht auf dem Zwang 
zu Wachstum und Akkumulation basiert, 
sondern auf einer sinnvollen Planung, die 
in vielen Fällen auch die Möglichkeit ein-
schließt, das Wachstum einzufrieren, wür-
de nicht zusammenbrechen, wenn das 
Wachstum für einige Wochen oder Monate 
unterbrochen wird. 
Eine Gesellschaft, in der die Grundbedürf-
nisse wie Wohnungen, öffentliche Ver-
kehrsmittel, Gesundheitsfürsorge, lebens-
notwendige Nahrungsmittel usw. kollektiv 
aus der allgemeinen Besteuerung bezahlt 
werden, würde unzählige Leben retten 
und eine immense Notlage in der gegen-
wärtigen Krise verhindern. Entscheidend 
wäre auch, dass sie eine weitaus bessere, 
gesündere und gleichberechtigtere Gesell-
schaft wäre als der Wahnsinn des kapitalis-
tischen Hamsterrads, in dem wir uns alle 
bewegen sollen. ■

Kapitalistischer
Wahnsinn: 20 Atem-
schutzmasken für 341,43 
euro. Mit Ausbruch der 
Corona-Pandemie steigen 
die Preise für Schutzmas-
ken innerhalb weniger 
Tage um ein Vielfaches. 
Auch in Krankenhäusern 
und Arztpraxen macht sich 
der Mangel bemerkbar, 
während die Hersteller 
von Schutzausrüstung 
Rekordeinnahmen ver-
zeichnen
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Zombi-
Kapitalismus

Weltweit brechen die Aktienmärkte ein. Ökonomen erwarten eine globale 
Rezession. Der Schuldige steht fest: Das Coronavirus. Doch Covid-19 ist 
höchstens Auslöser der Krise. Die Ursachen liegen wesentlich tiefer

D
ie Corona-Pandemie tritt zu einem Zeit-
punkt auf, zu welchem der Kapitalismus 
immer noch nicht die letzte Finanzkrise 
überwunden hat. Seit deren Tiefpunkt 

im Jahr 2009 wachsen sowohl die Weltproduktion als 
auch der Welthandel noch schwächer als vorher. Dies 
ist auch der Hintergrund für die aggressive Politik 
von US-Präsident Donald Trump. Angesichts der ver-
schärften Konkurrenz können sich selbst Großmäch-
te wie die USA auch gegenüber engen »Verbündeten« 
keine Rücksicht mehr leisten. 

Zwar verzeichneten die derzeit einbrechenden Akti-
enmärkte bis zuletzt immer neue Höchststände, aber 
nicht weil die Konzerne florierten, sondern weil Akti-
en (und Immobilien) mangels rentabler Alternativen 
immer höher bewertet wurden.
Schon seit Jahrzehnten versuchen die Eliten, den 
schwächelnden Kapitalismus aufzupäppeln und die 
Profitraten zu stützen. Der Lebensstandard der Arbei-
terinnen und Arbeiter wurde im Neoliberalismus ver-
stärkt angegriffen, während die Unternehmen Steu-
ergeschenke erhielten. Die Zentralbanken bieten 
Kredite zu immer niedrigeren Zinsen an. Regierungen 
und Zentralbanken retten Banken. Zinssenkungen al-
lein reichen aber nicht mehr aus. Teilweise liegen die 
Zinsen schon unter null. Deshalb kaufen die Zent-
ralbanken inzwischen Wertpapiere von Regierungen 
und Konzernen auf, um diese mit Geld zu versorgen. 
Sie »vergesellschaften« so die mit diesen Papieren ver-
bundenen Risiken. 

Im »Zombi-Kapitalismus« werden scheintote Ban-
ken und Konzerne staatlich am Leben erhalten. Vie-
le Firmen gehen nur deshalb nicht pleite, weil sie sich 
mit billigen Krediten, letztlich von den Zentralban-
ken, über Wasser halten können. Diese Kredite wer-
den nicht zum Investieren verwendet, sondern oft nur 

dazu, die eigenen Aktien zurückzukaufen. Das treibt 
deren Kurse nach oben und befördert den Konsum je-
ner reichen Leute, die diese Aktien an die Unterneh-
men zurück verkaufen. Aber die Investitionen bleiben 
aus und damit auch das Wachstum. 
Das Ergebnis  ist »säkulare Stagnation«. Ökonomen 
befürchten eine drohende »Japanisierung« der Welt-
wirtschaft. In Japan beträgt die Staatsverschuldung 
250 Prozent des Bruttoinlandsprodukts, und die Zent-
ralbank hat inzwischen Aktien von 30 Prozent der Ak-
tiengesellschaften gekauft. Funktionierende Märkte? 
Staatliche Eingriffe sind die ratlose Antwort. Dies alles 
mag vielleicht eine Krise à la 1929 bislang verhindert 
haben, »aber nur um uns im Sumpf der Verzweiflung 
einer dauernden und chronischen Depression landen 
zu lassen«, wie es Friedrich Engels im Jahr 1886 ange-
sichts der damaligen Krise ausdrückte. 

Das Coronavirus legt die Krankheit des Kapitalismus 
offen. Der Kapitalismus kann sich nur noch am Leben 
erhalten, indem er die Umwelt zerstört und so »Kos-
ten« spart. Epidemien werden in Kauf genommen, 
weil deren Kosten der Allgemeinheit aufgebürdet wer-
den können. Nicht das Virus verursacht die Krise, son-
dern der Kapitalismus ist krank. Für Banken und Kon-
zerne laufen jetzt, wie inzwischen in Krisen üblich, 
staatliche Hilfsmaßnahmen an. Bundeswirtschafts-
minister Altmaier plant sogar Verstaatlichungen. Ziel 
ist, so schnell wie möglich zum normalen kapitalisti-
schen Betrieb zurückzukehren. Wir brauchen solida-
rische Kämpfe von unten, um dieses kranke System 
durch eine solidarische Wirtschaft zu ersetzen. ■ 

VON THOMAS Walter

Thomas 
Walter
ist Volkswirt 
und Redakteur 
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Die Weltgesundheitsorganisation ist abhängig von Regierungen und 
Pharmaunternehmen. Sie arbeitet für deren Interessen und nicht für das 
Wohlergehen der Menschen

VOn hans kRause

WHO: FUr Konzerne
statt Gesundheit
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E
in Krankenhaus in Wu-
han meldete den Gesund-
heitsbehörden bereits am 
27. Dezember 2019 eine 
verdächtige Häufung von 
Lungenentzündungen. 
Doch statt die Ausbreitung 
des Coronavirus im Keim 
zu ersticken, drohte der 

Staat noch im Januar Ärztinnen und Ärzten, die vor 
der Pandemie warnten, mit strafrechtlichen Folgen 
wegen Verbreitung von Falschinformationen. Einer 
von ihnen war der später selbst am Virus verstorbene 
Arzt Li Wenliang.
Wertvolle Zeit ist verloren gegangen, weil der Coro-
na-Ausbruch vertuscht wurde, so lange das möglich 
war. Trotzdem unterstützt die WHO, die Weltgesund-
heitsorganisation der Vereinten Nationen, fast un-
eingeschränkt die chinesische Regierung. Generaldi-
rektor Tedros Adhanom sprach mehrfach von ihrer 
»totalen Offenheit«. Ihre Leistung sei hervorragend 
und die Welt stünde tief in ihrer Schuld.

Tatsächlich aber hat der chinesische Präsident Xi Jin-
ping  erklärt, seit 7. Januar vom Ausbruch in Wuhan 
gewusst zu haben. Öffentlich bekannt gegeben  hat 
ihn die Regierung jedoch erst zwei Wochen später 
und damit zehntausende Infektionen in der Region 
und die weltweite Ausbreitung zugelassen. Die WHO 
schweigt dazu. 	  	

Die WHO handelt nicht unabhängig, sondern ist von 
ihren Großspendern abhängig. Denn die Pflichtbei-
träge ihrer 194 Mitgliedsländer machen weniger als 
ein Viertel des WHO-Budgets aus. Über drei Vier-
tel kommt von Spenden und diese wiederum stam-
men hauptsächlich ebenfalls von Regierungen der 
Industriestaaten sowie von Stiftungen und Organisa-
tionen, die von Großkonzernen, auch aus der Phar-
maindustrie, kontrolliert werden. Die chinesische Re-
gierung hat vor Kurzem angekündigt, ihre freiwilligen 
Spenden zu verdoppeln. Diese Spenden sind jedoch 
zweckgebunden, für eine bestimmte Art der Gesund-
heitspolitik, wodurch anderes unter den Tisch fällt.
Allein 14 Prozent des WHO-Budgets stammt von 
»Gavi, die Impfallianz«, einer Stiftung, die vom zweit-
reichsten Menschen der Welt, Bill Gates, gegründet 
wurde. Vorstandsvorsitzende ist Ngozi Okonjo-Iwe-
ala, früher im Vorstand der Weltbank und Finanzmi-
nisterin von Nigeria.
Das offizielle Ziel von Gavi ist es, weltweit Impfungen 
zu verbreiten. Doch auch, wenn Impfungen gegen ei-

nige Krankheiten sehr wichtig sind und auch jetzt eine 
Impfung gegen das Coronavirus dringend gefunden 
werden muss, so helfen sie nur gegen einen Teil der 
gefährlichen Krankheiten, aber bei weitem nicht ge-
gen alle.
Impfungen und Medikamente bringen der Phar-
maindustrie Milliardenumsätze. Doch einige der 
wichtigsten weltweiten Ursachen für Krankheit und 
vorzeitigen Tod sind Armut, falsche Ernährung, Be-
wegungsmangel und übermäßige Nutzung meist le-
galer Drogen wie Alkohol und Tabak. Pharmakonzer-
ne verdienen allerdings kein Geld, wenn Menschen 
durch Vorbeugung und richtige Lebensweise gesund 
bleiben, sondern nur wenn sie krank werden, Medi-
kamente nehmen oder sich impfen lassen. Weil die 
WHO ganz überwiegend von Gavi und ähnlichen Or-
ganisationen finanziert wird, liegt auch ihr Schwer-
punkt auf Impfungen und Medikamenten. Deshalb 
hat sie 2009 die relativ harmlose Schweinegrippe zur 
Pandemie der höchsten Gefährlichkeitsstufe erklärt 
und damit weltweite Käufe eines Impfstoffs für Milli-
arden von Euro ausgelöst, der niemals eingesetzt wur-
de.
Im Jahr 2014 kamen die Hilfsmaßnahmen der WHO 
hingegen sehr spät, als in Guinea, Liberia und Sier-
ra Leone, drei der ärmsten Länder der Welt, die Ebo-
la-Epidemie ausbrach und über 10.000 Menschen tö-
tete. Die Organisation wurde im Wesentlichen erst 
aktiv, als eine Ausbreitung nach Europa und Nord-
amerika drohte, und zwar indem sie empfahl, die drei 
betroffenen Länder komplett zu isolieren.
Die WHO tut nichts gegen das Marketing von Junk-
food, das entscheidend für Übergewicht, Gefäßkrank-

Abhängig von 
Großspenden 

Die WHO fragt nicht nach den Ursachen von Krankhei-
ten, sondern fordert den Verkauf von Medikamenten. 
Ebenso wenig spricht die WHO über Personalmangel in 
Krankenhäusern
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heiten und Diabetes verantwortlich ist. Stattdessen 
fördert sie den Verkauf von Medikamenten, um diese 
Krankheiten zu bekämpfen.
Und auch zur Gesundheitsgefährdung durch die ex-
plodierten Atomkraftwerke in Tschernobyl und Fu-
kushima hat die WHO keine Meinung. Vielmehr hält 
sie bis heute die Dokumente zweier UN-Konferen-
zen zu den Folgen der Tschernobyl-Katastrophe unter 
Verschluss. Die WHO fordert jetzt viele Maßnahmen, 
die in der aktuellen Notfallsituation notwendig sind. 
Doch verlangt sie niemals das Ende von Vertuschun-
gen wie vor kurzem in China, die Veröffentlichung al-
ler medizinischer Forschungsergebnisse durch Staa-
ten und Konzerne, die Aufhebung von Patenten auf 
lebenswichtige Medikamente.

Ebenso wenig spricht die WHO über den extremen 
Personalmangel in Krankenhäusern in Deutsch-
land und anderen Ländern. Sie fragt nicht, warum 
es in ganz Italien nur 5300 Betten auf Intensivstatio-
nen gibt, wodurch Ärztinnen und Ärzte jetzt wie im 
Krieg entscheiden müssen, welchen Corona-Patien-
ten sie helfen und welche sie sterben lassen müssen. 
Die WHO funktioniert nach den Regeln des Kapitalis-
mus und unterstützt die Gesundheit von Menschen 
hauptsächlich dann, wenn dies den Profitinteressen 
ihrer Großspender dienlich ist. Eine internationale 
Organisation, die tatsächlich nur der Gesundheit von 
uns allen verpflichtet wäre, müsste sich aber gegen 
die Pharmakonzerne und eine Politik stellen, der Pro-
fit wichtiger ist als Menschenleben. Eine solche Orga-
nisation wird es wohl erst in einer Welt ohne Kapita-
lismus geben. ■

»Es gibt viele Bücher über 
1968. Dies ist das beste – 

leidenschaftlich, engagiert 
und scharfsinnig.«

Jonathan Neale, Autor von »Der 
amerikanische Krieg. Vietnam 

1960–1975«, Aktivist der US-Antik-
riegsbewegung in den 1960ern

AnZeiGe

Die Neuaufl age von »1968 – Eine Welt 
in Aufruhr« bei Edition Aurora.  

www.editionaurora.de
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I
n den sozialen Medien werben verschiedene 
Kampagnen dafür, die eigenen direkten Kon-
takte einzuschränken. Expertinnen und Ex-
perten sind sich einig, dass «Soziale Distanz« 

einen wichtigen Beitrag leistet, um die Ausbreitung 
des Virus auszubremsen. Pflegekräfte werben mit 
Hashtags wie #bleibtZuhause für einen solidarischen 
Umgang. International verbreitet ist der Hashtag 
#staythefuckhome Hashtag, getragen vor allem von 
denen, die in Italien die schrecklichen Folgen eines 
sorglosen Umgangs mit dem Virus erleben mussten. 
Auch bilden sich allerorts Nachbarschaftsinitiativen, 
die das eigene Umfeld aufklären und gleichzeitig so-
lidarische Hilfe anbieten. Diese Initiativen von unten 

sind eine hoffnungsvolle und sinnvolle Antwort auf 
die Krise. Jede und jeder sollte zum Eigenschutz und 
zum Schutz anderer Menschen dringend mitmachen!

Die Bundesregierung hat die Gefahr des Virus zu lan-
ge unterschätzt. In ihrer Fernsehansprache hat Kanz-
lerin Merkel Appelle an die Bevölkerung gerichtet, 
ihre Freizeitgestaltung umzustellen. Das ist richtig, 
wird aber nicht reichen. Einerseits sind vernünftiger-
weise auch kleine Veranstaltungen verboten, anderer-
seits sind Millionen Menschen weiterhin gezwungen 
zur Arbeit zu fahren und dort dutzende, gar hunder-
te Kolleginnen und Kollegen zu treffen. Ein wirksamer 
Schritt wäre es, jetzt einen Arbeitsstopp für alle Betrie-

Statt Menschen in die eigenen vier Wände zu verbannen, sollte lieber über 
einen Arbeitsstopp in derzeit nicht relevanten Betrieben diskutiert werden
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be anzuordnen, die nicht für die Aufrechterhaltung 
der Infrastruktur notwendig sind oder keine lebens-
notwendigen Güter herstellen. Die Unternehmens-
führungen dieser Betriebe sollten verpflichtet wer-
den, die Arbeiterinnen und Angestellten nach einer 
Schulung zur gesundheitlichen Prävention bei vollen 
Lohnzahlungen für drei Wochen freizustellen.
Es ist absurd, sich darüber aufzuregen, dass klei-
ne Grüppchen in einem Park sitzen und gleichzei-
tig darüber zu schweigen, dass andere in Werkshal-
len mit zum Beispiel 200 Menschen arbeiten müssen, 
die irgendwas herstellen, was zurzeit niemand akut 
braucht. Vorübergehend geschlossen werden müs-
sen endlich auch sämtliche Restaurants (die aber na-
türlich Lieferdienste anbieten können), Cafés, Friseu-
re etc. Dies schützt die Beschäftigten und verhindert, 
dass Menschen in Massen aufeinandertreffen.

Stattdessen aber werden schon die nächsten weitrei-
chenden Eingriffe in das Privatleben und in die Bür-
gerrechte diskutiert, ehe die Wirkung der bisherigen 
Maßnahmen richtig einsetzen konnte. 
Tatsächlich stellt sich die Frage, wer eine Ausgangs-
sperre effektiv durchsetzen soll. Die Polizei alleine 

wird damit überfordert sein. Der Einsatz der Bundes-
wehr indes wäre ein massiver Tabubruch. Sie wurde 
im Inland zwar schon in der Hochwasserhilfe einge-
setzt, aber zum Glück nie, um Staatsgewalt gegenüber 
den Bürgerinnen und Bürgern auszuüben. Ein Blick in 
andere Länder offenbart, wie die Ausgangssperre um-
gesetzt wird. Spanien setzt die Armee ein und lässt die 
Menschen per Drohnen überwachsen. Israel hat sei-
nem Geheimdienst Zugriff auf sämtliche Ortungsda-
ten der Mobiltelefone gewährt, um die Ausgangssper-
re durchzusetzen. Alle Bewegungen der Menschen 
werden lückenlos überwacht. Wir reden also bei einer 
Ausgangssperre nicht über eine Kleinigkeit, sondern 
den größtmöglich denkbaren Grundrechtseingriff ge-
genüber einer gesamten Bevölkerung.

Das absurde an der Ausgangssperre ist auch, dass 
zwar spazieren gehen im Park verboten wird, man 
aber weiter zur Arbeit muss. Für die Wirtschaft soll der 
Mensch weiter da sein, aber seine Freizeit darf er nicht 
mehr draußen verbringen. Dabei lässt sich durch das 
konsequente Verbot von Menschenansammlungen 
und die Schließungen von Ausgehorten vermeiden, 
dass Menschen zu stark aufeinandertreffen, ohne das 
die Möglichkeit eingeschränkt wird, die eigene Woh-
nung zu verlassen. Mit der Ausgangssperre droht eine 

Ausgangssperre 
trifft Arme 

und Frauen

Weichenstellung vorgenom-
men zu werden, die in eine 
autoritäre Gesellschaft mün-
den kann. Der Ruf nach dem 
Staat, der konsequent durch-
greift und Grundrechte voll-
ständig außer Kraft setzt, ist 
der Ruf nach dem Staat, der 
jenseits des Grundgesetzes 
liegt. Zudem muss jedem klar 
sein: einmal eingeschränk-
te oder abgeschaffte Bür-
gerrechte lassen sich nicht ohne weiteres wiederher-
stellen: sie sind das Ergebnis von jahrzehntelangen 
Kämpfen der Bevölkerung gegen den Obrigkeitsstaat. 
Was zunächst als vorläufige Notstandsregelung ange-
kündigt, könnte so durch die Hintertür zum Dauerzu-
stand werden.
Ausgangssperre trifft Arme, Frauen und an den Rand 
gedrängte Gruppen am schärfsten. Eine Ausgangs-
sperre trifft diejenigen am härtesten, die in prekären 
Verhältnissen leben. Für eine Familie auf begrenztem 
Raum im Erdgeschoss eines Hinterhofes ist eine Aus-
gangssperre deutlich heftiger und ungesünder als für 
Reiche, die in einer Villa am Starnberger See mit 1.000 
Quadratmeter Garten leben. Für diejenigen, die in be-
sagter Hinterhofwohnung, die in einer Sammelun-
terkunft (Geflüchtete) oder in anderen beengten Ver-
hältnissen leben, ist die Möglichkeit nach draußen zu 
kommen, nichts auf das verzichtet werden kann. Auch 
für die Ärmsten, die überhaupt keine Wohnung haben 
oder die illegalisiert leben, ist die Ausgangsperre eine 
existenzielle Bedrohung.
Zudem hat eine erzwungene häusliche Isolation be-
trächtliche Nebenwirkungen. Bei alleinstehenden, 
älteren oder einsamen Menschen können jegliche 
soziale Kontakte wegbrechen. Studien zu früheren 
Wirtschaftskrisen haben gezeigt, dass Zukunftsängste 
die Suizidraten und exzessiven Alkoholkonsum mas-
siv ansteigen lassen. Dieser Effekt könnte sich verstär-
ken, wenn Menschen in dieser Situation in die Ein-
samkeit gezwungen werden. Zudem ist anzunehmen, 
dass die innerfamiliäre Gewalt gegen Frauen stark zu-
nehmen wird.
Derzeit werden zu oft Bürgerrechte gegen Gesund-
heitsschutz abgewogen. Gesundheitsschutz muss 
aber vor ökonomischen Interessen stehen. Der In-
fektionsherd Arbeitsplatz muss weitestgehend abge-
stellt werden und nur noch die akut notwendigen Ar-
beiten ausgeführt werden. Statt weiterer Eingriffe in 
Bürgerrechte oder schöner Apelle braucht es jetzt ei-
nen massiven Ausbau der medizinischen Infrastruk-
tur und bessere Arbeits- und Lohnbedingungen für 
Pflegekräfte, Mitarbeitende im Einzelhandel oder Er-
zieherinnen und Erzieher. Zudem sollte sich DIE LIN-
KE aktiv an den Aufklärungs- und Solidaritätskampa-
gnen beteiligen. Statt einer staatlich durchgesetzten 
Ausgangssperre brauchen wir Aufklärung und Solida-
rität von unten. ■

»Nein zur Ausgangssperre!«: 
Graffiti in Italien
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M
it Covid-19 steht das Monster nun 
vor der Tür. Forscherinnen und 
Forscher arbeiten Tag und Nacht 
daran, die Pandemie zu verste-
hen, aber sie stehen vor drei rie-

sigen Herausforderungen: Erstens besteht wegen der 
immer noch knappen oder fehlenden Testsets keine 
Hoffnung mehr, die Pandemie einzudämmen. Aus 
diesem Grund sind auch keine genauen Schätzungen 
der Reproduktionsrate, Zahl der Infizierten und Zahl 
der gutartigen Infektionen möglich. 
Zweitens mutiert das Virus wie bei den alljährlichen 
Grippewellen auf seinem Weg durch Bevölkerungen 
mit unterschiedlichem Altersaufbau und unterschied-
licher Immunabwehr. Drittens kann das Virus, selbst 
wenn es stabil bleibt und kaum mutiert, in armen Län-
dern und unter stark von Armut betroffenen Bevölke-
rungsgruppen ganz andere Auswirkungen haben. 
Im Zusammenspiel mit Mangelernährung und vor-
handenen Infektionen könnte Covid-19 in den Slums 
von Afrika und Südasien einen anderen und tödliche-
ren Verlauf nehmen. Die Gefahr für die Armen dieser 
Welt wird von den Medien und den westlichen Regie-
rungen fast vollkommen ignoriert. Sicher ist nur, dass 
die reichen Länder und die reichen Klassen sich auf 
ihre eigene Rettung konzentrieren werden – auf Kos-

ten von internationaler Solidarität und medizinischer 
Hilfe. Mauern statt Impfstoffe: lässt sich ein böseres 
Schema für die Zukunft denken?

Unter der Grippewelle 2018 z. B. brachen in den 
ganzen USA die Krankenhäuser zusammen. Damals 
wurde der schockierende Mangel an Krankenhäu-
sern nach 20 Jahren profitgetriebener Kürzungen bei 
den stationären Aufnahmekapazitäten deutlich (die 
Just-in-time-Lagerhaltung im Gesundheitswesen). 
Die ebenfalls von der Marktlogik getriebenen Schlie-
ßungen von Privat- und Stiftungskrankenhäusern 
und der Pflegekräftemangel hatten verheerende Aus-
wirkungen auf das Gesundheitswesen in ärmeren und 
ländlichen Gegenden. Die Last wurde auf unterfinan-
zierte öffentliche Krankenhäuser und Versorgungs-
einrichtungen für Armeeveteranen abgewälzt. Die 
Notaufnahmen dieser Einrichtungen sind jetzt schon 
überfordert mit saisonalen Infektionen. Wie sollen sie 
mit der bevorstehenden Überlastung durch lebensbe-
drohliche Fälle fertig werden?
Wir befinden uns in der Frühphase eines medizini-
schen Hurrikans. Trotz jahrelanger Warnungen vor 
der Vogelgrippe und anderen Pandemien gibt es 
nicht genügend medizinische Basisausrüstung wie 
Beatmungsgeräte, um mit der erwarteten Flut von le-

Die kapitalistische Globalisierung ist biologisch untragbar geworden. Die 
Corona-Epidemie hat die krasse Klassenspaltung im Gesundheitswesen 
offengelegt. Ein Bericht aus den USA
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bensbedrohlichen Fällen fertig zu werden. Die kämp-
ferischen Pflegegewerkschaften in Kalifornien und 
anderen Staaten machen uns sehr deutlich klar, wel-
che Gefahr das Fehlen von grundlegenden Schutzvor-
richtungen wie N95-Gesichtsmasken bedeutet. Noch 
stärker gefährdet, weil unsichtbar, sind die Hundert-
tausende von unterbezahlten und überarbeiteten Ar-
beiter und Arbeiterinnen in der ambulanten Pflege 
und den Pflegeheimen.
Die Altenpflegebranche, die 
in den USA 2,5 Millionen alte 
Menschen verwahrt – die 
meisten davon Leistungs-
empfangende von Medica-
re –, ist schon lange ein na-
tionaler Skandal. Laut »New 
York Times« sterben jedes Jahr 
380.000 Menschen in Heimen, 
weil die Heime einfache In-
fektionen nicht richtig behan-
deln. 
Viele Heime – besonders in 
den Südstaaten – halten es für 
billiger, Strafen für Versäum-
nisse in der Pflege zu zahlen, 
als zusätzliches Personal ein-
zustellen und ausreichend zu 
schulen. Seattle, wo Pflegehei-
me Zentren des Ausbruches 
sind, zeigt, dass Dutzende oder vielleicht Hunder-
te von Pflegeheimen Corona-Virus-Hotspots werden 
könnten, deren für einen Mindestlohn schuftende Be-
schäftigte die rationale Entscheidung fällen werden, 
zu Hause zu bleiben, um ihre eigenen Familien zu 
schützen. In diesem Fall könnte das System zusam-
menbrechen und niemand sollte erwarten, dass die 
Nationalgarde die Bettpfannen leert.

Die Pandemie hat sofort die krasse Klassenspaltung 
im Gesundheitswesen offengelegt: Diejenigen mit ei-
ner guten Krankenversicherung, die auch von zu Hau-
se arbeiten oder lehren können, sind bequem isoliert, 
so lange sie die Vorsichtsmaßnahmen befolgen. Be-
schäftigte im öffentlichen Dienst oder andere Grup-
pen von gewerkschaftlich organisierten Arbeitern und 
Arbeiterinnen mit anständiger Krankenversicherung 
werden vor schwierige Entscheidungen zwischen 
Lohn und Schutz gestellt werden. 
Gleichzeitig werden Millionen von Arbeitern und Ar-
beiterinnen in Niedriglohn-Dienstleistungen und 
Landwirtschaft, Saisonbeschäftigte ohne Krankenver-
sicherung, Arbeitslose und Obdachlose den Wölfen 
vorgeworfen. Selbst wenn Washington doch noch das 
Testfiasko in den Griff bekommt und genügend Test-
sets zur Verfügung stellt, werden die nicht Versicher-
ten immer noch für die Tests bezahlen müssen. 
Die Arztrechnungen werden steigen und gleichzeitig 
verlieren Millionen von ArbeiterInnen ihren Job und 
ihre daran gebundene Krankenversicherung. Kann 

es ein stärkeres, dringenderes Argument für Medica-
re für Alle geben? Aber eine allgemeine Krankenversi-
cherung wäre nur ein erster Schritt. Es ist gelinde ge-
sagt enttäuschend, dass weder Sanders noch Warren 
in den Vorwahl-Debatten die Tatsache thematisiert 
haben, dass die großen Pharmaunternehmen die Er-
forschung und Entwicklung von neuen Antibiotika 
und Virostatika an den Nagel gehängt haben. 
Von den 18 größten Pharmafirmen haben 15 diesen 

Bereich völlig aufgegeben. 
Herzmedikamente, abhängig 
machende Tranquilizer und 
Mittel gegen männliche Im-
potenz bringen den meisten 
Profit, nicht aber Mittel ge-
gen Krankenhauskeime, neue 
Krankheiten und traditionelle 
tödliche Tropenkrankheiten. 
Ein universeller Grippe-Impf-
stoff, d. h. ein Impfstoff, der 
die unveränderlichen Teile 
der Oberflächenproteine des 
Virus angreift, ist seit Jahr-
zehnten möglich, aber ver-
spricht keine Profite.
Mit dem Rollback der Antibio-
tika-Revolution werden ne-
ben neuen Infektionen auch 
alte Krankheiten wieder auf-

tauchen und die Krankenhäuser werden sich in Lei-
chenhäuser verwandeln. 

Selbst Trump kann jetzt opportunistisch über absur-
de Arzneikosten schimpfen, aber wir brauchen mu-
tigere Vorstellungen, wie die Zerschlagung der Phar-
mamonopole und die öffentliche Produktion von 
lebensnotwendigen Medikamenten. (Früher war das 
der Fall: Während des Zweiten Weltkriegs beauftrag-
te die Armee Jonas Salk und andere Forscher mit der 
Entwicklung des ersten Grippe-Impfstoffs.) 
Wie ich vor 15 Jahren in meinem Buch Vogelgrip-
pe geschrieben habe: »Zugang zu lebensnotwendi-
gen Medikamenten einschließlich Impfstoffen, An-
tibiotika und Virostatika sollte ein Menschenrecht 
sein, das universell kostenlos verfügbar ist. Wenn die 
Märkte keinen Anreiz zur billigen Produktion solcher 
Medikamente bieten, dann sollten Regierungen und 
Non-Profit-Organisationen die Verantwortung für 
ihre Herstellung und Verteilung übernehmen. Das 
Überleben der Ärmsten sollte immer eine höhere Pri-
orität haben als die Profite der Pharmaindustrie.«
Die jetzige Pandemie verlängert das Argument: An-
scheinend ist die kapitalistische Globalisierung nicht 
länger tragbar -  ohne eine wahrhaft internationa-
le öffentliche Gesundheitsinfrastruktur. Aber solch 
eine Infrastruktur wird es erst dann geben, wenn Be-
wegungen von unten die Macht der Pharmaindustrie 
und des profitorientierten Gesundheitswesens bre-
chen. ■

Strafen zu 
zahlen, ist billiger, 

als Personal 
zu schulen
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Bahre mit der Aufschrift 
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gebung zur Gesundheits-
reform im September 
2009 in Seattle, Washing-
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Solidarität bedeutet heute: soziale 
Distanzierung. Aber was tun, um die 
Zeit zu vertreiben? Wir hätten da ein 

paar Ideen ...

Stephen King
The Stand - Das letzte 

Gefecht
Heyne Verlag | 2016

1712 Seiten | 17,99 Euro

Die Zivilisation bricht zusam-
men, nachdem ein als biolo-
gischer Kampfstoff entwickeltes 
Virus aus einem US-Militärlabor 
freigesetzt wird. Eine Gruppe 
von Überlebenden kämpft gegen 
einen sich entwickelnden totali-
tären Staat. Es gibt verschieden 
lange Versionen des Buchs.

Upton Sinclair
Der Dschungel
Unionsverlag | 2014

416 Seiten | nur antiquarisch

Sozialkritischer Roman, der 1905 im Auf-
trag der sozialistischen Zeitung »Appeal to 
Reason« entstand. Er zeigt das Elend in den 
Schlachthöfen von Chicago, wo vor allem 
Einwanderer unter unmenschlichen Bedin-
gungen schufteten. Die Übertragung auf heu-
te fällt nicht schwer. Klassiker, derzeit leider 
nur antiquarisch zu haben.

Albert Camus
Die Pest

Rowohlt | 1998
349 Seiten |10,00 Euro

In Algerien bricht die Pest aus. Die Stadt Oran 
schottet sich ab, die Bevölkerung muss mit 
dem gemeinsamen Gegner umgehen. Wäh-
rend der Arzt gegen die Krankheit ankämpft, 
deutet der Priester die Pest als Strafe Gottes. 
Eine Auseinandersetzung sowohl mit der So-
lidarität der Menschen als auch mit der Sinn-
losigkeit des Todes.

Edgar Allan Poe
Die Maske des roten Todes

Vero Verlag | 2014
272 Seiten | 24,50 Euro

Während der Pest treffen sich Adlige auf einem 
einsamen, etwas unheimlichen Schloss, um 
sich die Zeit zu vertreiben und zu feiern. Auf 
dem Maskenball taucht eine seltsame Gestalt 
mit roter Maske auf. Es stellt sich heraus, dass 
es der Tod selbst ist – auch die Adligen müs-
sen sterben. Die Erzählung ist in verschie-
denen Ausgaben erschienen. 

Cormac McCarthy
Die StraSSe
Rowohlt | 2016

256 Seiten | 12,00 Euro

Ein Junge und sein Vater ziehen 
durch eine verwüstete USA. Sie 
wollen überleben und Hoffnung 
finden. Sprachlich überwältigend 
und inhaltlich verstörend, Weltli-
teratur.

DVD/Blu-Ray, Prime
12 Monkeys

USA 1995 | Regie: Terry Gilliam
8,99 Euro (Blu-Ray)

Ein 1996 freigesetzter tödlicher 
Virus löscht fast die gesamte 
Menschheit aus und zwingt die 
Überlebenden, im Untergrund 
zu leben. Im Jahr 2035 wird ein 
Gefangener ausgewählt und in 
der Zeit zurückgeschickt, um das 
ursprüngliche Virus zu finden, 
damit Wissenschaftler ein Heil-
mittel entwickeln können.

DVD
The True Dead Collection

USA 1968-2009 | Regie: George A. 
Romero | 19,99 Euro

Ein 1996 freigesetzter tödlicher 
Virus löscht fast die gesamte 
Menschheit aus und zwingt die 
Überlebenden, im Untergrund 
zu leben. Im Jahr 2035 wird ein 
Gefangener ausgewählt und in 
der Zeit zurückgeschickt, um das 
ursprüngliche Virus zu finden, 
damit Wissenschaftler ein Heil-
mittel entwickeln können.

Tipps gegen den 
Lagerkoller

Serien & Filme

Bücher 
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DVD/Blu-Ray, Maxdome/Prime
Chernobyl

USA/Großbritannien 2019 | Regie: Johan 
Renck | 12,99 Euro (DVD)

In fünf packenden Folgen packt die Miniserie 
eine der größten Umweltkatastrophen des 
20. Jahrhunderts auf die Bildschirme. Neben 
fantastischen schauspielerischen Leistungen 
brilliert die Serie durch einen düsteren Sound 
und das Gefühl, sehr nahe an den Menschen 
zu sein, die den Atomunfall erleben. Manch-
mal rutscht die Kritik an der Sowjetbürokratie 
zwar in Richtung eines platten Antikommu-
nismus, aber dennoch ist die Kritik an Desin-
formation und Zögerlichkeit und Repression 
eines Staatsapparates in Krisenzeiten leider 
wieder hochaktuell.

DVD/Blu-Ray, Prime
Mad Max I-IV

Australien 1979-2015 | Regie: George Miller | 
17,99 Euro (Blu-Ray Box)

Mit infernalischen Karren und bewaffnet bis 
an die Zähne streift Max Rockatansky durch 
die Einöde des postapokalyptischen Austra-
lien. Die vier Teile unterscheiden sich zwar 
arg hinsichtlich der Qualität (persönlicher 
Tipp: der neueste Teil »Fury Road«), aber alle 
transportieren mit Hilfe halsbrecherischer 
Verfolgungsjagden und atmosphärischem 
Wasteland eine Vision der Zukunft, die uns 
blüht, wenn wir den Kapitalismus nicht über-
winden.

Netflix
Damnation
USA 2017/18

Idee: Tony Tost

Der Kommunist Seth Davenport tarnt sich 
in den 1930er-Jahren im ländlichen US-Bun-
desstaat Iowa als Kleinstadt-Prediger. Mit-
hilfe seiner neuen Gemeinde will er einen 
Aufstand gegen die Kapitalisten anzetteln. 
Er schafft es immer wieder, den Kleinbauern 
und -bäuerinnen die Ausbeutung und die 
Klassenunterschiede deutlich zu machen. 
Der Staat greift zu härtesten Mitteln, um die 
Aufstände zu zerschlagen.

Xbox, Windows, Linux, macOS
Wasteland Remastered

InXile | 2020
14,99 (Xbox)

Wasteland begründete 1988 das 
Genre der postapokalyptischen 
Computer-Rollenspiele und 
bleibt in Atmosphäre, Schräg-
heit und Kniffligkeit unerreicht. 
Die Remastered-Version läßt 
das Originalspiel bei leichtem 
Facelifting intakt.

Brettspiel
Pandemic

Z-Man/Asmodee | 2012
49,99 Euro

Auf der Erde bricht eine Pan-
demie aus. Die Aufgabe ist es, 
diese zu stoppen. Das Spiel ist 
kooperativ: Entweder gewinnt 
man zusammen gegen das Vi-
rus, oder die Welt geht unter. 
Kann man gut alleine oder mit 
bis drei Mitspielenden spielen.

Sony Playstation
The Last of Us

Naughty Dog | 2011
25,00 Euro

Die Geschichte klingt altbe-
kannt: Zwei ungleiche Cha-
raktere müssen sich durch die 
Zombie-infizierten USA schla-
gen und schießen. Doch was die 
Entwickler mit diesem Spiel auf 
die Konsolen gezaubert haben, 
sucht seinesgleichen. Wer Ellie 
und Joel auf ihrer Reise folgt, 
braucht nicht nur wegen der 
Zombies starke Nerven, son-
dern auch wegen des genialen 
Storytellings. Ganz ehrlich: Die 
Twists von Game of Thrones 
sind ein Witz dagegen.

Spiele

Windows, macOS, PlayStation, Xbox
Alien: Isolation
Naughty Dog | 2011

25,00 Euro

Dieser Survival-Horror spielt 
im Universum der Alien-Film-
reihe. 15 Jahre nach den Er-
eignissen von »Alien« macht 
sich die Tochter von Ripley auf 
den Weg zur Raumstation Se-
vastopol, um die Spur zu ihrer 
Mutter nachzuverfolgen. Die 
Atmosphäre des Spiels ist be-
klemmend wie kaum bei einem 
anderen Vorgänger. Statt sich 
blind einen Weg freizuballern, 
hat man gegen das Alien nur 
eine Chance durch improvisier-
te Fallen, Verstecke und Weg-
rennen.
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Weiß Jens Spahn, was er tut?
Schuld am Ausbruch des Coronavirus
Wahrscheinlich ursprüngliches Wirtstier
US-amerikanischer Evolutionsbiologe (Nachname)
Stadt in China
Vorübergehende Isolation
Beugt Infektionen vor
Hilft nicht gegen Viren
Fördert Ausbreitung von Viren
Wurde vor 200 Jahren geboren (Vorname)
Deutsch-polnische Revolutionärin (Nachname)
Weltgesundheitsorganisation (Abk.)
Weltweite Epidemie
Grundlage für Fallpauschalen (Abk.)
Björn Höcke

16. Putschist von 1920 (Nachname)
17. Österreichische Architektin (Vorname)
18. Nagetier
19. Ist Andreas Scheuer schon zurückgetreten?
20. Viertgrößter Waffenexporteur
21. Kapitänin und Autorin (Nachname)
22. Vorwärts, und nicht vergessen, die...
23. König von Thüringen (Nachname)
24. Was das Känguru einzukaufen vergaß
25. Frankenstein des Rechtskonservatismus (Nachname)
26. Zukunftspessimistisches Szenario
27. Verhindert Ansteckung: Soziale...
28. Curevac-Hauptinvestor (Vorname)
29. Kann man nie genug haben
30. Umsturz
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Sudoku

leicht mittel

mittel schwer

Lösungen gibt es online unter www.marx21.de/quiz2020
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KRANKENPFLegerin
Unsere Gesprächspartnerin möchte an-
onym bleiben. Sie arbeitet als Kranken-
pflegerin auf einer Intensivstation am 
Universitätsklinikum Jena und ist aktiv 
bei ver.di.

»Das marode 
System fliegt uns 

um die Ohren«
Wir sprachen mit einer Intensivkrankenpflegerin über die Auswirkung der 
Coronakrise auf die Krankenhäuser, die Ursachen der Ökonomisierung des 

Gesundheitssystems und die akuten Forderungen der Beschäftigten

IntervieW: MARTIN HALLER
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marx21: Du arbeitest auf einer Inten-
sivstation am Uniklinikum Jena. Werden 
Krisenszenarien wie die Corona-Epide-
mie in den Kliniken geprobt?
Unser Notfallszenario war meist ein Mas-
senunfall auf der Autobahn. Aber auf eine 
weltweite Pandemie ist kein Klinikum ein-
gestellt.

Wie schützt ihr die anderen Patientin-
nen und Patienten? Müssen alle Co-
vid-19-Fälle isoliert werden?
Klar müssen die isoliert werden, aber wenn 
in kurzer Zeit eine so hohe Zahl von Pati-
enten zu uns kommt, sind wir dafür ein-
fach nicht ausgerüstet, vor allem personell. 
Das ist der Knackpunkt. Selbst wenn wir 
von der Ausstattung her vielleicht gut auf-
gestellt sind, fehlt das Personal, das die Ge-
räte bedienen und die Intensivpatienten 
betreuen kann. Wir können auch ohne Co-
ronakrise Patienten mit bestimmten Kei-
men schon nicht adäquat isolieren und an-
dere Patienten adäquat schützen, weil die 
Kapazitäten dafür fehlen.

Wie müsste ein adäquater Schutz ausse-
hen?
Ich denke, bei einem so hochansteckenden 
Keim wie dem neuen Coronavirus müss-
te eine 1:1-Pflege von Infizierten durchge-
führt werden und diese Pflegekraft dürf-
te keine anderen Patienten betreuen. Nur 
so könnte eine Infektion anderer Patienten 
annähernd sicher ausgeschlossen werden.

Wie viele Patienten betreut eine Pflege-
kraft bei euch im Normalfall?
Das ist unterschiedlich. Der Normalzus-
tand auf unserer Station ist 2,5 Patienten 
pro Pflegekraft, manche betreuen drei Pa-
tientinnen und Patienten, manche zwei.

Fühlst du dich selbst ausreichend ge-
schützt auf der Arbeit?
Nicht wirklich. Wir haben zwar noch keine 
eigenen Erfahrungen mit dem neuen Co-
ronavirus, aber es gab letztes Jahr schon 
den Fall, dass während einer Influenzawel-
le die Schutzmasken knapp wurden. Soll-
te das wieder passieren, wäre das Personal 
gefährdet. Das macht Angst.

Wie gehst du mit der Angst um?
Selbstverständlich möchte ich jetzt in so 
einer Situation helfen. Das ist auch unser 
Berufsverständnis in der Pflege. Ich will für 
die Patienten da sein und auch für meine 
Kolleginnen. Ich erwarte aber von meinem 

Arbeitgeber, dass er mich bestmöglich 
schützt. Der Schutz derjenigen, die andere 
retten können, muss höchste Priorität ha-
ben.

Gibt es bei euch noch ausreichend Schut-
zausrüstung?
Auch bei uns fehlen schon Schutzmasken 
und Desinfektionsmittel, die entwendet 
wurden. Im Moment haben wir noch kei-
ne Knappheit. Das könnte aber noch zum 
Problem werden. Ich weiß, dass in anderen 
Kliniken die Schutzmasken bereits ratio-
niert an das Personal ausgegeben werden.

Was bedeutet das?
Dann bekommen zum Beispiel die Pflege-
kräfte zu Beginn des Dienstes fünf Masken 
und müssen damit durch die Schicht kom-
men.

Wie viele Masken braucht ihr im Normal-
fall?
Die Hygienevorschriften besagen, dass 
die Maske nach jeder Anwendung abge-
setzt werden und eine neue angezogen 
werden muss. Sobald du die Maske ab-
nimmst, musst du sie entsorgen. Wenn ra-
tioniert wird, muss man sich also entschei-
den: Entweder man verwendet die Maske 
mehrmals oder man lässt sie solange auf, 
dass man mit der Ration auskommt. Bei-
des bedeutet eine erhöhte Infektionsge-
fahr.

Was muss aus deiner Sicht als Pflegekraft 
und Gewerkschafterin jetzt getan wer-
den?
Wir haben konkrete Forderungen aufge-
stellt, was wir jetzt brauchen, um die Co-
ronakrise zu überstehen. Diese haben wir 
in einem offenen Brief an Politik und Kli-
nikleitung gerichtet. 

Welche Forderungen habt ihr?
Wir haben mehr Mitbestimmung gefordert 
und der erste positive Schritt war, dass jetzt 
zwei Mitglieder des Personalrats in den 
Krisenstab der Klinik aufgenommen wur-
den. Es braucht jetzt eine transparente und 

schnelle Kommunikation. Darüber hinaus 
sollten sowohl Klinikleitung als auch Lan-
desregierung auf die Expertise derjenigen 
hören, die an der Basis arbeiten.

Gibt es auch materielle Forderungen?
Ja, wir fordern während der Coronakrise 
eine Gefahren- und Belastungszulage. Wir 
gefährden uns und wir haben ein erhöh-
tes Risiko, uns und unsere Familien zu infi-
zieren. Das muss auch finanziell honoriert 
werden. In der Privatwirtschaft wäre es 
ganz normal, im Fall von Mehrarbeit eine 
Zulage zu fordern. In der Pflege meinen 
leider selbst viele Beschäftigte, das wäre 
irgendwie unverschämt. Nein, das ist es 
nicht, gerade in so einer Situation. Lieber 
wäre uns natürlich ein Freizeitausgleich, 
aber das geht nun einmal momentan 
nicht, weil wir viel zu wenige sind. Geld ist 
hingegen offensichtlich genug da, wie wir 
an den Hilfen für Banken und Konzerne 
sehen. Aber wo bleiben die Beschäftigten?

Was fordert ihr noch?
Was bislang völlig außer Acht gelassen 
wird, ist, dass in so einer Ausnahmesitua-
tion auch eine psychologische Betreuung 
erfolgen muss, sowohl für das Personal als 
auch für die Patientinnen und Patienten. 
Außerdem haben wir gefordert, dass alle 
elektiven Eingriffe abgesagt werden, also 
alle planbaren Eingriffe, die auch verscho-
ben werden können. Denn uns ist zu Oh-
ren gekommen, dass in manchen Kliniken 
das OP-Programm einfach weitergefah-
ren wurde, obwohl die Krise bereits abseh-
bar war. Das ist fatal, weil so keine Reser-
ven geschaffen werden können. Dahinter 
steckt ein finanzielles Interesse, denn so-
lange diese Eingriffe durchgeführt werden, 
wird damit Geld verdient.

Ist diese Profitgier ein Problem der Pri-
vatkliniken?
Nein, das Problem gibt es auch in öffent-
lichen Häusern. Die haben das gleiche Fi-
nanzierungssystem und unterliegen da-
durch genauso dem Druck, wirtschaftlich 
zu arbeiten, also viele ertragreiche Fälle zu 
möglichst niedrigen Kosten zu behandeln.

Was ist die Ursache für diese Ökonomi-
sierung der Krankenhäuser?
Da müssen wir nicht lange drum her-
umreden: Die Ursache der Misere ist das 
DRG-System mit seinen Fallpauschalen. 
Dadurch wurden die Krankenhäuser in 
Konkurrenz zueinander gesetzt und auf 

»Schutzmasken
werden rationiert«
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Wirtschaftlichkeit getrimmt. Es musste 
massiv eingespart werden. Da man bei den 
Geräten nicht sparen kann, wurde beim 
Personal gekürzt. Und der größte Personal-
sektor ist nun einmal die Pflege. Deshalb 
wurden hier über Jahre hinweg Stellen ab-
gebaut. Das hat auch gut funktioniert, weil 
die Pflege das lange mitgemacht hat, aus 
Verantwortungsgefühl gegenüber den Pa-
tientinnen und Patienten. 
Dafür sind wir jahrelang über die eigenen 
Grenzen hinausgegangen. Wir als Arbeits-
kräfte wurden so lange ausgebeutet und 
ausgenutzt, bis viele gesagt haben, dass sie 
das nicht mehr auf Kosten ihrer Gesund-
heit und ihrer Psyche mitmachen, und ge-
gangen sind. So kam es zu einem weiteren 
Stellenabbau, weil zunehmend Stellen of-
fen bleiben und nicht mehr besetzt wer-
den können. Der Markt ist leergefegt, weil 
keiner mehr unter diesen Bedingungen ar-
beiten will. Ein großer Teil der Absolven-
tinnen und Absolventen der Krankenpfle-
geausbildung sucht sich direkt nach dem 
Examen einen anderen Job. Das ist auch 
der Grund, warum jetzt massiv Personal im 
Ausland rekrutiert werden soll. Das wird 
das Problem der Unterfinanzierung durch 
den Wettbewerb unter den Kliniken aber 
auch nicht beheben.

Wie könnte jetzt in der Coronakrise akut 
zusätzliches Personal für die Intensiv-
pflege aufgebaut werden? 
Die tollste Idee kam von Herrn Spahn, der 
vorgeschlagen hat, verrentete Pflegekräf-

te und Ärzte wieder zurückzuholen. Aus-
gerechnet die Risikogruppe der Alten soll 
also die Covid-19-Patienten betreuen. Da 
frage ich mich, ob Spahn sich selbst noch 
zuhört, wenn er redet.

Gibt es andere Möglichkeiten?
Ja, es gibt zum Beispiel Leitungspersonal, 
das früher auf den Stationen tätig war und 
auch Erfahrungen mit Intensivpflege hat. 
Es gibt Pflegekräfte, die hauptberuflich für 
die Ausbildung zuständig sind und nun 
zurück ans Patientenbett geholt werden 
könnten. 
Wenn keine elektiven Eingriffe mehr statt-
finden, wird der OP nur noch für Notfäl-
le gebraucht. Dort ist dann auch Personal 
übrig, das oft auch bereits Erfahrung in der 
Intensivpflege hat. Gleiches gilt für die Am-
bulanzen. Das muss aber alles auf Freiwil-
ligkeit basieren. Die Rückmeldung der Kol-
leginnen und Kollegen ist jedoch, dass sie 
dazu durchaus bereit wären. 

Was müsste akut getan werden, um Pfle-
gekräfte, die in den letzten Jahren aus 
dem Beruf ausgeschieden sind, wieder 
zurückzuholen?
Dafür müssten jetzt schnell Anreize ge-
schaffen werden, auch finanzielle, etwa 
durch eine Gefahren- und Belastungszula-
ge, wie wir sie jetzt fordern. Nach der Krise 
brauchen wir aber auch eine klare Abkehr 
von der Ökonomisierung im Gesundheits-
wesen auf dem Rücken der Pflege. Das 
DRG-System muss weg!

Wurde die Pflege nicht bereits aus dem 
DRG-System herausgenommen?
Ja, sie wird jetzt vollständig refinanziert. 
Das ist auch ein Resultat der Pflegestreik-
bewegung für Entlastung und mehr Perso-
nal.

Das klingt doch gut ...
… hat aber auch einen Haken: Nur die Pfle-
ge, die am Bett arbeitet, wird refinanziert. 
Dazu gehören also zum Beispiel nicht die 
OP-Pflegekräfte, die Pflegekräfte in Lei-
tungspositionen und auch nicht die Hilfs-
kräfte, weshalb jetzt auch die Stellen der 
Hilfskräfte zunehmend abgebaut werden. 
Dass ein Teil der Pflege nicht mehr über 
das DRG-System finanziert wird, war ein 
wichtiger Schritt, aber ist dennoch voll-
kommen unzureichend. Das DRG-System 
muss insgesamt weg! 
Und es muss endlich ein neues Personal-
bemessungssystem eingeführt werden und 
zwar im gesamten Land, so wie es die Pfle-
gestreikbewegung seit Jahren fordert.

Was ist mit der kürzlich in Kraft 
getretenen Pflegepersonaluntergrenzen-
Verordnung (PpUGV)? Hat die keine 
Verbesserung für das Pflegepersonal 
gebracht?
Nicht wirklich. Bei der PpUGV wird ge-
schaut, an wie vielen Tagen im Monat der 
Wert für die Untergrenze überschritten 
wurde, also an wie vielen Tagen ich mehr 
Patienten betreuen musste als vorgese-
hen. Werden die Grenzen gerissen, werden 

Mit einer fotoaktion stellen 
zahlreiche Krankenhausstationen 
im Saarland auf kreative Weise 
ihre Streikbereitschaft zur Schau. 
Auf Facebook erreichen die Bilder 
Hunderttausende
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Strafzahlungen fällig. Allerdings werden 
auch die Tage mit verrechnet, an denen 
genügend Personal bereitgestellt war. Nur 
der Durchschnittswert zählt. Wenn ich also 
die Hälfte des Monats in unterbesetzten 
Schichten gearbeitet habe und die andere 
Hälfte weniger Patienten hatte, ist das im 
Rahmen der PpUGV in Ordnung, obwohl 
ich in zahlreichen Diensten auf dem Zahn-
fleisch gekrochen bin.

Im Zuge der Coronakrise hat Bundesge-
sundheitsminister Jens Spahn die PpUGV 
nun vorerst wieder außer Kraft gesetzt, 
damit die Krankenhäuser auch dann un-
ter Volllast behandeln können, wenn das 
Personal knapp wird. Ist das angesichts 
der Krise ein richtiger Schritt?
Ich dachte mir: Ja, schönen Dank auch! Wir 
als Personal tragen persönlich die Folgen 
der Coronakrise und die Klinik wird finan-
ziell entlastet.

Inwiefern profitiert die Klinik von der 
Aussetzung?
Werden die Personaluntergrenzen auf-
grund der Coronakrise nun für einen län-
geren Zeitraum konstant überschritten, 
müsste die Klinik hohe Strafgelder zahlen. 
Letztlich ist die Aussetzung der PpUGV 
also nichts anderes als eine wirtschaftliche 
Entlastung für die Klinik. Mein Eindruck: 
Spahn hat gehandelt, um das Wirtschafts-
unternehmen Klinik zu schützen.

Was bedeutet die Aussetzung der PpUGV 
für euch?
Wenn hundert Patienten intensivpflichtig 
sind, kann ich nicht sagen, ich betreue nur 
zwei oder drei davon. Dann muss ich so-
wieso mehr Patienten betreuen und muss 
dann eben entscheiden, was und wie viel 
ich an dem Patienten mache. Dann ist das 
Ziel, dass der Patient irgendwie überlebt. 
In einer Notsituation wie dieser spielt die 
PpUGV für uns akut also keine Rolle.
Anders verhält es sich mit unserem Tarif-
vertrag für Entlastung (TVE), den wir im 
letzten Jahr am Uniklinikum Jena erkämpft 
haben. Im Gegensatz zur PpUGV werden 
wir eine Aussetzung des TVE sicher nicht 
bedingungslos akzeptieren.

Was regelt der Tarifvertrag?
Er sieht vor, dass jede Station einen indivi-
duellen Pflegepersonalschlüssel hat. Es ist 
also klar definiert, wie das Verhältnis von 
Patienten und Pflegekräften auf den ein-
zelnen Stationen aussehen muss. Das ist 

bei uns ein 2:1-Verhältnis in allen Schich-
ten. Wenn wir in einem schlechteren Ver-
hältnis arbeiten, also drei Patientinnen 
betreuen, erhalten wir einen Belastungs-
punkt. Bei sechs Belastungspunkten gibt 
es einen freien Tag.

Hat der TVE euch schon spürbare Entlas-
tung gebracht?
Bislang nicht, weil der Vertrag erst seit Ja-
nuar gilt und erst im April die Regelung mit 
den Belastungspunkten anlaufen soll. Jetzt 
kommt Corona dazwischen.

Mit welchem Gefühl trittst du nun mo-
mentan deine Dienste in der Klinik an?
Mit Sorge, aber auch Wut. Wir werden nun 
die Folgen von Ökonomisierung und Spar-
politik mit aller Wucht zu spüren bekom-
men. Das Problem ist nicht nur, dass nun 
das Coronavirus wütet, sondern dass das 
Virus auf ein Gesundheitssystem trifft, das 
dafür einfach nicht ausgerüstet ist. Wenn 
schon der Alltag nicht funktioniert, wie 
soll dann eine Krise gemeistert werden? 
Die Länder, die es jetzt getroffen hat ‒ Itali-

en, Spanien, Frankreich, USA ‒, haben alle 
ein marodes Gesundheitssystem und in 
Deutschland ist das nicht anders. Überall 
wurde in den letzten Jahren gespart und es 
wurden massiv Kapazitäten und Personal 
abgebaut. Das rächt sich nun.
Das Gesundheitswesen war schon vorher 
kaputt. Jetzt, im Notfall, fliegt uns das um 
die Ohren.
Wir Beschäftigten im Krankenhaus haben 
die Probleme schon lange angesprochen, 
sind damit aber viel zu oft auf taube Ohren 
gestoßen. Wirksame Maßnahmen gegen 
den Pflegenotstand sind nicht erfolgt. 
Nun werden wir alles dafür tun, unsere Ar-
beit zu machen und Menschenleben zu 
retten. Jetzt kommt es darauf an, dass wir 
gemeinsam durch die Krise gehen und uns 
gegenseitig unterstützen. Dennoch sagen 
wir auch jetzt: Die Ursache der Coronakri-
se liegt auch im System. Wenn die Pande-
mie vorbei ist, kann es nicht so weitergehen 
wie bisher. Wir brauchen ein grundlegend 
anderes Gesundheitssystem!

Vielen Dank für das Gespräch.

Zu viele Patienten, kaum Zeit für 
Dokumentation, nicht ausreichend 
Schutzmaßnahmen. Die Corona-Kri-
se und der Umgang damit spitzt 
den Pflegenotstand weiter zu
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Der Kern der 
Krankenhausmisere

Huch, hatten wir in den Kliniken nicht gerade noch »Überkapazitäten«? 
Wie die Corona-Krise den Irrsinn von Fallpauschalen und Erlösorientierung 
offenlegt

Von Kalle Kunkel

Z
eitgleich zur Verbreitung des Coronavi-
rus entbrennt eine Diskussion darüber, 
ob das deutsche Gesundheitssystem 
für einen solchen Krisenfall gewapp-
net ist. Erste Signale, dass es hier nicht 

zum Besten steht, hat die Regierung selbst unfreiwillig 
gesendet: Bereits Mitte März erklärte Bundesgesund-
heitsminister Jens Spahn (CDU), die erst kürzlich in 
Kraft getretenen minimalistischen (Pflege-)Personal-
vorgaben (»Untergrenzen«) für die Krankenhäuser 
vorerst wieder außer Kraft zu setzen, damit die Kran-
kenhäuser auch dann unter Volllast behandeln kön-
nen, wenn das (Pflege-)Personal knapp wird. In die-
ser Hinsicht wirkt die Corona-Pandemie eher wie ein 
Brennglas, in dem schon länger bekannte Probleme 
besonders scharf sichtbar werden: Es fehlt an Perso-
nal in den deutschen Krankenhäusern.

Die Pandemie sorgt jedoch auch in weiteren kran-
kenhauspolitischen Fragen für eine Perspektivver-
schiebung. Von (neo)liberaler Seite wurden in den 
vergangenen Jahren vor allem die angeblichen »Über-
kapazitäten« an Bettenplätzen und Krankenhaus-
standorten in Deutschland in den Mittelpunkt der De-
batte gestellt. Sie würden zu einer Fehlsteuerung der 
Ressourcen führen. Weniger Betten konzentriert an 
weniger Krankenhausstandorten – so die über Jahre 
eingeübte Kernbotschaft – würden ermöglichen, mit 
dem vorhandenen Personal die Pflegebedingungen 
für PatientInnen und Beschäftigte zu verbessern und 
sogar noch Geld zu sparen.  Die im europäischen Ver-
gleich hohe Bettendichte pro Einwohnerinnen und 

Jens Spahn: Vom ausgemachten Pharmalobbyisten zum 
Gesundheitsminister. Er war bereits in der Vergangenheit an 
wichtigen gesundheitspolitischen Entscheidungen beteiligt, bei 
denen es um Milliardeneinschnitte für den Gesundheitssektor 
ging. Als Minister setzt er die neoliberale Politik fort
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Einwohner gilt in dieser Argumentation als Beleg für 
Rationalisierungspotential. Mit der Corona-Pande-
mie verschiebt sich die Debatte. Jens Spahn wird in 
diesen Tagen nicht müde zu betonen, dass Deutsch-
land mit seiner im europäischen Vergleich hohen 
Dichte insbesondere von Intensivbetten gut auf Co-
rona vorbereitet sei und über »ein vergleichsweise gut 
bis sehr gut ausgestattetes Gesundheitssystem« verfü-
ge. Was gestern also noch eines der größten Proble-
me des deutschen Krankenhauswesens gewesen sein 
soll, verwandelt sich von einem auf den anderen Tag 

in ein wichtiges Argument für die »Leistungsfähigkeit 
des deutschen Gesundheitswesens«. Dass der Minis-
ter es für nötig hält, die Personalvorgaben für diese 
Bereiche außer Kraft zu setzen, verweist jedoch dar-
auf, dass man auch im Gesundheitsministerium nicht 
restlos von der eigenen Botschaft überzeugt ist.
Diese Entwicklung macht deutlich, dass Kranken-
häuser eine gesellschaftliche Infrastruktur sind, die 
für Krisenfälle eine ausreichende Kapazität vorhal-
ten müssen. Diese Kapazitäten können per Definitio-
nem im Nicht-Krisenmodus zumindest zum Teil nicht 
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Es geht ums Geld: Immer 
mehr »Fälle« bei gleich-
zeitig stetig sinkender 
Verweildauer der Patien-
tinnen und Patienten im 
Krankenhaus führen zu 
massiver Arbeitsverdich-
tung, insbesondere in der 
Pflege, in der über Jahre 
zudem Personal abgebaut 
wurde. Die Ursache: Ein 
Finanzierungssystem, 
welches die »Wirtschaft-
lichkeit« der Kliniken zum 
höchsten Maßstab erhebt
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genutzt werden. Damit sind wir beim Kern der deut-
schen Krankenhausmisere: der Finanzierung nach 
den sogeannten Fallpauschalen (DRG). Denn deut-
sche Krankenhäuser bekommen nur ein Minimum 
ihres Budgets für die Vorhaltung von Kapazitäten. Die 
Krankenhäuser werden pro Patientenfall bezahlt, den 
sie behandeln. Sie müssen ihre Kapazitäten immer so 
auslasten, dass sie über die Erlöse durch die einzelnen 
Patientenfälle genug Geld ein-
nehmen, um den Betrieb ihrer 
gesamten Infrastruktur (inklu-
sive Personal) finanzieren zu 
können.
In einem solchen System han-
delt betriebswirtschaftlich un-
verantwortlich, wer seine Ka-
pazitäten nicht so weit wie 
möglich auslastet. Für den 
Krisenfall vorgehaltene (leere) Betten sind aus der 
individuellen Krankenhausperspektive Erlösausfäl-
le. Das Problem beginnt also nicht erst – wie man es 
aktuell in verschiedenen Stellungnahmen hört – mit 
der Gewinnorientierung. Es beginnt bereits mit der 
»Erlösorientierung« – also dem Zwang, den gesamten 
Betrieb durch das Erbringen von »Leistungen« finan-
zieren zu müssen – unabhängig davon, ob diese indi-
viduell oder gesellschaftlich gerade sinnvoll sind. Das 
wäre, wie wenn die Feuerwehr nur für jeden gelösch-
ten Brand bezahlt werden würde.

Dies gilt auch für die aktuelle Situation. Aus epide-
miologischer Sicht müssten die Krankenhäuser schon 
jetzt beginnen, Kapazitäten frei zu machen, indem 
planbare – sog. elektive – Eingriffe verschoben wer-
den. Dies soll nun nach Absprache zwischen Bund 
und Ländern ab Montag umgesetzt werden. Für das 
Krankenhaus ist das jedoch ein betriebswirtschaft-
liches Risiko, für das es im aktuellen Finanzierungs-
system keine Lösung gibt. Denn zum einen wissen die 
Krankenhäuser nicht, wann und in welchem Umfang 
die Corona-Fälle wirklich kommen und sie entspre-
chend mit ihnen Geld verdienen können. Noch wich-
tiger: sie wissen auch nicht, ob die Erlösausfälle, die 
sie vielleicht durch die Verschiebung von lukrativen 
»Fällen« erleiden, durch die Erlöse über Corona-Pa-
tientInnen kompensiert werden können. Zumal die-
se wegen der Notwendigkeit der Isolation viele Ka-
pazitäten in Beschlag nehmen werden. Das schwant 
inzwischen auch dem SPD-Gesundheitspolitiker Karl 
Lauterbach, der in der Tagesschau davor warnte, dass 
private Klinikbetreiber sich gegen die Aufnahme von 
Corona-PatientInnen wehren könnten, weil sie da-
mit »lukrativere« Patienten verlieren. Was Lauterbach 
verschweigt: durch das Fallpauschalen-System, das er 
seinerzeit selbst mit eingeführt hat, besteht dieser An-
reiz auch für öffentliche und freigemeinnützige Häu-
ser.
Durch die Art der Krankenhausfinanzierung ste-
hen die betriebswirtschaftlichen Einzelinteressen 

der Krankenhäuser also in einem beständigen Span-
nungsverhältnis mit denöffentlichen Interessen an ei-
ner Gesundheitsinfrastruktur. Dies wird in der aktu-
ellen Situation zu beständigen Verzögerungen und 
Problemen in den Abstimmungsprozessen führen. 
Krankenkassen und Krankenhäuser sollen sich nach 
dem Willen des Gesundheitsministeriums nun darü-
ber verständigen, wie Erlösausfälle kompensiert wer-

den können. Angesichts der 
Tatsache, dass diese beiden 
Akteure sich jedes Jahr mit 
tausenden von Gerichtsver-
fahren wegen Abrechnungs-
fragen überziehen, werden sie 
sich nicht leicht tun, sich über 
die nicht ganz banale Frage zu 
verständigen, wie diese Erlös-
ausfälle zu berechnen sind. 

Die Bundesregierung zieht sich hier aus der Affäre, in 
einer Situation, in der jede Unsicherheit vermieden 
werden muss.

Bis zu der jüngst angekündigten Absage der plan-
baren Behandlungen wurde das Problem vor allem 
durch das Aussetzen der »Untergrenzen« auf dem Rü-
cken der Beschäftigten gelöst. Wie reibungslos diese 
Ankündigung angesichts des Erlösdrucks umgesetzt 
wird, werden die nächsten Tage zeigen. Der Pflegebe-
rufsverband DBfK berichtet bereits davon, dass Klini-
ken das Aussetzen der Untergrenzen nutzen, um Bet-
ten mit Nicht-Corona-PatientInnen zu belegen. Dabei 
ist das Aussetzen der Personalstandards bei der Aus-
breitung eines hoch ansteckenden Virus besonders 
widersinnig. Eine der zentralen Gegenmaßnahmen 
gegen die Übertragung im Krankenhaus ist eine aus-
giebige Händedesinfektion. Umfragen unter Pflege-
kräften haben gezeigt, das diese bei Unterbesetzung 
mit als erstes vernachlässigt wird.
Wir lernen also jetzt schon aus der Krise, dass die Pro-
pagierung angeblicher Überkapazitäten und der Not-
wendigkeit von flächendeckenden Krankenhaus-
schließungen, wie sie die Bertelsmann-Stiftung und 
andere betreiben, unverantwortlich ist. Es ist aber 
darüber hinaus überfällig, Alternativen zum beste-
henden System der Fallpauschalen-Finanzierung zu 
entwickeln. Krankenhausversorgung darf nicht den 
Marktanreizen überlassen, sondern muss demokra-
tisch geplant werden. ■

ZUM TEXT
Dieser Text 
erschien 
zuerst bei der 
Wochenzeitung 
»der Freitag« 
unter freitag.de. 
Wir danken für 
die freundliche 
Abdruckgeneh-
migung. 

Der 
Pflegenotstand 
ist kein Unfall
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Nicht alle können 
einfach zu Hause 
bleiben

In der aktuellen Diskussion um Corona bleiben soziale Unterschiede ein 
weitgehend blinder Fleck. Die Linke muss erkennen, dass die Krise bestehende 
Ungerechtigkeiten für Geflüchtete und migrantische Menschen verschärft

U
nter dem Hashtag »#staythefuckhome« 

werden Personen, die nicht in ihrer 

Wohnung bleiben, zunehmend aggres-

siv angegangen. Auch Linke schieben 

die Hauptverantwortung für die Eindämmung des Vi-

rus zunehmend auf die individuelle Ebene. Das geht 

jedoch an der Lebensrealität Geflüchteter vorbei. 

Menschen auf der Flucht haben nicht die Möglich-

keit, zu Hause zu bleiben oder überhaupt ein Zuhau-

se zu haben. Für andere ist ein Ausgang der einzige 

Weg raus aus den beengenden und bedrückenden 

Lagern. Der Ansatz, Verantwortung zu individua-

lisieren, greift aber nicht nur bei Geflüchteten und 

Flüchtenden zu kurz.

Menschen mit Migrationshintergrund leiden in 

Deutschland insgesamt unter struktureller Benach-

teiligung. Viele erreichen die Informationen zu Coro-

na weder medial noch haben sie Zugang zum deut-

schen Gesundheitssystem. 

Zum anderen spielt aber auch die soziale Lage vie-

ler Menschen mit Migrationshintergrund eine Rolle. 

Bei ihnen ist die Gefahr, in Armut zu leben, doppelt 

so hoch wie bei Menschen ohne Migrationshinter-

grund. 2016 hatten mehr als ein Drittel der erfassten 

Wohnungslosen einen Migrationshintergrund. Weil 

sie überdurchschnittlich oft selbstständig sind, hat 

die Corona-Krise viele migrantische Menschen quasi 

über Nacht erwerbslos gemacht. Zudem hat fast die 

Hälfte der Arbeitslosen einen Migrationshintergrund.

Als »systemrelevant« werden derzeit diejenigen Beru-

fe bezeichnet, die der Aufrechterhaltung des Gesund-

heitssystems und der öffentlichen Ordnung dienen. 

Von zuhause arbeiten ist hier nicht möglich. Bezeich-

nend ist: Die drei Berufsgruppen, in denen der An-

teil von Arbeiterinnen und Arbeitern ohne deutsche 

Staatsbürgerschaft am höchsten ist, sind »systemrele-

vant«: Reinigungskräfte (31,9 Prozent), in der Lebens-

mittelherstellung und -verarbeitung (31,7 Prozent) 

sowie in der Tier- und Landwirtschaft (31,1 Prozent). 

Selbst bei gleicher Qualifikation werden ausländische 

Beschäftigte im Durchschnitt um bis zu 44 Prozent 

schlechter bezahlt als ihre deutschen Kollegen. Eine 

Untersuchung der Hans-Böckler-Stiftung von 2018 

zeigt, dass Pflegekräfte mit Migrationshintergrund 

unter schlechteren Arbeitsbedingungen arbeiten als 

ihre Kollegen ohne Migrationshintergrund. Die Coro-

na-Krise verschärft also bereits bestehende Ungleich-

heiten auf dem Arbeitsmarkt.

Diese Menschen anzuprangern, weil sie sich mit der 

eigenen Bezugsgruppe im Park oder anderswo erho-

len und austauschen, ist der falsche Weg. Stattdes-

sen muss die Linke diese Lage nutzen, um den ho-

hen Anteil von Frauen - insbesondere Migrantinnen 

- in »systemrelevant« Berufen und deren schlechte 

Arbeitsbedingungen und Bezahlung zum Thema zu 

machen. 

Dazu muss sie an den Problemen und Bedürfnissen 

der Menschen ansetzen und soziale Forderungen 

an die wirklichen Verantwortlichen der Politik und 

Wirtschaft stellen: Sofortige Einstellung aller nicht 

notwendigen Produktion und Arbeitsfreistellung mit 

uneingeschränkter Lohnfortzahlung für alle Beschäf-

tigten, Stopp von Zwangsräumungen, Wasser- und 

Stromsperrungen, Zurverfügungstellung leerstehen-

den Wohnraums und Hotelanlagen für Wohnungs-

lose und die Beendigung aller Sanktionen gegen Ar-

beitslose. 

Denn die Corona-Krise offenbart: Die aufklaffenden 

Gräben sozialer Ungerechtigkeit treffen überpropor-

tional Migrantinnen und Migranten. ■

VON Ramsis Kilani
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S
euchen waren immer schon ein Politikum. 
Dabei wurden und werden sie »externali-
siert«, sie werden als vom Ausland und von 
Fremden ins Land getragene Krankheiten 

ausgemacht oder gar zu bewusst inszenierten Angrif-
fen religiöser oder ethnischer Minderheiten auf Ge-
sundheit und Leben der Mehrheitsgesellschaft er-
klärt. 

Das Urmodell solch einer auf »fremde« Sündenbö-
cke zielenden Externalisierung von Krankheiten wa-
ren die Judenpogrome in Deutschland und Europa 
zwischen 1347 und 1351. Im späten Mittelalter hat-
ten sich Pesterreger in großen Teile der damals schon 
vernetzten Welt verbreitet. Die Pest wurde durch 

Auch in der Coronakrise setzt die AfD auf Rassismus. Sie knüpft dabei nahtlos 
an die Propaganda an, mit der faschistische und rassistische Parteien in 
Deutschland seit mehr als hundert Jahren den drohenden »Volkstod« beschwören

Die Seuche des
Rassismus

VOn VolkhaRd MosleR
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ist Redakteur 
von theorie21. 

Tierflöhe auf Menschen übertragen. Schiffsverkehr 
und internationale Handelsstraßen sorgten dafür, 
dass es zur Ausbreitung und zur ersten Pandemie der 
Menschheit kam. Vielerorts wurden die Juden dafür 
verantwortlich gemacht und es kam in zahlreichen 
Städten zu Pogromen. 

Heute knüpft die AfD an dieses Urmodell des Ras-
sismus an. In allen ihren Stellungnahmen zur Co-
rona-Epidemie fordert die AfD an erster Stelle die 
Schließung der Grenzen und »Einreiseverbote für Per-
sonen aus besonders belasteten Staaten«. Aber natio-
nale Abschottung ist in Zeiten globaler Mobilität keine 
Lösung, vor allem dann nicht, wenn der Krankheitser-
reger längst alle Grenzen überschritten hat. 

70 | MARx21 01 | FRÜHJAHR 2020
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Dass es ihr nicht darum geht, das Coronavirus und 
seine Ausbreitung zu bekämpfen, sondern ihren Hass 
auf Migranten und Flüchtlinge zu verbreiten, zeigt 
ein Antrag der AfD-Fraktion im Sächsischen Land-
tag mit dem Titel »Grenzen sichern – akute Gefahren 
für die Sicherheit aller unverzüglich abwehren« vom 
4. März. Erste Forderung des Antrags lautet: Durch 
»eine unverzügliche Großübung an den deutschen 
Außengrenzen des Freistaats Sachsen« solle die Be-
reitschaftspolizei Sachsens »Handlungswilligkeit zur 
Unterbindung der illegalen und unkontrollierten Ein-
reise zeigen«. Tschechische und polnische Polizeiein-
heiten sollten in die »Vollübung« eingebunden wer-
den. 
Nun können vorübergehende Grenzschließungen 
unter dem Gesichtspunkt der Infektionsbekämpfung 
sinnvoll sein, wenn dadurch noch gering oder nicht 
von Infektionen betroffene Gebiete vor dem Aus-
tausch mit belasteten Gebieten geschützt werden. Da 
aber Bayern schon Anfang März, dem Zeitpunkt der 
Antragstellung, bereits achtmal mehr Corona-Fälle 
hatte als Polen und beide »Länder« an Sachsen an-
grenzen, hätte eine Grenzschließung allenfalls an der 
sächsisch-bayerischen Grenze Sinn ergeben. Der An-
trag gegen die »akute Gefahr für die Sicherheit« der 
sächsischen Bevölkerung ist für die AfD aber nur ein 
Vorwand, um ihre Hetze gegen Migranten und Flücht-
ende betreiben zu können. Im Antrag gibt die AfD 
auch unumwunden zu, dass sich die Maßnahmen 
»nicht gegen tschechische oder polnische Staatsbür-
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Ein »Informationsplakat« 
aus der Ausstellung 

»Wunder des Lebens« 
1935 in Berlin: Die 

Gesundheitspolitik der 
Nationalsozialisten 

war geprägt von 
Rassismus und 

Behindertenfeindlichkeit

Geflüchtete sollen 
entmenschlicht 

werden

ger« richteten, sondern gegen illegal eingereiste Per-
sonen, die man in »medizinisch notwendige Qua-
rantäne« nehmen müsse. Warum aber sollten die 
gefassten »illegalen« Zuwanderer, die über die tsche-
chische oder polnische Grenze nach Sachsen gelan-
gen, unter Quarantäne gestellt werden, polnische 
oder tschechische Staatsbürger jedoch nicht? 
Die sächsische Landtagsfraktion der AfD setzt hier 
jedoch nur um, was die Partei bereits in ihrem Eu-
ropawahlprogramm von 2018 unter der Überschrift 
»Schutz der Bevölkerung vor Infektionskrankheiten 
und Epidemien« beschlossen hatte. Auch hier ging 
es nicht um Gesundheitsschutz, sondern um Rassis-
mus. Die einzigen »Schutzmaßnahmen«, die der AfD 
einfielen, sind »verbindliche Untersuchungen von an-
erkannten Migranten«, die »alle meldepflichtigen Er-
krankungen umfassen« sollen.

Dahinter steckt eine klare Strategie, die in der Ge-
schichte der rassistischen Agitation in Deutschland 
keineswegs neu ist: Flüchtlinge und Zugewanderte 
sollen als Träger von Krankheiten und als Seuchenge-
fahr verunglimpft und damit letztlich entmenschlicht 
werden. So begründet die AfD ihre Forderung mit der 
Behauptung, dass »seit Beginn der Flüchtlingskrise 
[…] ein signifikanter Anstieg meldepflichtiger Infekti-
onskrankheiten zu verzeichnen« sei.
Das für die Erfassung und Veröffentlichung der Statis-
tiken zuständige Robert-Koch-Institut (RKI) hatte seit 
2015 zunächst gesonderte Zahlen für Infektionser-
krankungen bei Geflüchteten erhoben, dies dann 
aber ab Januar 2018 eingestellt. Die Begründung lau-
tete: »Das RKI sieht derzeit keine erhöhte Infektions-
gefährdung der Allgemeinbevölkerung durch Asylsu-
chende.« Die AfD behauptete dagegen, das RKI habe 
die Veröffentlichung »aus politischen Gründen ausge-
setzt«, um das wahre Ausmaß der Gefährdung der Be-
völkerung durch den Zustrom von Migrantinnen und 
Migranten zu verschleiern. 
Diese Mischung aus Verschwörungstheorie und Des-
information ist nichts Neues. Das Ziel: diffuse Ängste 
zu schüren und die menschenfeindliche Ausgrenzung 
von ganzen Bevölkerungsgruppen zum eigenen Vor-
teil zu nutzen. Dabei beschränkt sich die AfD mit ihrer 
Hetze jedoch nicht auf Flüchtlinge, sondern fordert 
die namentliche Erfassung von meldepflichtigen In-
fektionskrankheiten und ärztlichen Untersuchungser-
gebnissen auf einem biometrischen Gesundheitspass 
für sämtliche »anerkannte Migranten«. Demnach wä-
ren etwa zehn Millionen legal in Deutschland leben-
de Ausländerinnen und Ausländer gezwungen, solche 
Gesundheitspässe bei sich zu tragen. 
Diese Forderung der AfD steht im klaren Widerspruch 
zum Infektionsschutzgesetz, das eine »Pseudonymi-
sierung« der Daten für das elektronische Melde- und 
Informationssystem vorschreibt – ganz zu schwei-
gen davon, dass solche Maßnahmen natürlich nicht 
auf einzelne Bevölkerungsgruppen beschränkt sein 
dürften. Zudem steht die Forderung der AfD im Wi-



TITELTHEMA | CORONAKRISE

72 | marx21 01 | FRÜHJAHR 2020

derspruch zur ärztlichen Schweigepflicht. Namenslis-
ten von erkrankten oder infizierten Personen wären 
jederzeit abrufbar. Dem politischen Missbrauch von 
Krankenakten stünde nichts mehr im Weg. Es wäre 
ein erster Schritt zur Schaffung einer Gesundheitspo-
lizei, wie sie in Form der Gesundheitsämter während 
des Nationalsozialismus schon einmal in Deutsch-
land existierte. 

Und auch die Forderung an sich erinnert frappierend 
an die Propaganda der NSDAP während der Weima-
rer Republik sowie der völkisch-nationalistischen Be-
wegung im deutschen Kaiserreich. Denn faschisti-
sche und rassistische Parteien haben in Deutschland 
schon seit mehr als hundert Jahren den drohenden 
Volkstod beschworen. Im Kaiserreich warnten kon-
servativ-völkische Politiker vor einer »Polonisierung« 
Ostdeutschlands und in der Weimarer Republik hetz-
te die völkische Rechte vor allem gegen die Zuwande-
rung von »Ostjuden«.

Als Osteuropa und Russland in den Jahrzehnten vor 
und nach dem ersten Weltkrieg von einer Welle anti-
semitischer Pogrome erschüttert wurden, kam es zu 
einer großen Fluchtbewegung in das Deutsche Reich. 
Die Reichsregierungen warnten vor »kriminellen Ost-
juden«, die zudem Träger ansteckender Krankheiten 
seien. Als in Hamburg 1892 fast 9000 Menschen einer 
Cholera-Epidemie zum Opfer fielen, setzte eine wilde 
antisemitische Agitation ein, die den »Ostjuden« die 
Schuld an der Epidemie gab. 
Die Historikerin Christina Heizmann fasst in ihrer Dis-
sertation »Fremd in der Fremde« den Missbrauch der 
Seuchengefahr durch die Antisemiten so zusammen: 
»Die Darstellung von Juden als einer medizinisch-hy-
gienischen Gefahr für deutsches Volk und Territori-
um wurde zu einem festen argumentativen Muster, 
das die Gefahr durch die Zuwanderung von jüdischen 
Flüchtlingen eindrucksvoll unterstrich.« Metaphern 
aus der Bakteriologie wurden auf die Jüdinnen und 
Juden angewandt: »So wie Bakterien als Fremde und 
Feinde den Körper eines bisher Gesunden gefährde-
ten, bedrohten auch die Juden durch ihre Einwande-
rung in ›Massen‹ die Sicherheit und Gesundheit des 
Reichs.« 
Das damals in Osteuropa weit verbreitete Fleckfie-
ber wurde als »Judenkrankheit« bezeichnet. Da die 

Krankheit vorwiegend durch Wanzen, Flöhe und Läu-
se übertragen wurde, war schnell die Assoziation von 
Juden mit »Ungeziefer« hergestellt. Die verbale Ent-
menschlichung durch Tiervergleiche ging der realen, 
physischen Vernichtung voraus.

Adolf Hitler und seine NSDAP konnten nahtlos an 
die frühere antisemitische Propaganda anknüpfen. 
In seiner Hetzschrift »Mein Kampf« beschrieb Hitler 
Mitte der 1920er-Jahre »den Juden« wie folgt: »Er ist 
und bleibt der typische Parasit, ein Schmarotzer, der 
wie ein schädlicher Bazillus sich immer mehr ausbrei-
tet (…) wo er auftritt, stirbt das Wirtsvolk nach kürze-
rer oder längerer Zeit ab.« 
Von da war es nur noch ein 
kleiner Schritt bis zur Ver-
nichtungsrhetorik des Ho-
locaust. Anfang November 
1941 schrieb Hitlers Pro-
pagandaminister Josef Go-
ebbels nach einem Besuch 
des Ghettos von Wilna in 
sein Tagebuch: »Die Ju-
den sind die Läuse der zivi-
lisierten Menschheit. Man 
muss sie irgendwie ausrot-
ten, sonst werden sie immer 
wieder ihre peinigende und 
lästige Rolle spielen.« Hein-
rich Himmler, Reichsfüh-
rer der SS und Organisator 
der Judenvernichtung, äu-
ßerte sich ähnlich: »Sich von 
Läusen zu befreien, ist keine 
Frage der Ideologie, sondern 
eine Sache der Sauberkeit.«

Die Geschichte der rassistischen Agitation gegen Ge-
flüchtete und das, was die Nazis daraus machten, 
zeigt eines ganz deutlich: Hitler und seine Mörder-
bande haben die Sprache der Bakteriologie für ihren 
Antisemitismus nicht erfunden, diverse konservative 
Innenminister des Kaisers hatten zuvor die aus dem 
Osten flüchtenden Jüdinnen und Juden als Krank-
heitsträger, Kriminelle und Schmutzkonkurrenz auf 
den Arbeits- und Wohnungsmärkten entwürdigt und 
zu Menschen zweiter Klasse erklärt. 
Die Nazis haben lediglich den Schmutz aufgelesen 
und »angereichert«, den andere aus der bürgerlichen 
Gesellschaft, meist aus konservativ-reaktionären 
Kreisen, vorgefertigt hatten. 
Ebenso sehen wir heute, wie die AfD anknüpfen kann 
an die islamfeindliche und rassistische Ideologie, die 
bürgerliche Politiker von Sarrazin bis Seehofer seit 
Jahren verbreiten. Wenn die AfD heute Geflüchtete 
und Migranten als Seuchenträger diffamiert, ist dies 
nur der erste Schritt, sie direkt zu »Parasiten« zu er-
klären. ■

Die Forderungen 
der AfD erinnern an 

die Propaganda 
der NSDAP

»Die Juden sind unser 
Unglück« und andere 
antisemitische Parolen 
auf einem Werbekasten 
der Zeitschrift »Der Stür-
mer« im Jahr 1935
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Klassenkampf 
in Zeiten 
des Virus

VOn Mark Bergfeld

In der Coronakrise steht die Arbeiterklasse an vorderster Front. Doch viele 
sind nicht ausreichend abgesichert. Darum geht der Kampf um Arbeiterrechte 
auch jetzt weiter

N
achdem die vom Coronavirus 
befallenen Passagiere evakuiert 
wurden, musste das im Hafen 
von Yokohama stehende Kreuz-
fahrtschiff »Diamond Princess« 
gründlich gereinigt werden. 
Eine australische Reinigungs-

MARK 
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Eine 
kleine Welle 
an wilden 

Streiks

firma gewann die Ausschreibung und schickte sein-
en Angestellten eine SMS, in der sie ihnen eine »große 
Chance« auf eine Woche Arbeit anbot. Es handelte es 
sich um Schulreinigungskräfte, die im Umgang mit 
solch gefährlichen Bedingungen unerfahren waren. 
Doch angesichts ihrer niedri-
gen Löhne mussten ihnen die 
versprochenen umgerechnet 
2700 bis 3300 Euro attraktiv er-
scheinen.

Glücklicherweise war die 
Gewerkschaft United Workers 
Union nicht bereit, die nachläs-
sige Haltung der Unterneh-
mensleitung hinzunehmen. 
Sie protestierte am Unterneh-
menssitz und forderte die Reinigungskräfte auf, die 
Arbeit nicht anzutreten, da die Arbeitszeiten und Ar-
beitsbedingungen alles andere als transparent waren. 
Weder erhielten die Reinigungskräfte eine spezielle 
Ausbildung, noch wurden sie auf ihren eigenen Ge-
sundheitszustand hin untersucht. 
Der Streit um die »Diamond Princess« illustriert ein 
Problem, das in der medialen Darstellung der Co-
rona-Krise kaum vorkommt: Es wird viel darüber 
berichtet, wie Regierungen und Unternehmen mit 
der Pandemie umgehen. Weniger Aufmerksamkeit 
wird jedoch der Frage geschenkt, wie die Arbeitswelt 
umgestaltet wird – und noch weniger der Belastung 
der Beschäftigten selbst.
Dabei ist es die Arbeiterklasse, die mit den Aus-
wirkungen dieser Krise fertig werden muss, und zwar 

nicht nur die Beschäftigten im Gesundheitswesen. 
Von Liefer-Service-Fahrern in Wuhan, die eine un-
ter Quarantäne gestellte Bevölkerung ernähren, bis 
hin zu Reinigungskräften und Hausmeisterinnen und 
Hausmeistern, die an vorderster Front gegen die Ver-
breitung des Virus stehen. 
Dies zeigt, wie absurd es ist, dass sie oft zu den am 
schlechtesten Bezahlten zählen.
Angesichts dieser Situation sollte das Coronavi-
rus nicht nur als eine Naturkatastrophe behandelt 
werden. Die Gewerkschaften müssen sich dringend 
organisieren, um die Sicherheit der Beschäftigten zu 
schützen und dafür sorgen, dass sie sowohl den ver-
dienten Lohn als auch den notwendigen Schutz erh-
alten. Darüber hinaus werden die Gewerkschaften al-
les tun müssen, damit die Kosten des wirtschaftlichen 
Abschwungs nicht von den Belegschaften übernom-
men werden.
Die Bosse werden immer darüber klagen, dass zu viel 
blau gemacht wird. In Zeiten des Coronavirus sollte 
jedoch das Gegenteil Sorgen machen, nämlich dass 
sich Menschen gezwungen sehen, zur Arbeit zu ge-
hen, obwohl sie krank, gefährdet oder durch Kinder-
betreuung doppelt belastet sind. Das betrifft natürlich 
besonders Länder ohne Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall. Das ungleiche Kräfteverhältnis am Arbeit-
splatz – die Tyrannei der Chefs und das Bedürfnis der 
Arbeiterklasse nach Lohn – erzwingt eine irrationale 
Entscheidung, die die Gesellschaft als Ganzes gefähr-
det. Was als »Loyalität« zum Arbeitgeber gilt, ist illoyal 
gegenüber Kolleginnen und Kunden.

Immer mehr Firmen lassen 
ihre Mitarbeiterinnen und Mi-
tarbeiter zu Hause arbeiten, 
um zu verhindern, dass sich 
ihre Belegschaften mit dem Vi-
rus anstecken und sie dadurch 
weitere Arbeitstage verlieren. 
Selbst gewerkschaftsfeindliche 
Unternehmen wie Walmart in 
den USA haben nun ihre Ge-
sundheitsmaßnahmen und 

den Schutz der Beschäftigten ausgebaut. Aber das 
wird nur einen geringen Einfluss auf die Ausbreit-
ung der Pandemie haben, denn Millionen von Bes-
chäftigten im Dienstleistungs- und produzierenden 
Gewerbe müssen am Arbeitsplatz anwesend sein, um 
ihre Arbeit zu verrichten.

Dies hat zur Folge, dass in verschiedenen eu-
ropäischen Ländern eine kleine, aber bedeutende 
Welle an wilden Streiks entsteht. In der belgischen 
Stadt Lüttich haben Busfahrerinnen und Busfahrer 
ihre Arbeit spontan niedergelegt, da die Regierung 
den öffentlichen Straßenverkehr weiterlaufen lässt. 
In Großbritannien, wo die Tory-Regierung keinerlei 
Schutzmaßnahmen anordnet, treten seit Mitte März 
Reinigungskräfte in den Krankenhäusern täglich in 

Reinigungskräfte 
an einer Schule im 
australischen Bundes-
staat Victoria haben 
mit ihrer Gewerkschaft 
United Workers Union 
mehr Personal und eine 
bessere finanzielle Aus-
stattung durchgesetzt, 
um die Coronakrise zu 
meistern
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Oben: Kellnerin in einem 
typisch amerikanischen 
Diner: Etwa 80 Prozent 
der Erwerbstätigen in 
den USA arbeiten im 
Dienstleistungssek-
tor. Ein großer Teil der 
Jobs ist prekär und 
schlecht bezahlt. Das gilt 
umso mehr für die etwa 
elf Millionen Menschen, 
die sich illegal im Land 
aufhalten

Unten: Verfallene Häuser 
in der ehemaligen Auto-
mobilmetropole Detroit 
im US-Bundesstaat Mi-
chigan. Arbeitslosigkeit 
und Armut führten hier 
zu einem drastischen 
Bevölkerungsrück-
gang. Ganze Viertel 
der einstigen Millio-
nenstadt sind heute 
verfallen. Zurück bleiben 
die Ärmsten. Über 80 
Prozent der Bevölkerung 
sind Afroamerikanerin-
nen und -amerikaner
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den Streik, da die ausgelagerten Unternehmen diese 
ohne adäquaten Schutz weiterarbeiten lassen, ihnen 
weiterhin nur den Mindestlohn bezahlen und ihnen 
keinen Lohn zusteht, falls sie erkranken. In Italien 
sind mittlerweile Belegschaften bei Fiat sowie ande-
re Beschäftigtengruppen in den wilden Streik getre-
ten. Damit zeigt die gegenwärtige Krise neue Han-
dlungsmöglichkeiten für Beschäftigte und deren 
Gewerkschaften auf. Darüber hinaus verändert das 
Virus nicht nur die Arbeitskultur, sondern auch den 
Arbeitsinhalt. Dies gilt insbesondere für diejenigen, 
die in Branchen tätig sind, die zur Krankheitspräven-
tion beitragen, wie Reinigungs- und Gesundheitsper-
sonal, medizinisches Personal, das die schlimmsten 
Auswirkungen des Virus beheben kann, sowie ande-
re, die das Virus möglicherweise verbreiten könnten.
In Nigeria wurden ganz normale Wachleute beauf-
tragt, das Desinfektionsmittel an Personen zu 
verteilen, die Gebäude betreten. Der Einsatz der am 
schlechtesten bezahlten Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter zur Verhinderung eines Ausbruchs sollte mit 
zusätzlichen Vorteilen für diese riskante Arbeit ein-
hergehen. Leider ist dies eher nicht der Fall. Die am 
stärksten unter Druck Stehenden werden stattdes-
sen mit mehr Verantwortung belastet. Jeder, der in 
solchen kundenorientierten Dienstleistungsberufen 
arbeitet, weiß nur zu gut, wie schnell sich zusätzli-
che kleine Aufgaben anhäufen und unüberschaubar 
werden. Dies gilt umso mehr, wenn Krankheit den 
Personalmangel noch verschärft.

Beschäftigte im Gesundheitswesen sind nicht bess-
er dran. Der chinesische Ausbruch zeigt auf ein-
drucksvolle Weise, wie die Überlastung der Kran-
kenhauspersonals die gesamten Bemühungen zur 
Bekämpfung des Virus untergräbt. Hier haben sich 
mehr als 3000 Angestellte im Gesundheitswesen mit 
dem Coronavirus angesteckt, acht davon sind gestor-
ben. In einem Fall infizierte ein Patient, der in ein 
Krankenhaus in Wuhan eingeliefert wurde, mind-
estens zehn medizinische Mitarbeiterinnen und Mi-
tarbeiter. Der Mangel an medizinischer Versorgung, 
die immer höhere Zahl von Infizierten und die hohe 
Übertragbarkeit des Virus, verbunden mit Stress, lan-
gen Arbeitszeiten und unterbesetzten Krankenhäus-
ern, schaffen einen Teufelskreis für diejenigen, die die 
Krise bewältigen sollen.
Auch prekär Beschäftigte in der sogenannten Gig 
Economy sind besonders stark gefährdet. Dennoch ge-
hören sie zu den am wenigsten Geschützten. Schein-
selbstständige können sich nicht krankschreiben 
lassen und haben in vielen Ländern gar keine Kran-
kenversicherung. Die »Washington Post« berichtet, 
dass Lyft-Fahrerinnen und -Fahrer ihre Autos schrub-
ben. Natürlich werden sie für die Zeit, die sie für die 
Reinigung aufwenden, nicht bezahlt. Im Gegensatz 
zu Lyft schickte Konkurrent Uber seinen Fahrerinnen 
und Fahrern immerhin eine Nachricht mit den Vor-
sichtsmaßnahmen, die sie treffen sollten. Dies unter-

streicht aber nur die Realität, dass sie eigentlich Ang-
estellte sind und als solche behandelt werden sollten. 
Die Beschäftigungsmodelle dieser Unternehmen, 
ihr algorithmisches Management und ihre Kontrolle 
über die Beschäftigten sind in Zeiten des Coronavi-
rus unhaltbar. Der Mangel an Transparenz oder grun-
dlegenden Arbeitsrechten – wobei die Unternehmen 
nichts unternehmen, um die Beschäftigten vor der 
Verbreitung des Virus zu schützen – trägt inzwischen 
zu Rassismus bei, da einige Fahrer sich weigern, asiat-
isch aussehende Passagiere aufzunehmen.

Gegenwärtig sieht es so aus, dass das Coronavirus die 
bestehenden Ungleichheiten auf dem Arbeitsmarkt 
weiter verschärfen wird. Aber die Arbeiterbewegung 
sollte die Arbeitgeber nicht vom Haken lassen, als 
wären sie nur Opfer der Situation. Die Unternehmen 
sollten Schutzkleidung bereitstellen, mehr Heimarbe-
it anbieten und zusätzliche bezahlte Krankentage und 
Gesundheitsleistungen anbieten. Unterdessen haben 
die Sicherheitskräfte am Frankfurter Flughafen ge-
fordert, dass sie Gesichtsmasken tragen dürfen. Ob-
wohl Gesichtsmasken die Verbreitung des Virus nicht 
unbedingt verhindern, sollten die Gewerkschaften 
auf jeden Fall verstärkte Gesundheits- und Sicher-
heitsmaßnahmen für die Beschäftigten an vorder-
ster Front fordern. Wie bei jeder Krise stellt sich die 
Frage, wer die Rechnung bezahlen wird. Die Arbeiter-
bewegung sollte darauf bestehen, dass die Unterneh-
mer Verantwortung übernehmen und die notwendi-
gen Maßnahmen ergreifen, um die Öffentlichkeit zu 
schützen. ■
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I
talien ist nach China besonders vom Coron-
avirus betroffen. Das Land hat die meisten 
Coronavirus-Fälle in ganz Europa. Die italie-
nische Regierung war eine der ersten Regie-

rungen in Europa, die Quarantäneregelungen auf 
das ganze Land ausgedehnt hat. Das öffentliche Le-
ben wurde massiv eingeschränkt und viele Betrie-
be wurden geschlossen – alle »nicht wesentlichen« 
Geschäfte wurden zur Schließung aufgefordert, bei-
spielsweise Bars, Restaurants oder Friseure. 

Gleichzeitig hat die Regierung in Italien aber mit 
den Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften 
vereinbart, dass die Fabriken trotz der Coronapan-
demie weiterhin produzieren. Die Absprache be-
inhalte zwar höhere »Sicherheitsstandards« für die 
Beschäftigten. So hätten diese Anspruch auf Schut-
zausrüstung wie Atemmasken, wenn sie keinen Si-
cherheitsabstand halten könnten. Doch den Be-
schäftigten reichte dies nicht und vor Ort mangelt es 
an der Umsetzung des Gesundheitsschutzes. Die Be-
schäftigten haben sich deshalb mit »wilden« Streiks 
gegen die unzureichenden Maßnahmen der Regie-
rung und der Unternehmen im Zuge der Coronak-
rise gewehrt. Sie organisieren sich gegen eine Poli-
tik, bei der die Sicherung der Profite über das Leben 

Beschäftigte 
wehrten sich 
mit »wilden« 

Streiks

Lohn für 
Quarantäne

Ganz Italien steht unter Quarantäne! Ganz Italien? Nein! Während das 
öffentliche Leben ruht, sollen Lohnabhängige weiterhin zur Arbeit gehen. 
Die Beschäftigten wehren sich dagegen
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tigten bringen sich und ihre Familien in Gefahr. Wir 
werden den Streik dann beenden, wenn Unterneh-
men und Regierung uns den Lohn für Fehlzeiten 
zahlen und die Produktion komplett stoppen.« Auch 
diese Fabrik schlossen die Fiat-Chefs. Die Entschei-
dung der Regierung, Geschäfte und Läden in Itali-
en zu schließen, aber nicht die Fabriken, hat nicht 
nur bei den Fiat-Beschäftigten zu großem Unmut ge-
führt. Von Brescia bis Mantua und in den Provinzen 

Asti, Vercelli und Cuneo in Norditalien gab es eine 
Welle spontaner Streiks. Im Stahlwerk von Terni und 
auf den Werften von Venedig gab es Arbeitsniederle-
gungen. Die Hafenarbeiter in Genua haben ebenfalls 
gestreikt, um bessere Sicherheitsmaßnahmen für 
die Beschäftigten durchzusetzen. 450 Beschäftigte 
streikten bei der Bekleidungsfirma Corneliani unter 
dem Motto: »Es gibt keine Bürger erster und zweiter 
Klasse – Gesundheit betrifft alle Menschen gleicher-
maßen«. Die Gewerkschaft schrieb: »Wir werden bis 
Montag zu Hause bleiben, weil die Gesundheit und 
Sicherheit der Beschäftigten in unserem Produkti-
onsbereich nicht gewährleistet sind. Wir warten da-
rauf, dass sich etwas ändert! Wir werden diese Pan-
demie und diese Angst nur gemeinsam besiegen, 
wir wiederholen es immer wieder: Zuallererst geht 
es um die Gesundheit, die Gesundheit aller!«

Auf die Frage, was die Hauptforderungen der Ar-
beiterinnen und Arbeiter sind, sagte ein Vertrau-
ensmann einer Basisgewerkschaft des Unterneh-
mens GKN : »Die erste Forderung lautet auf sofortige 
Schließung aller Produktionsstätten, abgesehen na-
türlich von Geschäften und Fabriken, die Lebens-
mittel, Medizin oder technische Ausrüstung für 
Krankenhäuser verkaufen oder herstellen. Es gibt 
aber noch einen zweiten wesentlichen Aspekt: Das 
ist der Versuch der Bourgeoisie, die Kosten der Kri-
se auf die Arbeiterinnen und Arbeiter abzuwälzen. 
Das wird in den kommenden Monaten ohne Zweifel 
ein kritischer Faktor sein. Wir fordern deshalb keine 
Entlassungen und Übernahme der Lohnfortzahlung 
durch den Staat.«
Auch die Metallarbeiter in ganz Norditalien ver-
ließen ihre Betriebe ohne offizielle Genehmigung. 
Ein sehr hoher Anteil der Beschäftigten in den pie-
montesischen Provinzen Asti, Vercelli und Cuneo 
legten am Donnerstag die Arbeit in den Unterneh-
men MTM, IKK, Dierre und Trivium nieder. Auch in 
der Nähe von Brescia in der Lombardei gab es einen 
Streik. Dies veranlasste die Metallarbeitergewerk-

der Menschen gestellt wird. Begonnen hatten die 
Arbeiterinnen und Arbeiter im Fiat-Automobil-
werk in Pomigliano bei Neapel. Sie traten spontan 
in den Streik. Die Firmenchefs kündigten daraufhin 
an, dass das Werk und drei andere Werke in Melfi, 
Cassino und Atessa, die alle im Süden des Landes 
liegen, vorübergehend komplett stillgelegt werden 
sollen. Nur ein paar Tage später traten dann die Ar-
beiter und Arbeiterinnen eines weiteren Fiat-Werkes 
in Termoli, ebenfalls in Süditalien, in den Streik. 
Die Gewerkschaft erklärt dort: »Die großen Werke 
sind Orte, die die Menschen zusammenbringen, von 
den Bussen über die Fließbänder bis hin zur Kantine. 
Es ist Unsinn, dass der Staat alles schließt, angefan-
gen bei den Schulen, die Mobilität einschränkt und 
Geldstrafen über diejenigen verhängt, die sich nicht 
an die Regeln halten. Aber die italienische Regierung 
hat die Fabriken nicht geschlossen. Sie sagt immer 
wieder, man solle zu Hause bleiben, aber gleichzei-
tig laufen die Fließbänder weiter und die Beschäf-

Lohnfortzahlung 
durch den Staat

Streik mit Mundschutz und zwei Meter Abstand ist immer 
noch Streik 
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schaften FIM, FIOM und UILM dazu, die Einstellung 
der Produktion in allen metallverarbeitenden Betrie-
ben zu fordern.
In der Erklärung heißt es: »Angesichts der allgemei-
nen Schwierigkeit einer zielgerichteten und schnellen 
Anwendung der von der Regierung vorgeschriebenen 
Gesundheitsmaßnahmen am Arbeitsplatz, für die wir 
klare und verbindliche Regeln für die Unternehmen 
fordern, und fehlender  persönlicher Schutzausrüs-
tung, die nötig ist, um Ansteckungen zu verhindern, 
halten die Gewerkschaften FIM, FIOM und UILM es 
für notwendig, alle metallverarbeitenden Unterneh-
men, unabhängig vom jeweiligen Tarifvertrag […] 
vorübergehend zu schließen, um alle Arbeitsplätze 
zu reinigen, sicher zu machen und neu zu organisie-
ren. Wir fordern daher, dass die Produktionseinstel-
lung zunächst aufgrund tarifvertraglicher Regeln oder 
möglichst sozial abgefedert wird, wenn dies in den 
Vorschriften vorgesehen ist; andernfalls erklären wir 
ab sofort einseitig den landesweiten Ausstand im ge-
samten Produktionsbereich, unabhängig vom jeweili-
gen Tarifvertrag.  Wir rufen einen unbefristeten Streik 
aus.«
Die Gewerkschaft Filcams hatte besondere Maßnah-
men für die Beschäftigten in den Betrieben der nordit-
alienischen Lombardei durchgesetzt. Unternehmen 
wie Zara, H&M und Carrefour stellen Beschäftigte frei 
oder ermöglichen flexible Arbeitszeiten, sodass die 
Beschäftigten sich um ihre Kinder kümmern können, 
solange viele Schulen geschlossen sind. Die Gewerk-
schaft hat außerdem die Zusicherung der Unterneh-
mensleitung erhalten, dass in den Geschäften Des-
infektionsmittel zur Verfügung gestellt werden und 
tagsüber die Handreinigung ermöglicht wird. Außer-
dem sollen den Beschäftigten  Handschuhe und Ge-
sichtsmasken angeboten werden.
Die Firmen haben auch zugestimmt, für den Fall der 
Zwangsschließung die Lohnfortzahlung zu überneh-
men. Claudia, eine Mitarbeiterin von Zara in Mailand, 
sagte: »Dank meiner Gewerkschaft kann ich mich um 
meine Tochter kümmern. Wir können flexibel arbei-
ten und werden freigestellt, während die Schulen ge-
schlossen sind«. Die Region Lombardei, zu der auch 
Mailand gehört, sowie das Veneto um Venedig sind 
mit Hunderten von gemeldeten Fällen ein Zentrum 
der Infektion mit dem Coronavirus.

Angesichts der durch das Coronavirus ausgelösten 
Krise kommt nicht nur in Italien ans Licht, dass Mil-
lionen von Beschäftigten gesundheitsschädlichen Ar-
beitsbedingungen ausgesetzt sind. Betriebliche Pro-
teste, Streiks und Selbstorganisation sind wichtig, um 
Schutzmaßnahmen in den Betrieben einzufordern 
und durchzusetzen. Die sofortige Stilllegung der Pro-
duktion bei vollem Lohnausgleich ist eine zentrale 
Forderung. Die Beschränkung der Produktion auf die 
notwendigen Bereiche der öffentlichen Daseinsvor-
sorge kann entscheidend dazu beitragen, die Verbrei-
tung des Virus einzudämmen. ■
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Kein Burgfrieden!

Der Deutsche Gewerkschaftsbund unterstützt die Krisenmaßnahmen der 
Bundesregierung. Das reicht nicht: Die Gewerkschaften brauchen eine 
eigenständige, weitergehende Antwort auf die Krise

Von Stefan Bornost

M
itte März haben die Spit-
zen des Deutschen Gewerk-
schaftsbunds (DGB) und der 
Unternehmervereinigung 
BDA ein gemeinsames State-
ment unter dem Titel »Die So-

zialpartner stellen gemeinsame Verantwortung in der 
Coronakrise über Differenzen« herausgegeben.

In dem Statement wird auf die aus Sicht von DGB und 
BDA gelungene Krisenbewältigung der Finanzkrise 
2008/09 verwiesen: »Die Sozialpartner haben damals 
in Zusammenarbeit mit der Politik, als Tarifpartner 
und auf betrieblicher Ebene wesentlich dazu beige-
tragen, dass die Menschen in Arbeit und die Unter-
nehmen im Markt blieben.« Als Konsequenz begrüßt 
der DGB die Wiederkehr der Krisenbewältigungsins-
trumente von 2008/09: Die unbegrenzte Liquiditäts-
garantie für Unternehmen und das Kurzarbeitergeld.
Nun ist aber der Verweis auf das Handeln in der Fi-
nanzkrise 2008/2009 doppelt problematisch. Zum ei-
nen besteht die Gefahr der Geschichtsklitterung: Die 
viel beschworene Gemeinsamkeit zwischen Bossen 
und lohnabhängig Beschäftigten endete in der Fi-
nanzkrise bei der Lastenverteilung. Denn diese war 
alles andere als gleich. Die großen Unternehmen und 
insbesondere die Banken wurden vom Staat über 
Wasser gehalten und haben sehr bald nach der Stabi-
lisierung wieder hohe Profite in den Bilanzen auswei-
sen können. Bei den Beschäftigten hingegen gab es 
in den Jahren 2008 bis 2010 Reallohnverluste, gefolgt 
von Lohnstagnation in den beiden Folgejahren.
Das Kurzarbeitergeld wurde zum Teil von den Beiträ-
gen der Arbeiterinnen und Arbeiter selbst, zum Teil 

durch einen Bundeszuschuss über Steuern finanziert. 
Es glich die Einkommensverluste der Arbeitnehmer 
nicht aus.
Die Regierung Schröder (1998-2005) hatte schon vor 
Jahren dafür gesorgt, dass die Kosten kommender 
Krisen leichter auf die Arbeiterklasse abgewälzt wer-
den können. So wurden Leiharbeiterinnen und Leih-
arbeiter, deren große Zahl Gerhard Schröders »Ar-
beitsmarktreformen« erst möglich gemacht haben, als 
»Puffer« für die Dauer der Krise entlassen.
Die Altersvorsorge hat die Regierung Schröder mit der 
Riesterrente zum Teil den Finanzmärkten anvertraut. 
Wertverluste auf den Finanzmärkten gehen auch zu 
Lasten von Rentenansprüchen aus diesen privaten 
(aber staatlich geförderten) Rentenversicherungen. 
Die niedrigen Zinsen aufgrund der Krise führen dazu, 
dass Sparprogramme für die Altersvorsorge kaum 
mehr etwas abwerfen.
Entgegen den ersten Ankündigungen der Finanzmi-
nister blieb auch das spekulative Geschäftsmodell 
der Banken unangetastet. Das komplette Bail-Out 
der Banken durch den Staat hat die Risikobereitschaft 
eher angeheizt.

Im Licht dieser Ungleichgewichte in der Lastenvertei-
lung sollte gewerkschaftliches Handeln genau keine 
Wiederholung des Pakts mit Unternehmern und Staat 
zu Lasten der Beschäftigten anstreben. Das erklärte 
Ziel des DGB, einen Rettungsschirm über Gesundheit 
und soziale Absicherung der Beschäftigten zu span-
nen, ist mit den Instrumenten von 2008/09 nicht zu 
realisieren. Der wesentliche Grund dafür ist die zwei-
te Problematik des Vergleichs zu 2008/09: Eine Pan-
demie ist keine Finanzkrise, der Versuch, eine »Anste-
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ckung« der Finanzmärkte zu vermeiden, ist ein völlig 
anderes Unterfangen als die Begrenzung einer viralen 
Ansteckung zwischen Menschen.
Der offensichtlichste Unterschied: Ziel der Maßnah-
men 2008/09 war, die Produktion von Waren und 
das Angebot von Dienstleistungen so weitgehend wie 
möglich aufrecht zu erhalten, damit Profite gemacht 
werden konnten und damit die Staatshilfen nicht so 
stark beansprucht wurden. 
Heute ist es in weiten Teilen des Wirtschaftslebens ge-
nau umgekehrt: Damit das Virus sich nicht ausbreitet, 
ist es wichtig, dass die Menschen zu Hause bleiben 
und möglichst wenig soziale Kontakte haben.

Das heißt, oberstes Gebot für die Pandemiebekämp-
fung ist, dass außerhalb der kritischen Infrastruk-
tur die Produktion von Waren und das Angebot von 
Dienstleistungen eingestellt wird, also die Leute nicht 
zur Arbeit gehen müssen.

Der schreiende Widerspruch der jetzigen, nach 
Stand der Wissenschaft auch korrekten Strategie der 
»sozialen Distanzierung« ist, dass Leute nach Mög-
lichkeit zu Hause bleiben sollen, gleichzeitig aber mit 
wenigen Home Office-Ausnahmen aufgefordert sind, 
zur Arbeit zu gehen, um weiter Autos oder Waschma-
schinen zu bauen oder Waren im Einzelhandel feilzu-
bieten. Ziel ist natürlich, die Einbrüche der Unterneh-
mensprofite abzufedern.
Beschäftigte, die dies aus Sorge um ihre und die all-
gemeine Gesundheit nicht tun oder durch Kinderbe-
treuung gebunden sind, sehen sich bisher noch mit 
dem kompletten Folterinstrumentarium der Arbeits-
zeitregelung und letztlich auch des Arbeitsrechts kon-
frontiert. 
Zwangsurlaub, viele nachzuarbeitende Minusstun-
den auf dem Arbeitszeitkonto, Lohneinbußen, letzt-
endlich die Kündigungsmöglichkeit bei mehrfachem 
Nichterscheinen.
Rückmeldungen aus diversen Betrieben deuten an, 
dass die »Großzügigkeit« vieler Unternehmer darin 
besteht, mehr Minusstunden auf dem Arbeitszeitkon-
to zu erlauben. 
Das heißt, neben den enormen Lasten der akuten per-
sönlichen Krisenbewältigung müssen Beschäftige ir-
gendwann all die Stunden nacharbeiten.
Aus dieser Gemengelage ergibt sich die jetzt notwen-
dige zentrale politische Forderung der Gewerkschaf-

ten: Einstellung der Arbeit in den nicht “systemwich-
tigen” Bereichen bei vollem Lohnausgleich, ohne 
Rückgriff auf Urlaubstage und Überstundenkonten. 
Zur Refinanzierung hat die Bundesregierung gesagt, 
sie tut »whatever it takes«. Aufgabe von Gewerkschaf-
ten ist es nun, die Mittel aus den »unbegrenzten Maß-
nahmen« der Regierung zu den abhängig Beschäftig-
ten zu lenken.
Das gewerkschaftliche Kampfmittel zur Durchset-
zung ist denkbar einfach und effektiv: der massenhaf-
te »Wegbleib«-Streik, das kollektive Nichterscheinen 
zur Arbeit. Die Effektivität dieser Kampfform besteht 
darin, dass Selbstschutz (soziale Distanzierung), 
Kampfziel (Schließung und Ende der Produktion) 
und Kampfform (Streik durch Nichterscheinen) hier 
zusammenfallen. Jeder Tag Zeitverlust bei der Orga-
nisation dieser Kampfmaßnahmen wird zu mehr In-
fektionen und Toten führen. 
Diese unmittelbare Forderung wird beim Fortschrei-
ten der Pandemie von der Realität überholt werden, 
da durch den Zusammenbruch der Lieferketten und 
Nachfrage große Teile der Produktion von allein zum 
Stillstand kommen. 
Die Frage der Begrenzung der Folgen für die lohnab-
hängig Beschäftigten aber bleibt. Ein Kurzarbeitergeld 
von 60 Prozent des Lohns, wie es nun geplant ist, wäre 
eine erbärmliche Maßnahme, welche die Beschäftig-
ten zu den großen Krisenverlierern macht.

Einfach und 
effektiv: 

gemeinsam 
nicht zur Arbeit 

erscheinen
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Natürlich brauchen die Gewerkschaften für die Be-
schäftigten in der kritischen Infrastruktur, insbeson-
dere für das Gesundheitswesen und die Grundversor-
gung, eine andere Linie. Ein Aufruf zum Fernbleiben 
wäre hier absolut verantwortungslos gegenüber Mil-
lionen anderen Arbeiterinnen und Arbeitern, die vom 
Weiterfunktionieren dieser Infrastruktur abhängig 
sind.
Gleichzeitig kann aber der gewerkschaftliche Vor-
schlag nicht sein, die Beschäftigten in diesen Sektoren 
jetzt bis zum Umfallen zu überarbeiten und dann im 
Falle einer Stabilisierung so weiterzumachen wie zu-
vor. 
Zu Recht weist insbesondere die zuständige Gewerk-
schaft ver.di darauf hin, dass die seit Jahren stattfin-
dende Privatisierung, Unterfinanzierung und der Per-
sonalabbau das Gesundheitswesen, aber auch andere 
Bereiche, schon in Nichtkrisenzeiten an den Rand des 
Zusammenbruchs gebracht haben.
Die deshalb erhobenen Forderungen nach kurz- und 
langfristigen Investitionen in das Gesundheitssystem 
sind richtig, treffen aber den Kern des Problems nicht. 
Die Coronakrise zeigt: Die Politik der letzten zwanzig 
Jahre, nach der die öffentliche Daseinsvorsorge so-
wohl adäquat die Bedürfnisse der Bevölkerung erfül-
len, als auch möglichst hohe Profite generieren soll, ist 
gescheitert. Die Profitorientierung geht zulasten der 
Bedürfniserfüllung und auch der Krisenfestigkeit. Fi-

nanzspritzen in das bestehende System beheben des-
sen strukturelle Fehler nicht. Deshalb ist die richtige, 
jetzt unverzüglich umzusetzende Forderung für den 
Bereich der kritischen Infrastruktur die vollständige 
Verdrängung der privaten, profitorientierten Stake-
holder in der öffentlichen Daseinsvorsorge. 
Das Betreiben von Pflegeheimen, Krankenhäusern, 
Müllentsorgung, Wasseraufbereitung oder Energie-
versorgung setzt ein hohes Maß an sozialem und ge-
sellschaftlichem Verantwortungsbewusstsein voraus. 
Das besitzen die Beschäftigten in diesen Sektoren, die 
seit Jahren mehr Personal und bessere Ausstattung 
fordern, aber nicht die privaten Eigner oder Teilhaber.

Als Konsequenz sollte das unmittelbare gewerk-
schaftliche Kampfziel in diesen Bereichen zum einen 
die entschädigungslose Enteignung aller Privaten in 
der öffentlichen Daseinsvorsorge und die Überfüh-
rung ins öffentliche Eigentum sein, zum anderen die 
Übergabe der Kontrolle über die Betriebsabläufe an 
diejenigen, die sich am besten damit auskennen und 
wissen, was in der Krise notwendig ist: die Beschäftig-
ten selbst. 
Beschäftigten-Delegiertenstrukturen aus den ver-
schiedenen Betriebsteilen können alle notwendigen 
Informationen zusammenführen, Beschlüsse fäl-
len und so schrittweise in den nächsten Wochen die 
Funktionen der bisherigen Geschäftsleitungen über-
nehmen. So würde sichergestellt, dass das Leben ret-
tende Krisenmanagement wirklich bei Experten an-
statt bei Managern liegt.
Ein Ende der nicht essenziellen Produktion und 
Dienstleistungen ohne Einbußen bei den Beschäf-
tigten, Enteignung der Privaten und Kontrolle durch 
die Beschäftigten in der kritischen Infrastruktur – mit 
diesen beiden zentralen Kampfzielen würden sich die 
Gewerkschaften im Interesse der Beschäftigten als ei-
genständiger Akteur gegenüber Unternehmern und 
Regierung aufstellen.
Hier stellt sich die Frage der Macht, insbesondere der 
betrieblichen Macht. Das Bild ist zweigeteilt. In den 
Bereichen, in denen die Produktion jetzt wegbricht, 
schwindet die Durchsetzungsmacht rapide – eine ge-
schlossene Fabrik kann man nicht für das obige Pro-
gramm bestreiken. Gleichzeitig konzentriert sich jetzt 
Macht sehr stark in den Bereichen der kritischen Inf-
rastruktur. Hier werden die Beschäftigten aber nicht 
in den Arbeitskampf gehen, um die Millionen, die 
jetzt in der Krise von ihnen abhängig sind, nicht hän-
gen zu lassen.
Als Druckmittel bleibt eine politische Kampagne für 
Arbeitsplatz- und Einkommensgarantie, Mitentschei-
dung in der kritischen Infrastruktur. Dazu müssen 
sich die Gewerkschaften aber schon jetzt als Gegenpol 
zur Krisenbewältigungsstrategie von Bundesregie-
rung und Unternehmern aufstellen. Ansonsten droht 
eine Wiederholung der Erfahrung von 2008/09, näm-
lich die Abwälzung der Krise unter dem Deckmantel 
der Gemeinsamkeit. ■
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Unter der schwarz-
weiß-roten Fahne 
des  Deutschen 
Kaiserreichs und 
mit Hakenkreuz 
auf dem Stahlhelm 
verteilen Angehörige 
der Marinebrigade 
Ehrhardt am 13. März 
1920 Flugblätter in 
Berlin. Ihr Einmarsch 
in die Hauptstadt 
markiert den Beginn 
des Putsches

V
or hundert Jahren in Mitteldeutsch-
land: In Magdeburg laufen Soldat-
en zu den Arbeiterinnen und Arbeit-
ern über und rüsten sie mit Gewehren, 
Handgranaten und Minenwerfern aus. 

In Halle verzeichnen Arbeitermilizen starke Gebiets-
gewinne und drängen die Reichswehr und die Trup-
pen der »Sicherheitspolizei« immer weiter zurück. In 
Cottbus entsteht eine 3000 Mitglieder starke Rote Gar-
de. In Thüringen kommt es zu schweren Kämpfen: 
Gera wird von Arbeitermilizen befreit. Eine Rote Ar-
mee wird gegründet, die zwei Reichswehrbattallione 
werden eingekesselt und zur Kapitulation gezwun-
gen. Auch in Weimar bildet sich eine Volkswehr. Suhl 
und Gotha werden von Arbeiterwehren befreit. 

Auslöser der Ereignisse war ein Putsch von rechts: 
Reaktionäre Militärs, Bürokraten und Industrielle ver-
suchten, die Errungenschaften der Novemberrevo-
lution von 1918/19 rückgängig zu machen. Teile der 
alten Eliten um Generalleutnant Walther von Lütt-

witz sowie Generallandschaftsdirektor und Deutsche 
Bank-Vorstand Wolfgang Kapp versuchten, die Wei-
marer Koalition aus SPD, der liberalen Deutschen 
Demokratischen Partei (DDP) und dem katholischen 
Zentrum zu stürzen. 
Doch wie konnte die Reaktion so kurz nach der Rev-
olution schon wieder so stark werden? Und wie kon-
nte die Arbeiterklasse der Angriff abwehren, während 
die »Machtübernahme« der Nazis 13 Jahre später fast 
ohne Widerstand vonstatten ging?
Die offizielle Geschichtsschreibung in Deutschland 
hat, so sehr sie auch den Putsch verurteilt, mehrere 
fundamentale Schwächen: Die wichtigste ist eine Fe-
hleinschätzung der Position der bürgerlichen Partei-
en, der Auswirkungen des Putsches und der Gründe 
für sein Scheitern.
Viele der Putschisten vom März 1920 hatten sich bere-
its während der Revolution von 1918/19 einen Namen 
gemacht. Die SPD war aus Angst vor »russischen 
Zuständen« einen Bund mit der alten Armee und 
der Staatsbürokratie eingegangen und hatte sich an 

VOn Arthur Radoschewski

Vor einhundert Jahren versuchten Konterrevolutionäre alles hinwegzufegen, 
was von der Novemberrevolution im Jahr 1918 noch übrig war. Sie wurden 
von der Arbeiterklasse empfindlich geschlagen

Kapp-Putsch: 
»Wer weiter geht, 
wird erschossen.«
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der blutigen Niederschlagungen der Rätebewegung 
beteiligt. Doch die Verbündeten der SPD bei der Kon-
terrevolution wollten hier nicht stehen bleiben. Bere-
its Mitte des Jahres 1919 begannen sie damit, einen 
Putsch gegen die junge Republik zu planen. Sie sam-
melten sich in der Nationalen Vereinigung, bei der es 
sich um eine Koordinationsorganisation zwischen der 
Deutschnationalen Volkspartei (DNVP), einer mon-
archistischen und völkisch-nationalistischen Partei 
mit mehreren Hunderttausend Mitgliedern, und dem 
Nationalen Club, einer Vereinigung antikommu-
nistischer und antidemokratischer Kapitalisten und 
Landbesitzer, sowie den Freikorps handelte. Letztere 
bildeten gemeinsam mit der Sicherheitspolizei, einer 
kasernierten paramilitärischen Truppe zur Aufstands-
bekämpfung, die Machtbasis der Nationalen Vereini-
gung. 
Den Bestimmungen des Versailler Vertrags zufolge 
mussten die militärischen Verbände der Weimar-
er Republik schrittweise abge-
rüstet werden. Doch da deut-
sche Truppen nach wie vor im 
Baltikum aufseiten der Kon-
terrevolution gegen die sow-
jetrussischen Truppen kämp-
ften – noch immer unter der 
schwarz-weiß-roten Flagge des 
Kaiserreichs –, wurden die Freikorps von den Sieg-
ermächten der Entente zunächst weiter gebilligt. Als 
jedoch Anfang des Jahres 1920 der Bürgerkrieg im 
Baltikum endete, mussten die deutschen Söldner zu-
rückkehren. Die Entente, die die Freikorps nicht mehr 
brauchte, forderte deren Auflösung. Reichswehrmin-
ister Gustav Noske protestierte, musste schließlich 
aber nachgeben. 

Dies stellte die reaktionären Kräfte der Nationalen 
Vereinigung vor ein Dilemma: Entweder sie würden 
mit ihrem paramilitärischen Arm um den Preis 
des Machtverlusts in den Untergrund gehen müs-
sen, wie es später mit der Organisation Consul oder 
der Schwarzen Reichswehr auch geschah, oder sie 
würden möglicherweise verfrüht losschlagen und 
eine Niederlage riskieren. 
Sie entschieden sich für Letzteres. Am 13. März rückte 
die Marinebrigade Ehrhardt, ein Freikorps unter dem 
Befehl von Marineoffizier Hermann Ehrhardt, gegen 
Berlin vor. Noske forderte den Chef des Truppenam-
tes, Hans von Seeckt, auf, die Putschisten zu stop-
pen. Seeckt weigerte sich jedoch mit der Begründung: 
»Reichswehr schießt nicht auf Reichswehr.« Der Re-
gierung blieb daraufhin nichts anderes übrig, als zu 
fliehen. 
Die Geister, die die SPD zur Zerschlagung der Revo-
lution gerufen hatte, wurde sie nun nicht mehr los. 
Die Marinebrigade rückte ungehindert in Berlin ein. 
Putschende Soldaten postierten sich mit Transpar-
enten vor dem abgeriegelten Regierungsviertel: »Halt! 
Wer weiter geht, wird erschossen.« 

Wolfgang Kapp wurde zum Reichskanzler erklärt. Zu-
erst floh die Regierung nach Dresden. Doch der Kom-
mandant der dortigen Reichswehrgarnison weigerte 
sich, der Regierung Schutz zu garantieren, worauf-
hin sie nach Stuttgart weiterzog. Während sich einige 
Generäle und Beamte offen hinter die Regierung oder 
den Putsch stellten, gingen die meisten den Weg von 
Seeckt und blieben »neutral«. 
Um ihre eigene Haut zu retten, beschlossen eini-
ge sozialdemokratische Funktionäre, darunter der 
Gewerkschaftsführer Carl Legien, einen Gener-
alstreik auszurufen. Der Aufruf war unterschrieben 
von sämtlichen sozialdemokratischen Reichsminis-
tern, einige leugneten jedoch, ihre Unterschrift selbst 
darunter gesetzt zu haben, so auch Noske. 
Die Ausrufung des Generalstreiks durch die SPD 
und die Unabhängige Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands (USPD) noch am Tag des Putsch-
es hatte schon am Mittag sichtbare Folgen: In Ber-

lin fuhren die Züge nicht und 
es gab weder Strom noch Gas. 
Kapp versuchte, die Streikend-
en mit der Androhung der Er-
schießung einzuschüchtern 
und so unter Kontrolle zu brin-
gen, doch seine Drohungen 
blieben wirkungslos. Am 14. 

März weitete sich der Streik auf ganz Deutschland aus. 
Von den Hamburger Werften bis zu den Münchener 
Lokomotivwerken, von den Stahlwerken an der Ruhr 
bis zu den Industriedörfern in Thüringen. Selbst im 
ländlichen Ostpreußen und Pommern streikten die 
Landarbeiter. Aber nicht nur Land- und Industriear-
beiter, auch die traditionell konservativen Beamten 
und Angestellten zogen zu großen Teilen mit. 
Nachdem die Führung der erst ein Jahr zuvor ge-
gründeten Kommunistischen Partei Deutschlands 
(KPD) am ersten Tag des Generalstreiks noch erklärt 
hatte, dass kein Arbeiter für die Republik einen Fin-
ger rühren solle, wurde sie schnell von der Dynamik 
der Ereignisse überrollt. Schon am nächsten Tag revi-
dierte sie aufgrund des Drucks der eigenen Parteiba-
sis, die sich von Anfang an an dem Streik beteiligte, 
ihre Position und schloss sich auch offiziell dem Gen-
eralstreik an. 

Kapp und die Putschisten verhängten die Todesstrafe 
für Streikende. Doch dadurch sahen sie sich bald ein-
er noch größeren Gefahr gegenüber: einer bewaff-
neten Arbeitermacht. 
In Thüringen, im Ruhrgebiet und sogar an der Ost-
seeküste übernahm die organisierte Arbeiterbewe-
gung die Macht. Der Machtbereich von Lüttwitz’ und 
Erhardts Truppen endete schon an der Berliner Stadt-
grenze. Bereits die Außenbezirke wurden von be-
waffneten Forst-, Land- und Industriearbeitern kon-
trolliert. Selbst in den quasifeudalen ostelbischen 
Gebieten Mecklenburg, Pommern und Schlesien kam 
es zu Landarbeiteraufständen und zum ersten Mal 
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auch zu gemeinsamen Aktionen von Land- und In-
dustriearbeitern. Vor allem an der Ostseeküste zeigte 
sich das Potenzial dieser Mischung: Rostock und Stet-
tin hatten Arbeiterwehren mit über 8000 Mitgliedern, 
während in Wismar bereits die Räterepublik aus-
gerufen wurde. Auch in Sachsen, Thüringen und Mit-
teldeutschland sollte es zu erbittertem Widerstand 
kommen. Vor allem in großen Städten wie Dresden, 
Leipzig und nicht zuletzt Chemnitz, wo es einen von 
der KPD geführten Rätekongress gab, organisierten 
und bewaffneten sich die Arbeiterinnen und Arbeiter. 
Überall dort, wo es den Arbeitermilizen nicht gelang, 
die Putschisten zu schlagen, terrorisierten diese die 
Bevölkerung und mordeten.

Die größten Kämpfe gab es jedoch im Ruhrgebiet: 
Nachdem sich die Nachricht von dem Putsch wie ein 
Lauffeuer verbreitet hatte, kam die angestaute Wut 
der Arbeiterinnen und Arbeiter an der Ruhr über geb-
rochene Sozialisierungsversprechen, »Befriedung« 
und eine faktische Militärdiktatur zum Ausbruch: 
Überall bewaffneten sich Arbeiter unter der Führung 
von USPD, KPD, SPD und Syndikalisten. General Os-
kar von Watter, Oberkommandant des Ruhrgebi-
ets, schickte Truppen, um die Arbeiterbewegung zu 
zerschlagen, allen voran das Freikorps Lichtschlag, 
welches wegen seiner Brutalität von der Bevölkerung 
»Freikorps Totschlag« getauft wurde. Das Freikorps 
stieß jedoch auf erheblichen Widerstand: Die erste 
Abteilung brauchte über zwölf Stunden, allein um aus 
Münster abfahren zu können, da die Bahnarbeiter sich 
dem Generalstreik angeschlossen hatten. In Annen 

verlor die Abteilung ihre Pionierkompanie, welche 
von der örtlichen Arbeiterwehr entwaffnet wurde. Als 
die Abteilung schließlich in Witten eintraf, stürmten 
1500 Arbeiter den Bahnhof und zwangen sie zur Auf-
gabe. Die zweite Abteilung hatte nicht nur Probleme 
mit den Eisenbahnern, sondern auch mit den eigenen 
Soldaten, die nicht für Kapp kämpfen wollten. Nach 
einer weiteren Zeitverzögerung in Ahlen wurden die 
350 Soldaten in Herdecke von etwa 6000 Arbeitern 
umzingelt und besiegt. Die dritte Abteilung wurde 
von 12.000 Arbeitern in Dortmund geschlagen. Gle-
ichzeitig konnten die Arbeitermilizen in Kamen die 
Paderborner Husaren und in Elberfeld das Freikorps 
Hacketau besiegen. 
Aus diesen Kämpfen entstand die Rote Ruhrarmee. 
Bald schon war eine feste Front der bewaffneten Ar-
beiterschaft von Münster bis Essen aufgebaut. In die 
Rote Ruhrarmee konnte eintreten, wer  ein Jahr lang 
Mitglied in einer Arbeiterpartei oder Gewerkschaft 
war und sechs Monate Kampferfahrung an der Front 
vorweisen konnte. Die Armee wuchs auf etwa 90.000 
Mann an und konnte das von 1000 Soldaten der Sich-
erheitspolizei und einer rechten Einwohnerwehr be-
setzte Essen erstürmen. Nun lag nur noch die Garni-
son Wesel zwischen ihnen und Watters Hauptquartier 
in Münster. 
Die Unfähigkeit der Kapp-Regierung, für »Ordnung« 
zu sorgen und den Arbeiteraufstand niederzuschla-
gen, sorgte derweil zunehmend für Unruhe bei den 
Unterstützern des Putsches. Immer mehr drängten sie 
auf Verhandlungen mit der alten Regierung in Stutt-
gart – vor allem, als Gerüchte über einen bevorstehen-
den kommunistischen Aufstand in Berlin umgingen. 
Am 17. März übergab Kapp seinem Mitstreiter Lütt-
witz die Regierungsgewalt und floh mit dem Flugze-
ug nach Schweden. Bereits am Tag darauf war der 
Putschversuch endgültig gescheitert, die Putschisten 
flohen. 
Nun war es an der Zeit, die rechten Umtriebe in Ar-
mee und Staat zu beenden. Freikorps, Junker, Sicher-
heitspolizei, kaiserliche Bürokratie und rechte Partei-
en, sie alle hatten entweder Verbindungen zu den 
Putschisten oder gehörten zu ihnen. 
Die SPD-DDP-Zentrums-Koalition war jedoch 
nicht daran interessiert, gegen sie vorzugehen. An-
statt die Putschisten aus dem Staatsdienst zu entlas-
sen, wurden sie lediglich beurlaubtn. Der einzige vor 
Gericht gestellte Putschist, der Innenminister der 
Kapp-Regierung, Traugott von Jagow, wurde wegen  
»selbstloser Vaterlandsliebe« zu nur fünf Jahren Fes-
tungshaft verurteilt, wovon er nur drei absaß. Die meis-
ten von ihnen setzten sich wie auch Lüttwitz, Walde-
mar Pabst oder Erich Ludendorff nach Bayern ab. In 
Bayern bestand nach dem Ende des Generalstreiks 
eine besondere Situation: Hier hatten Führer der 
Einwohnerwehr, der Landespolizei und des Militärs 
die unklare Situation in Berlin während des Gener-
alstreiks genutzt, um die sozialdemokratisch geführte 
Landesregierung ebenfalls zu stürzen. Die München-
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er Verschwörer hatten sich vom Berliner Putsch zu-
vor aber distanziert und der bayerische Ministerpräs-
ident Hoffmann (MSPD) hatte unter den bewaffneten 
Drohungen der Putschisten offiziell seinen Rück-
tritt erklärt. Die bürgerliche Mehrheit im bayerischen 
Landtag legitimierte den Münchener Umsturz im Na-
chhinein und auch die Reichsregierung zweifelte die 
Legitimität der neuen bayerischen Landesregierung 
zunächst nicht öffentlich an. So wurde Bayern ab dem 
Frühjahr 1920 zur bürgerlichen »Ordnungszelle« des 
Reiches. Dort waren die offiziell wegen Hochverrats 
gesuchten Putschisten sicher und trafen sich sogar mit 
dem Polizeipräsidenten Ernst Pöhner und dem Leiter 
der politischen Polizei, Wilhelm Frick, der später In-
nenminister in der NS-Diktatur werden sollte. Auch 
viele Freikorps und Einwohnerwehren konnten weit-
er fortbestehen – und in München mit der offiziel-
len Unterstützung der Landes-
regierung in den folgenden 
Jahren sogar zahlreiche öffen-
tliche Paraden durchführen. 
Der »neutrale« General Hans 
von Seeckt wurde zum Chef 
der Heeresleitung ernannt. 

Auch die Hoffnungen, dass mit dem Rückzug der 
Putschisten das Morden vorbei sei, erfüllte sich nicht. 
Obwohl in den meisten Gebieten die Waffen nied-
ergelegt wurden, kehrten die Freikorps bald zurück. 
Am härtesten traf die Reaktion das Ruhrgebiet. Hier 
war die bewaffnete Arbeiterbewegung zwar am stärk-
sten, doch die Ruhrarmee hatte eine Reihe von Prob-
lemen: Zum einen war sie von den zentralen Land-
wirtschaftsregionen Deutschlands abgeschnitten und 
Lebensmittel mussten rationiert werden. 
Das weit größere Problem bestand jedoch in der Or-
ganisation des Widerstands: Sowohl in Hagen als 
auch in Mülheim hatten sich Zentralen der Roten 
Ruhrarmee gebildet. Die Hagener Zentrale war wurde 
von der USPD geleitet, hinzu kamen Kräfte von SPD 
und KPD wie auch von der linksliberalen DDP. Mül-
heim auf der anderen Seite war sehr viel radikaler und 
rief die »Diktatur des Proletariats« aus. Zwischen den 
beiden Zentren gab es kaum Verbindungen, und viele 
der Kompanien der Roten Armee unterstanden kei-
nem der beiden. Diese Zersplitterung sollte der Arbe-
iterbewegung bald zum Verhängnis werden.
Die gemäßigteren Hagener hatten sich nach der Nied-
erschlagung des Putsches auf ein Friedensabkommen 
mit der Regierung eingelassen. Das Abkommen be-
inhaltete die Freilassung und volle Amnestie aller an 
den Kämpfen beteiligten Arbeiterinnen und Arbeiter 
sowie die Bestrafung der Putschisten, die Auflösung 
ihrer Truppen und die Entfernung ihrer Unterstützer 
aus dem Staatsapparat. Im Gegenzug verpflichtete 
sich die Rote Ruhrarmee zur Entwaffnung sowie zur 
Auflösung aller Aktions- und Vollzugsräte. Während 
die Hagener Zentrale das Abkommen als Sieg darstell-
te, stellten sich die radikaleren Mülheimer dage-

gen. Ihrer Meinung nach waren sie kurz davor, Wesel 
einzunehmen und Watters Hauptquartier den ver-
nichtenden Schlag zu versetzen. 
Wie Chris Harman in seinem Buch »Die verlorene 
Revolution« darstellt, waren beide Ansätze falsch: 
Der komplette Rückzug war, vor allem nach den Er-
fahrungen mit der Vertrauenswürdigkeit der so-
zialdemokratischen Führer in den Jahren zuvor, ein 
schwerer Fehler. 
Einen Offensivkampf zu führen, wie es die Mülheimer 
forderten, während die anderen Gebiete Deutsch-
lands bereits »befriedet« waren und die Regierung 
ihre volle Aufmerksamkeit und Truppenstärke auf das 
Ruhrgebiet konzentrieren konnte, war jedoch auch 
keine erfolgversprechende Taktik. Die wohl beste Tak-
tik hätte angesichts der schweren Lage in einer weh-
rhaften Defensivstellung bestanden. Das hätte es ein-

erseits den Freikorps schwer 
gemacht, in das Ruhrgebi-
et einzumarschieren, und an-
dererseits der Regierung, der 
Roten Ruhrarmee die Schuld 
für die Fortsetzung der Kämpfe 
in die Schuhe zu schieben. 
Aber selbst eine der beiden 

problematischen Positionen wäre besser gewesen, 
solange die gesamte Rote Ruhrarmee sie unterstützt 
hätte. Durch die Spaltung konnte die Regierung den 
Hagenern mit Verweis auf die Aktionen der Mül-
heimer vorwerfen, das Abkommen gebrochen zu ha-
ben, während die Freikorps die Mülheimer besiegen 
konnten, da diese die Hälfte ihrer Armee verloren hat-
ten. 
Der darauffolgende Terror war schrecklich: Nicht 
selten wurden Gefangene sowie als »probolschew-
istisch« angesehene Arbeiterinnen und Arbeiter ein-
fach erschossen. Vom 30. März bis zum 2. April fiel-
en mindesten 600 Menschen den Freikorps zum 
Opfer. Viele Rotarmisten flohen in die von den En-
tente-Mächten besetzte Zone. 

Die Kämpfe gegen den Kapp-Putsch gehören  zu den 
größten Siegen in der Geschichte der deutschen Ar-
beiterbewegung, aber auch zu ihren größten Nied-
erlagen. Zwar wurde die Kapp-Regierung innerhalb 
von fünf Tagen gestürzt und in vielen Gebieten die 
reaktionären Truppen geschlagen, doch nach dem 
Sieg gelang es nicht, den Kampf auszuweiten und die 
Macht der organisierten Arbeiterbewegung zu festi-
gen. Die Chance, den revolutionären Faden vom No-
vember 1918 wieder aufzunehmen, wurde vertan. 
Stattdessen gelang es den bürgerlichen Kräften, die 
Kontrolle über die junge Republik wiederzuerlangen. 
Zugleich konnten sich die Putschisten reorganisieren. 
Die reaktionäre Staatsbürokratie und die Ar-
meeführung blieben im Amt. 
Bayern wurde zum sicheren Hafen für Rechtsextreme 
und für einige Jahre zur wichtigsten Organisationsba-
sis der Ultrarechten. ■ 
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Groteske über 
»oben« & »unten«

VOn oliVeR kRieg

Der preisgekrönte Film »Parasite« des koreanischen Regisseurs Bong Joon Ho ist ein 
Fenster zur Lebensrealität der gesellschaftlich Abgehängten

W
enn du dich 
einmal über-
wunden hast 
und dich auf 
U n t e r t i t e l 
einlässt, wirst 
du jede Men-

ge großartiger Filme kennenlernen«, so 
Regisseur Bong Joon Ho, und damit hat er 
Recht. Sein mittlerweile siebter Film »Pa-
rasite« macht es Filmliebhabern, die bis-
lang Berührungsängste mit koreanischen 
Filmen hatten, sehr 
leicht, sich auch für 
diese zu begeistern. 
Kaum ein anderer 
Film hat 2019 der-
maßen viele Preise 
abgeräumt und das 
verdienterweise. 

»Parasite« beleuchtet sehr eindrücklich 
das Leben der Familie Kim, welche mit al-
len erdenklichen Mitteln versucht, sich 
über Wasser zu halten. Die Kims befinden 
sich in der Hackordnung Südkoreas ganz 
unten. 
Der modrige Geruch einer Kellerwohnung 
im Armenviertel von Seoul haftet an ihnen 
und brandmarkt sie als arm. Das Keller-
fenster bietet beim abendlichen Besäufnis 
am Essenstisch einen Ausblick auf die uri-
nierenden Trunkenbolde des Arbeitervier-
tels. 

Mit dem sozialen Aufstieg rechnet vorerst 
niemand in der Familie, bis der Sohn Ki-
Woo zufällig die Gelegenheit bekommt, 
der Tochter der wohlhabenden Familie 
Park Nachhilfeunterricht zu geben. Einmal 
über die Türschwelle der Villa findet Ki-
Woo leicht Möglichkeiten, auch den Rest 
seiner Familie durch eine sehr kreative Be-
trugsmasche in den Haushalt der naiven 
Familie Park einzuschleusen. 
Als die Kims sich schon fast an den »so-
zialen Aufstieg« und den schönen Aus-

blick aus dem rie-
sigen Fenster der 
Villa gewöhnt ha-
ben, taucht plötz-
lich die von ihnen 
verdrängte ehema-
lige Haushälterin 
wieder auf und lüf-

tet in ihrer Not ein großes Geheimnis. Nie-
mand rechnet damit, was dann passiert.

Es ist ziemlich offensichtlich, dass es sich 
bei dem Film um eine Kritik an der sozi-
alen Ungleichheit in Südkorea handelt – 
einem der reichsten Länder Asiens. Aber 
es steckt viel mehr in diesem Streifen. Er 
zeigt auch deutlich, wie die Abgehängten 
sich selbst die Logik des Kapitalismus an-
geeignet haben und dieser folgen. So glau-
ben die Kims, sie seien selbst schuld an 
ihrer prekären Situation, weil sie amora-
lisch handeln. Auf die Idee, dass der wahre 

Mit Aufstieg
 rechnet niemand 

KULTUR | FiLM »PARASiTe«
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Grund ein System ist, dessen tragende Säu-
len Prekarität und Ausbeutung sind, kom-
men sie nicht. 
Die Abgehängten zeigen lieber Respekt ge-
genüber der reichen Familie Park, anstatt 
sich gegenseitig miteinander zu solidari-
sieren und in ihrer Situation zu unterstüt-
zen. 
Nach oben buckeln und nach unten tre-
ten, ist hier das Bild, welches von den de-
moralisierten Abgehängten gezeigt wird. 
Obwohl der Film viele Facetten der süd-
koreanischen Kultur beleuchtet, waren 
die Reaktionen der Zuschauer weltweit die 
gleichen. Der Regisseur kennt den Grund: 
»Wir leben alle in einem Land namens Ka-
pitalismus«. 

Eine Unterschicht zu portraitieren, die 
sich gegen Ausbeutung zur Wehr setzt, ist 
in den Filmen Joon Hos keine Neuheit. 
Klassengegensätze anzuprangern und als 
Gedankenspiel weiterzuentwickeln sind 
wichtiger Bestandteil fast aller seiner Fil-
me. Kein Wunder, dass er in der sozialisti-
schen »Minju-nodong-Partei« in Südkorea 
aktiv war.
Mit »Parasite« zeigt Bong Joon Ho in klarer 
und doch vielschichtiger Bildsprache eine 
Groteske über das entsetzliche Ausmaß 
sozialer Ungleichheit in der Welt – und das 
auf eine Weise, die unter die Haut geht, 
ohne dabei moralisch belehrend daher-
zukommen. Hier kann wirklich niemand 
mehr wegsehen. ■

KULTUR | FiLM »PARASiTe«

Von der Kritik gefeiert: Die Schauspielerin Cho Yeo-jeong in »Parasite« 
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Kultur | Margarete Schütte-Lihotzky

Von Marcel Bois

Vor zwanzig Jahren starb die österreichische Architektin 
Margarete Schütte-Lihotzky. Bekannt geworden ist sie durch 
die Entwicklung der »Frankfurter Küche«. Doch es gibt noch 

eine zweite Konstante in ihrem fast 103 Jahre währenden 
Leben: den politischen Aktivismus

Küche, 
Karriere und 
Kommunismus
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B
is zuletzt wird sie auf jene 1,9 x 3,4 Meter 
reduziert: Blaue Fronten, kurze Wege, 
erschwinglicher Preis. Die »Frankfurter 
Küche« ist zweifellos Margarete Schüt-
te-Lihotzkys bahnbrechendstes Werk. 

Die erste Einbauküche der Welt, konzipiert für die be-
engten Verhältnisse der neuen Arbeiterwohnungen 
der 1920er Jahre, die Arbeitswege mit der Stoppuhr 
abgemessen. Sie verhilft der österreichischen Archi-
tektin zu Weltruhm, ein Exemplar befindet sich heute 
im New Yorker Museum of Modern Art. Und trotzdem 
will Schütte-Lihotzky nicht als Inneneinrichterin ver-
standen werden. »Ich bin keine Küche«, soll sie ein-
mal gesagt haben, nachdem sie auch im hohen Alter 
immer nur über ihre Frankfurter Zeit erzählen soll. 
Tatsächlich hat ihr langes Leben deutlich mehr zu 
bieten.

Aber der Reihe nach: Geboren am 23. Januar 1897 
wächst Margarete Lihotz-
ky zunächst in einer bürgerli-
chen Familie in Wien auf, der 
Hauptstadt der österreich-un-
garischen Doppelmonarchie. 
Diese Herkunft ermöglicht es 
der jungen Grete, während des 
Ersten Weltkrieges an der kai-
serlich und königlichen Kunst-
gewerbeschule zu studieren. 
Die heutige Universität für an-
gewandte Kunst gehört damals zu den wenigen Hoch-
schulen, die auch Frauen zulassen.
Ihr Lehrer ist der Architekt Oskar Strnad. Als Lihotz-
ky an einem Wettbewerb für Arbeiterwohnungen teil-
nehmen will, empfiehlt er der Studentin, zuerst in die 
Arbeiterviertel zu gehen, um sich dort ein Bild von den 
Lebensbedingungen zu machen. Wien ist zu dieser 
Zeit eine tief gespaltene Stadt. Im Zentrum residieren 
die Repräsentanten der Habsburgermonarchie und 
das wohlhabende Bürgertum in prachtvollen Bauten, 
während in den Außenbezirken das zugewanderte In-
dustrieproletariat in engen und dunklen Mietskaser-
nen haust.
Diese Erfahrung ist prägend für Schütte-Lihotzky. 
»Ich kannte noch nicht den großartigen Ausspruch 
Heinrich Zilles: ›Man kann einen Menschen mit ei-
ner Wohnung ebenso töten wie mit einer Axt‹, aber 
ich empfand so«, schreibt sie später in ihren Lebense-
rinnerungen. »Ich entdeckte immer deutlicher: Ne-
ben meiner Schicht von Bürgerlich-Intellektuellen 
und neben den Menschen, die sich jenseits der Klas-
sen als eine Elite betrachteten, lebte in Wien eine rie-
sige Volksschicht von Hunderttausenden Menschen 
ihr angespanntes, mir bis dahin unbekanntes Leben. 
Über die Ursachen ihres Elends war ich mir damals 
nicht im Klaren, doch wollte ich einen Beruf ergrei-
fen, durch den ich zur Linderung dieser Not beitragen 
konnte. Mein Entschluss, Architekt zu werden, stand 
endgültig fest.«

Im Jahr 1919 beendet die junge Frau ihr Studium. Und 
schon ihre ersten beruflichen Arbeiten widmet sie den 
ärmeren Bevölkerungsschichten. Der Krieg ist gerade 
beendet, das österreichisch-ungarische Kaiserreich 
durch Proteste der Arbeiterschaft und durch Revolten 
der nationalen Minderheiten zusammengebrochen. 
In der Hauptstadt herrscht Hunger und vor allem ex-
treme Wohnungsnot. Deshalb besetzen Arbeiterin-
nen und Arbeiter massenhaft Land an den Hängen 
des Wienerwaldes und errichten darauf einfache Be-
hausungen. »Aus der Not geboren entstand auf diese 
Weise ein wildes Siedeln ohne jede Baubewilligung«, 
erinnert sich Schütte-Lihotzky später. Die junge Ar-
chitektin nimmt eine Tätigkeit im Siedlungsamt der 
Stadt auf und unterstützt auf diese Weise die Bewe-
gung. Sie entwickelt Prototypen für einfach zu erricht-
ende Häuser, entwirft erste Küchen und berät Siedler 
bei ihren Anliegen.
Das ist neu: Die Architekten der Habsburgermonar-

chie hatten zumeist den Eliten 
gedient und großbürgerliche 
Häuser mit Stuck und pracht-
vollen Fassaden entwickelt. 
Lihotzky vertritt nun eine »so-
ziale Architektur«. Sie soll hel-
fen, die Lebensbedingungen 
der Arbeiterklasse zu verbes-
sern. Der einzelne Arbeiter hat 
»wohl mehr von seinem Spül-
stein als von dem Engel auf 

dem Dach«, fasst sie in einem ihrer ersten Artikel die 
Grundidee dieser funktional ausgerichteten Bauwei-
se zusammen.
Mit derlei Ansichten steht sie keineswegs alleine da. 
Zahlreiche Architektinnen und Architekten, aber auch 
Künstlerinnen und Künstler orientieren sich im Zuge 
der Proteste und Revolutionen am Ende des Krieges 
an den Bedürfnissen der einfachen Bevölkerung. In 
Moskau gestalten die Vertreter der Russischen Avant-
garde politische Plakate und Schaufenster, bemalen 
Agitationszüge und entwerfen Arbeiterclubs. Unter-
dessen entsteht in Berlin während der Revolutionsta-
ge von 1918 ein Arbeitsrat für Kunst. Seine Mitglieder 
entwerfen monumentale Volkshäuser, veranstalten 
Ausstellungen für Laienarchitekten und entwickeln 
viele von jenen Ideen, die bald darauf das Bauhaus 
verwirklichen wird.

Lihotzky wird vor allem durch die Entwicklungen in 
ihrer Heimatstadt Wien geprägt. In der Hauptstadt 
der jungen österreichischen Republik führen die re-
gierenden Sozialisten ein radikales Reformprogramm 
durch. Sie richten Horte und Kindergärten ein und 
sorgen für kostenlose Krankenversorgung. Zudem 
glänzt das »Rote Wien« der 1920er Jahre durch ein um-
fangreiches Wohnbauprojekt. Denn schon bald geht 
die Stadtverwaltung dazu über, statt Siedlungshütten 
große Wohnblocks zu bauen. Auf diese Weise entste-
hen hier bis Anfang der 1930er Jahre 64.000 Wohnein-
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heiten, in denen etwa 200.000 Menschen eine neue 
Heimat finden. Einen der insgesamt 400 Blöcke plant 
auch Lihotzky mit. Finanziert wird der »kommunale 
Sozialismus« durch Umverteilungsmaßnahmen wie 
eine Abgabe auf Hausangestellte oder Wohnbau- und 
Luxussteuern.
Zur selben Zeit beginnen auch Städte in Deutsch-
land damit, soziale Wohnbauprojekte zu entwickeln. 
Ein bekanntes Beispiel hierfür ist die seit 1925 er-
richtete Hufeisensiedlung in Berlin, ein anderes das 
Neue Frankfurt. Hier setzen der neue Stadtbaudi-
rektor Ernst May und seine Mitarbeiter ab Mitte des 
Jahrzehnts ästhetische Maßstäbe. Sie bauen nicht nur 
Tausende Wohnungen, sondern entwerfen auch ein 
neues Stadtwappen, Leuchtreklamen und Straßen-
bahnhaltestellen. Die geome-
trische und serifenlose Schrif-
tart Futura entsteht ebenfalls in 
dem Klima des Neuen Frank-
furt.
May kennt Lihotzky seit einem 
Besuch in Wien und gewinnt 
die Architektin zur Mitarbeit. 
Im Frühjahr 1926 kommt die 
29-Jährige nach Frankfurt und 
beginnt mit ihrer Tätigkeit im Hochbauamt, wo sie 
sich mit Wohnungsbau und der Rationalisierung der 
Hauswirtschaft beschäftigt. Sie hält zahlreiche Vorträ-
ge, entwirft Wohnbauten und entwickelt ihre berühm-
te Küche, von der mehr als zehntausend Exemplare in 
die neuen Wohnungen eingebaut werden.
Lihotzky will den Frauen die unbezahlte Hausar-
beit erleichtern: »Ich war überzeugt, dass das Stre-
ben nach ökonomischer Unabhängigkeit und Selbst-
verwirklichung der Frau Allgemeingut werden wird, 
dass deshalb die Rationalisierung aller Hauswirtschaft 
zur zwingenden Notwendigkeit wird.« Die Architekt-
in ist stark vom Taylorismus beeinflusst: Die Frankf-
urter Küche soll so praktisch wie ein industrieller Ar-
beitsplatz gestaltet sein. Bei der Gestaltung lässt sich 
Lihotzky von den Mitropa-Küchen der Bahn inspirie-
ren. Alle wichtigen Dinge sind mit einem Handgriff 
erreichbar, eine Vielzahl von Gerätschaften soll die 
Arbeitsgänge verkürzen. Die Fronten sind blau-grün 
lackiert, weil Wissenschaftler herausgefunden haben 
wollen, dass diese Farbgestaltung Fliegen abhält. Um 
die Kosten zu senken, wird die Frankfurter Küche als 
Modulsystem konzipiert, sodass sie in großen Men-
gen hergestellt werden kann. Da sie fest in die Woh-
nung eingebaut  wird, lässt sich das Holz für die Rück-
wände sparen.
Die Frankfurter Küche macht Margarete Lihotzky 
schnell berühmt, die internationale Presse berichtet 
ausführlich. »Es kam den damaligen bürgerlichen und 
kleinbürgerlichen Vorstellungen entgegen, dass eine 
Frau im Wesentlichen am häuslichen Herd arbeitet. 
Deshalb wisse auch eine Frau als Architekt am besten, 
was für das Kochen wichtig ist«, merkt sie selbst später 
kritisch an. »Das machte sich eben damals propagan-

distisch gut. Aber, um der Wahrheit die Ehre zu geben, 
ich habe bis zur Schaffung der Frankfurter Küche nie 
einen Haushalt geführt, nie gekocht und keinerlei Er-
fahrung im Kochen gehabt.«

Doch die Frankfurter Jahre sind nicht nur wegen des 
beruflichen Erfolgs für die Architektin wichtig. Hier 
beginnt auch ihre politische Radikalisierung. Schon 
in ihrer Heimatstadt ist sie, »beeindruckt durch die 
Leistungen der Wiener Sozialdemokratie auf dem Ge-
biet des Wohnungsbaus, des Gesundheits- und Schul-
wesens und der Kulturpolitik«, der sozialdemokrati-
schen Partei beigetreten.
Die politische Offenheit des Roten Wiens vermisst 
Lihotzky nun in Frankfurt. Sie ist »erstaunt und ent-

setzt über die politische Unin-
formiertheit meiner Kollegen 
– der beamteten wie der nicht-
beamteten«, schreibt sie spä-
ter. »Ich war von Wien her an-
deres gewöhnt.« Auch mit der 
Frankfurter Sozialdemokratie 
kann sie politisch nur wenig 
anfangen. Versuche, sie für die 
deutsche Partei zu gewinnen, 

wehrt sie ab. Angesichts dessen kann man erahnen, 
was der jungen Architektin die seltenen Gelegenhei-
ten bedeuten, sich mit Gleichgesinnten auszutau-
schen.
Einen solchen findet sie in ihrem Kollegen Wilhelm 
Schütte, den sie in Frankfurt kennenlernt und 1927 
heiratet. Auch das hier ansässige Institut für Sozi-
alforschung stellt für sie einen Ort des politischen 
Austauschs dar. Bis dahin ist ihr »theoretisch-mar-
xistisches Wissen« nicht »über die Kenntnis des kom-
munistischen Manifests und einiger Schriften von En-
gels« hinausgegangen. Doch nun diskutiert sie mit 
Freundinnen und Freunden wie dem Institutsleiter 
Carl Grünberg intensiv über politische Fragen. Grün-
berg pflegt zu dieser Zeit enge Kontakte in die Sowjet-
union und ist schließlich auch derjenige, »der mir die 
Augen über die österreichische Sozialdemokratie öff-
nete und mir bewies, dass sie das Land nicht zum So-
zialismus führen würde«.
Beeinflusst wird dieser Sinneswandel auch durch Er-
eignisse in Wien. Im Sommer 1927 verzichtet die Sozi-
aldemokratie im Zuge des Justizpalastbrands darauf, 
eine aufkommende Protestbewegung gegen rechts-
gerichtete Kräfte zu unterstützen. Zahlreiche linke 
Akteure empört diese Haltung. Zu ihnen zählt auch 
Margarete Schütte-Lihotzky, weshalb sie »mit einem 
pathetischen Brief an die Parteileitung in Wien« aus 
der Sozialdemokratie austritt.
Unter dem Einfluss des Frankfurter Instituts geht die 
Wiener Architektin also einen ersten großen politi-
schen Schritt in Richtung Kommunismus. Bald nä-
hert sie sich ihm auch geografisch gesehen an: Mit der 
Weltwirtschaftskrise gerät auch das Neue Frankfurt in 
eine Krise, weil die Kommune das Projekt nicht mehr 
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finanzieren kann. Zu dieser Zeit bekommt Ernst May 
das Angebot, in die junge Sowjetunion zu kommen, 
um dort im Rahmen des ersten Fünfjahresplans neue 
Städte zu planen. Im Oktober 1930 reist er schließlich 
mit einer Gruppe deutschsprachiger Architektinnen 
und Architekten Richtung Moskau ab.
Teil des Teams sind auch die Schüttes. Gemeinsam 
arbeiten sie unter anderem an der Entstehung der In-
dustrie- und Arbeiterstadt Magnitogorsk am Rande 
des Urals mit. Während ein großer Teil der auslän-
dischen Fachleute die Sowjetunion bald wieder ver-
lässt, bleiben Margarete und ihr Mann bis 1937 dort. 
Es ist das Jahr des Großen Terrors und der beginnen-
den Schauprozesse. Neue Forschungen deuten darauf 
hin, dass auch Wilhelm Schütte ins Visier des Regimes 
gerät und die beiden deshalb ausreisen. Doch zu ei-
nem politischen Bruch führt dies keineswegs. Nach 
Stationen in London und Paris ziehen die Schüttes 
nach Istanbul, wo sie auf Vermittlung ihres Freundes 
Bruno Taut Anstellung an der Akademie der schönen 
Künste erhalten. In der Türkei werden Margarete und 
Wilhelm schließlich auch Mitglied der KPÖ, der Kom-
munistischen Partei Österreichs. Im Jahr 1940 ver-
lässt Schütte-Lihotzky freiwillig das sichere Exil, um 
den antifaschistischen Widerstand im besetzten Ös-
terreich zu unterstützen. Sie reist als Kurierin in ihre 
Heimatstadt Wien. Doch ihre Gruppe fliegt auf, die 
Architektin wird verhaftet und entgeht nur knapp ei-
nem Todesurteil. Die nächsten Jahre verbringt sie in 
Gefängnissen in Wien und in Bayern. Dort wird sie im 
April 1945 von US-amerikanischen Soldaten befreit.

Doch die neu gewonnene Freiheit gilt keineswegs 
in allen Bereichen: Im Wien des Kalten Kriegs erhält 
Schütte-Lihotzky nahezu keine städtischen Bauauf-
träge. Ihre beruflichen Netzwerke aus der Vorkriegs-
zeit existieren nicht mehr, zudem wird sie als Frau, als 
Widerstandskämpferin und als Kommunistin ausge-
grenzt. »Auf Jahre hinaus war ich ›persona non gra-
ta‹«, berichtet sie später, »hatte als KPÖ-Mitglied bei 
öffentlichen Aufträgen quasi Berufsverbot.« Nicht zu-
letzt deswegen geht sie nun immer wieder ins Aus-
land: Sie unternimmt 1958 eine lange Studienreise 
durch Maos China und arbeitet in den 1960er Jahren 
in Kuba und der DDR.
Die große Konstante in dieser Zeit bleibt neben der 
Architektur die Politik: Margarete Schütte-Lihotzky 
ist Antifaschistin, Kommunistin und Frauenaktivistin. 
Mehr als sechzig Jahre lang gehört sie der KPÖ an. Zwei 
Jahrzehnte lang ist sie Vorsitzende des Bunds Demo-
kratischer Frauen. Erst gegen Ende des Kalten Kriegs 
und der Blockkonfrontation erhält Schütte-Lihotz-
ky in ihrer Heimat die lang verwehrte Anerkennung. 
Nahezu drei Jahrzehnte lang ignorierten Medien und 
Politik die einstmals weltberühmte Architektin. Nun, 
als sie bereits ihr achtzigstes Lebensjahr überschrit-
ten hat, erscheinen Reportagen und Berichte über sie. 
Sie erhält mehrere Ehrendoktorwürden und wird mit 
zahlreichen Preisen ausgezeichnet, unter anderem 

dem Großen Goldenen Ehrenzeichen mit Stern für 
Verdienste um die Republik Österreich.
Ihre politische Haltung bewahrt sie sich bis ins hohe 
Alter: Im Jahr 1985 erscheint ihr Buch »Erinnerungen 
aus dem Widerstand«. Nun tritt sie zunehmend als 
mahnende Zeitzeugin auf. 
Noch im Alter von fast 100 Jahren verklagt sie gemein-
sam mit vier anderen Überlebenden der NS-Zeit den 
rechtsextremen Politiker Jörg Haider, weil sich dieser 
verharmlosend über die nationalsozialistischen Ver-
nichtungslager geäußert hat. Überhaupt nimmt sie als 
ehemalige NS-Verfolgte mit großer Sorge den Aufstieg 
von Haiders FPÖ wahr. Dass die Partei Ende Januar 
2000 erstmalig an einer österreichischen Bundesre-
gierung beteiligt wird, muss sie aber nicht mehr mit-
erleben. 
Zwei Wochen zuvor, am 18. Januar 2000, stirbt Marga-
rete Schütte-Lihotzky. Damit endet ein fast 103 Jahre 
währendes, sowohl beruflich als auch politisch enga-
giertes Leben. Die Motivation für ihre Haltung erklärt 
die Architektin selbst einmal folgendermaßen: »Es 
war mir immer wesentlich in meinem Beruf und auch 
außerhalb desselben, mit allen meinen kleinen Mi-
ni-Mini-Kräften dazu beizutragen, dass ich schließ-
lich aus einer besseren Welt scheide als derjenigen, in 
die ich hineingeboren war.« ■
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Höchstens Kleinkunst
Das Känguru ist im Kino. Das ist zwar ganz witzig, 

aber seine Special Moves kann es dort nicht wirklich ausspielen

Von Phil Butland

Das Känguru, mit dem Marc-Uwe Kling zu-
sammenlebt, ist wahrscheinlich der belieb-
teste Kommunist Deutschlands. Dank Hör-

büchern und Kartenspielen sind die ursprünglich in 
Berliner Radiosendungen und Lesebühnen beheima-
teten Geschichten inzwischen im ganzen Land be-
kannt. Nun hat Marc-Uwe das Känguru ins Kino ge-
bracht – ein Move, dessentwegen es ihm ursprünglich 
die Freundschaft kündigen wollte...
Die Geschichte geht so: Mark-Uwe (Dimitrij Schaad) 
und das Känguru geraten in Konflikt mit Jörg Dwigs 
(Henry Hübchen), dem Immobilienspekulanten und 
Bonzen der rechtspopulistischen Partei Alternative 
zur Demokratie (AzD). Jede Ähnlichkeit mit beste-
henden politischen Parteien ist natürlich rein zufäl-
lig. Dwigs will ein patriotisches Zentrum – den Euro-
paturm – auf dem größten Teil des Görlitzer Parks in 
Kreuzberg bauen. Dazu sollen die Häuser von Marc-
Uwe und seinen Nachbarn – den türkischen Brüdern 
Friedrich Wilhelm (Adnan Maral) und Otto von (Tim 
Seyfi), deren Eltern sich etwas zu sehr um die Inte-
gration bemüht hatten, und der schönen Maria (Ro-
salie Thomass) – zerstört werden. Marc-Uwe ist dabei 
heimlich in Maria verliebt, steht sich aber bei der An-
bahnung eines Dates auf den eigenen Füßen. Dwigs 
wird von einer Gruppe Nazis unterstützt.
Der Rest der Geschichte ist nicht allzu wichtig. Die 
Guten können es mit Hilfe eines Soundtracks, der un-
ter anderem den unvermeidlichen David Hasselhoff 
enthält, mit den Bösen aufnehmen. Dwigs führt re-
gelmäßig Videokonferenzen mit seinen internationa-
len Geldgebern, zu denen u.a. Doppelgänger von Ni-
gel Farage, Geert Wilders und Marine Le Pen gehören. 
Neben diesen aktuellen Anspielungen ist der Film voll 
von popkulturellen Zitaten unter anderem aus Pulp 

Fiction, Täglich grüßt das Murmeltier, Fight Club und 
natürlich den Filmen mit Bud Spencer und Terence 
Hill.
Am besten ist der Film in solchen Momenten reiner 
Albernheit. Als ich im Kino war, saß in der Mitte eine 
Gruppe von Leuten, die von Anfang bis Ende schal-
lend gelacht haben. Das ging mir nicht ganz so. Aber 
es waren genug gute Gags dabei, dass ich mich durch-
gehend unterhalten gefühlt habe. Man müsste sehr 
streng und humorlos sein, um dem Film gar nichts 
abzugewinnen.
Dennoch hat er Schwächen. Es werden zwar die rich-
tigen Themen berührt: Gentrifizierung, Nazis, Rechts-
populismus. Und der Film spielt in einem Kreuzberg, 
das wahrscheinlich kaum noch existiert, mit seinen 
Eckkneipen, Tante-Emma-Läden und einer Nachbar-
schaft, die sich kennt und hilft. Aber wie seine Haupt-
figur Marc-Uwe hat der Film keine wirkliche Rich-
tung. Sein Mangel an Ehrgeiz ist bewundernswert, vor 
allem im Vergleich zu dem gierigen und manipula-
tiven Dwigs, aber ein Teil von Marc-Uwes Lustlosig-
keit färbt auf den Film ab.
Er enthält einige sehr gute Szenen, aber sie funktio-
nieren einzeln besser denn als Teil einer zusammen-
hängenden Handlung. Einige der Figuren sind stere-
otyp und mit sehr breiten Pinselstrichen gezeichnet, 
nicht zuletzt die hirnlosen Nazis, die sich ständig wie-
derholen. Das karikaturenhafte Schema von Gut und 
Böse funktioniert in den Geschichten, aber es trägt 
keinen Film. 
Dennoch ist er sehenswert, denn einige der Teile sind 
großartig. Sie fügen sich nur nie richtig zu einem be-
friedigenden Ganzen zusammen. Das ist schade, ich 
hätte dem kommunistischen Känguru einen fulmi-
nanteren Auftritt gewünscht. ■

Film
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Klaus gietinger
KAPP-PUTSCH. 1920, ABWEHRKäMPFE, 

ROTE RUHRARMEE
Schmetterling Verlag | 2020

328 Seiten | 19,80 euro

Zum einhundertsten Jahrestag des 
Kapp-Putsches rollt der Historiker 
Klaus Gietinger die Geschichte des 

Umsturzversuchs neu auf. Mit beeindrucken 
Beispielen beleuchtet er den Ablauf des Put-
sches und den Kampf dagegen sowie den an-
schließenden mörderischen Terror. 
Im Frühjahr 1920 zeigt sich in Deutschland 
eine finstere Vision der Zukunft – die Stiefel 
von Soldaten mit Hakenkreuz am Helm kla-
cken auf Berliner Straßen und Generäle ru-
fen zum Kampf gegen den »Bolschewismus« 
auf. Doch der Versuch der Konterrevolution 
schlägt fehl, nach fünf Tagen müssen sich die 
Putschisten zurückziehen. Allerdings bedeu-
tet das für viele nicht das Ende des Albtraums. 
Gietinger beschreibt in seinem Buch aus-
führlich die Putschisten, ihre Beweggründe 
und ihre reaktionären Netzwerke, auch ihre 
Verbindungen mit der Wirtschaft und Poli-
tikern der »demokratischen« Parteien. Der 
Putsch an sich und der Widerstand werden 
mit bemerkenswerter Genauigkeit beschrie-
ben – nicht nur in den Regionen Thüringens, 
Sachsens und der Ruhr, die im Zentrum der 
Ereignisse standen, sondern auch in Nieder-
deutschland, Mecklenburg und den Berliner 
Randbezirken. Viele Beispiele und Berichte 
sorgen für eine mitreißende Leseerfahrung, 
die einem den Heldenmut des Widerstands 
und die Brutalität des konterrevolutionären 
Terrors vor Augen führt. Auch der Abschluss, 
welcher die Flucht der Putschisten und die 
Niederschlagung der Roten Ruhrarmee be-
schreibt, zeigt, dass die demokratisch-kapi-
talistischen Parteien aus dem Putschversuch 
kaum etwas gelernt hatten – und damit die 
Tragödie von 1933 vorbereiteten. Abgesehen 
von dem einen oder anderen Seitenhieb ge-
gen den Leninismus kann ich dieses Buch 
voll und ganz empfehlen.

Arthur rADOschEwsKI

Ngũgĩ wa thiong’o
AFRIKA SICHTBAR MACHEN. ESSAYS üBER 
DEKOLONISIERUNG & GLOBALISIERUNG

Unrast Verlag | 2019
 156 Seiten | 14,00 euro

Unterentwickelt«, »rückständig« und 
von »Stammeskonflikten« durchzo-
gen? In »Afrika sichtbar machen« 

entlarvt Ngugi wa Thiong’o das westliche 
Zerrbild von Afrika als ideologisches Konzept 
des (Neo)Kolonialismus.
Ngugi gilt als einer der bedeutendsten anti-
kolonialen Schriftsteller unserer Zeit. Seine 
politischen Essays sind hierzulande jedoch 
kaum bekannt. Kein Wunder: Fast dreißig 
Jahre mussten deutsche Leserinnen und Le-
ser auf die Übersetzung seines ersten Essay-
bands warten. Das ging diesmal zum Glück 
schneller. 
Der neue Band enthält sieben Essays über 
Afrikas Stellung in der globalisierten Welt. 
Sehr persönlich und gut lesbar stellt der 
Autor fest: Afrika war von Anfang an in die 
Entwicklung der kapitalistischen Welt ein-
bezogen, aber zugleich stets eine Region der 
Ausbeutung. Die Nachwirkungen von Sklave-
rei und Kolonialismus bestimmen bis heute 
die politischen Kämpfe in der Ära des neoli-
beralen Kapitalismus, in der Afrika die Rolle 
eines abhängigen Rohstofflieferanten spielt. 
Doch Ngugi bleibt nicht bei der Kritik des 
westlichen Narrativs für die Probleme des 
modernen Afrika und der zerstörerischen 
Rolle des globalen Kapitals stehen. Unmiss-
verständlich macht er klar, dass Panafrika-
nismus für ihn keineswegs Frieden mit den 
afrikanischen Eliten bedeutet, welche sich 
mit der europäischen Kolonialbourgeoisie 
verbündet haben, um die Massen in Schach 
zu halten. Seine Antwort: ein geeintes Afrika, 
aber auch ein Hauch antikolonialer Klassen-
kampf.

MArtIN hALLEr

martin Empson (hrsg.)
SYSTEM CHANGE NOT CLIMATE 

CHANGE
Bookmarks | 2019

184 Seiten | 10,00 euro

Das Buch »System Change not Climate 
Change« versammelt verschiedene 
Essays zum Thema. Die Beiträge 

widmen sich verschiedenen Themenfeldern 
und zeigen: Ob es die Sucht des Kapitalismus 
nach fossilen Brennstoffen und Plastik oder 
die systematische Zerstörung der natürlichen 
Welt durch die industrielle Landwirtschaft 
ist, das System zerstört die Umwelt in seinem 
endlosen Streben nach Profit.
Die Beiträge sind ein spannender Mix aus 
theoretischen und geschichtlichen Zugängen 
und aktuellen Fragestellungen. Zum Beispiel: 
»Warum liebt der Kapitalismus Plastik?«, 
»Kapitalismus und die Krise der biologischen 
Vielfalt« oder »Können wir eine nachhaltige 
Gesellschaft aufbauen?«
Der japanische Marx-Forscher Kohei Saito 
stellt in seinem Text die wichtigsten Erkennt-
nisse aus seinem Buch »Natur gegen Kapital. 
Marx’ Ökologie in seiner unvollendeten Kri-
tik des Kapitalismus« vor. Sein Fazit: »Marx 
erkannte klar die zerstörerische Kraft des 
Kapitals und argumentierte, dass Störungen 
im universellen Stoffwechsel der Natur 
(Metabolismus) unweigerlich die materiel-
len Bedingungen für freie und nachhaltige 
menschliche Entwicklung untergraben. (…) 
Marx würde sich also freuen, wenn es heute 
verschiedene Versuche gäbe, diesen theore-
tischen Rahmen als Instrument zur Analyse 
der gegenwärtigen Umweltkrise anzuwen-
den.«
Der vorliegende Band ist hierzu ohne Frage 
ein wertvoller Beitrag. Ein Buch, das alle, die 
sich der Klimakrise entgegenstellen wollen, 
lesen sollten. 

YAAK pAbst

SACHBUCHSACHBUCHSACHBUCH
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Aron Amm
MORIBUND

Klak Verlag | 2019
382 Seiten | 16,90 euro

Den Manager eines NBA-Teams und 
Millionär Isaac trifft es hart: Auf-
grund der Weltwirtschaftskrise 2008 

lösen sich sein wirtschaftlicher Erfolg wie 
auch sein Vermögen in Luft auf. Infolge-
dessen verliert Isaac den gesellschaftlichen 
Anschluss, als er wohnungslos wird und ihn 
Freunde und Familie im Stich lassen.
Währenddessen wird der schwarze Jugend-
liche Miles Kaze von einem selbsternannten 
Wachmann erschossen, als er sich eine Pa-
ckung Bonbons kauft. Die Werdegänge der 
beiden Familien verbinden sich miteinander, 
als die Barrieren zwischen den beiden Klas-
sen verschwimmen – die Folgen der Wirt-
schaftskrise reißen zahlreiche Existenzen 
in den Abgrund, Arm und Reich in gleicher 
Weise.
Aron Amms Roman thematisiert massive ge-
sellschaftliche Missstände in den USA – insti-
tutioneller Rassismus, die Schere zwischen 
Arm und Reich und die Macht der Wirtschaft-
seliten. Jedoch bleiben die Themen nur peri-
pher miteinander verbunden, wenn sich die 
Charaktere zufällig über den Weg laufen. Die 
Leserschaft muss sich den thematischen und 
dramaturgischen Zusammenhang mühselig 
selbst zusammensetzen, da eine Einordnung 
im Roman fehlt. Das liegt sowohl an der groß-
en Anzahl der Charaktere als auch an der 
kompliziert konstruierten Sprache. Für alle, 
die sich bereits mit den gesellschaftlichen 
Problemen der USA auskennen, bietet Aron 
Amms Roman jedoch spannende und detail-
lierte Einzelportraits aus der amerikanischen 
Klassengesellschaft.

IVAN LucIc

dyer-Witheford, Kjøsen & Steinhoff 
INHUMAN POWER – ARTIFICIAL INTELLI-
GENCE AND THE FUTURE OF CAPITALISM

Pluto Press | 2019
200 Seiten | 20,00 euro

In dem Buch geht es um den derzeitigen 
Stand der Künstlichen Intelligenz (KI) 
und um zukünftige Entwicklungen, falls 

die kühnen Träume zu KI sich verwirklichen 
sollten. Wird KI gar die Menschen verdrän-
gen? In dem Buch ist KI keine bloße Utopie. 
Sie wird sehr ernst genommen. 
Zunächst schildern die Autoren den jetzigen 
Stand der Künstlichen Intelligenz (KI): Wo 
liegen Schwächen? Wie lernen Maschinen? 
Wie profitieren Konzerne? Wie geht es weiter?
Dann wird erläutert, dass für Marx »Arbeit« 
ein planendes - menschliches? - Bewusst-
sein voraussetzt. Davon zu unterscheiden ist 
die kapitalistische (Mehr-)Wertschöpfung, 
die nur durch juristisch freie - menschliche? 
- Lohnarbeiter, gemäß deren Arbeitszeit, er-
folgen kann. Produktionsmittel im Eigentum 
der Kapitalisten, also Maschinen, Arbeitstiere 
oder Sklaven, übertragen durch »Abnutzung« 
ihren Wert auf die Endprodukte. Sie schaffen 
aber selbst keinen Wert. Das tut auch KI nicht, 
soweit Eigentum der Kapitalisten. Allerdings, 
emanzipiert sich KI zu juristisch freien Lohn-
arbeitern (etwa als freie »Androiden«), dann 
könnte zukünftig dem (KI-?)Kapital ein 
KI-Proletariat im Klassenkampf gegenüber 
stehen. Wozu dann noch Menschen? 
Was tun gegen solche Dystopien? Es wird 
Zeit, dem Kapital als einem »automatischen 
Subjekt« (Marx), also auch schon eine Art KI, 
den Stecker zu ziehen. Die Autoren plädieren 
für einen Sozialismus mit menschlich kon-
trollierter KI. Sonst droht KI-Barbarei. 

 thOMAs wALtEr

SACHBUCH

Pia Klemp
LASS UNS MIT DEN TOTEN TANzEN

Maroverlag | 2019
224 Seiten | 20,00 euro

Das Mittelmeer, ein zum Rettungs-
schiff umgebauter, altersschwacher 
Kahn und eine Crew aus Hippies, 

Punks und Weltverbesserern. Protagonisten 
aus »Lass uns mit den Toten tanzen«, dem 
Roman der Sea-Watch-Kapitänin Pia Klemp. 
Klemps Roman ist zwar fiktional, aber die 
Rettungsmissionen, das Agieren der liby-
schen Küstenwache, das Leid der Geflüch-
teten und die Menschenrechtsverletzungen, 
welche sie auf eindrückliche Weise schildert, 
sind real.
Der Roman ist aus der Perspektive der Ka-
pitänin einer Rettungsmission geschrieben. 
Durch ihre Brille erlebt die Leserschaft das 
nervenaufreibende Suchen nach Schlauch-
booten in der Rettungszone, bei der nicht sel-
ten die Küstenwache schneller ist und nicht 
alle Geflüchteten gerettet werden können. 
Dazu kommen das zermürbende Warten auf 
die Einfahrtserlaubnis in einen sicheren Ha-
fen oder das Warten auf ein Schiff, an das die 
Geflüchteten übergeben werden können.
Klemp schildert in ihrem Roman auch die 
Kriminalisierung, der sie und ihre Crew aus-
gesetzt sind. Das Boot ihrer Romanheldin 
wird beschlagnahmt und ihr drohen wegen 
Beihilfe zur illegalen Einreise lebenslange 
Haftstrafen. »Lass uns mit den Toten tanzen« 
erzählt nicht nur drastisch vom Sterben im 
Mittelmeer; der Roman gibt auch Hoffnung, 
dass mit Solidarität und zivilem Ungehorsam 
die Welt ein Stück besser gemacht werden 
kann.

LIsA hOfMANN

ROMAN ROMAN
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D
as hätte sich der olle 
Adolf H. wohl niemals 
träumen lassen, als er 
sich 1945 ganz spon-
tan das Streichholz an 
den Schnauzbart hielt. 

Knapp 90 Jahre nachdem Hindenburg 
Hitler die Flosse gereicht hat, sind die 
Konservativen wieder ganz scharf darauf, 
in Thüringen Hardcore-Nazis wie Bernd 
Höcke beim ersten Schritt zur Machter-
greifung den braunen Teppich auszurol-
len.
Natürlich muss man da Verständnis zei-
gen. Denn nie war’s für die weder christ-
lich noch demokratisch gesinnte CDU so 
kompliziert wie heute.
Vergangen die Jahrzehnte, in der sie 
von einer immer älter werdenden Rent-
ner-Generation einfach nur deshalb ge-
wählt wurde, weil der Krieg endlich vor-
bei war. Gehasst haben sie die Linken 
zwar immer, aber die Kommunisten in 
der Zone haben sich ja praktischerwei-
se selbst eingemauert und die im Westen 
haben’s wenigstens nicht ins Parlament 
geschafft. Nazis hingegen hat man 1945 
die plötzliche Mutation zum lupenreinen 
Demokraten lächelnd abgekauft, sie in 
die Partei aufgenommen und einen sogar 
zum Bundeskanzler gemacht.
Und just als die treuen Wähler sich dem 
Friedhof näherten, machten auf einmal 
auch jüngere mit zombiemäßiger Zuver-
lässigkeit ihr Kreuz bei den Konservati-
ven. Aus Dankbarkeit für eine Kanzlerin, 
die keine Visionen hat, aber wenigstens 
die Fresse hält und mit den Händen die 
Leere in der Raute und ihrem Gehirn ver-
anschaulicht.
Doch damit ist’s vorbei. Auf einmal drin-
gen Linke und offene AfD-Nazis in die 
Parlamente vor und werden dadurch für 
die aus Tradition und Langeweile einfach 
immer weiter regierende CDU zu einem 
Übel. Sogar den Partei-Oberen dämmerte 
irgendwann, dass man sich dazu verhal-
ten müsse. Was zum nur zwei Sekunden 
clever wirkenden Beschluss führte, dass 
man mit beiden nicht spreche, weil sie ja 
irgendwie das gleiche seien.
Zwar ließe die Behauptung, links und 
rechts seien dasselbe, selbst von Sechs-
jährigen geäußert, jeden Verkehrspäda-
gogen vor Verzweiflung in den Bordstein 
beißen. Aber politisch ist schon was dran: 
Zum Beispiel ist Steuern für Reiche erhö-
hen dasselbe wie Steuern senken, Men-
schenrechte schützen ist dasselbe wie 
Menschen ermorden. Auch Klimawandel 
verhindern ist dasselbe wie Klimawan-
del leugnen. Schließlich ist er am Ende in 
beiden Fällen verschwunden.
Als nun im aktuellen Thüringer Fall LIN-

KE und AfD zusammen über die Hälf-
te der Landtagsmandate gewannen, 
bemerkte ein CDUler, der in Mathe aufge-
passt hatte, dass jetzt eine Mehrheit ohne 
eine der beiden schwierig würde. Und ob-
wohl man weiterhin beteuert, mit der AfD 
nicht geredet zu haben, hat es durch in-
tensives Zuzwinkern, Morsezeichen oder 
Brieftauben schicken dann Anfang Febru-
ar doch dazu gereicht, gemeinsam mit der 
Höckejugend die FDP-Billiardkugel Kem-
merich, außen glatt poliert, innen hohl, 
zum Ministerpräsidenten zu wählen.
Genial hingegen war die folgende 
CDU-Verteidigungsstrategie: Ihre Abge-
ordneten seien stockdämlich und deshalb 
einfach nicht darauf gekommen, dass 
die AfD jemand von der Winz-Partei FDP 
wählen könnte, der dann so machtlos sei, 
dass er ohne den Segen der Nazis nicht 
mal die Öffnungszeiten der Landtagskan-
tine beschließen kann.
Eine Lüge, so glaubhaft, dass selbst den 
schärfsten Kritikern der Atem im Hals ste-
cken blieb. Doch dann hat CDU-Thürin-
gen-Boss Mohring gesagt, dass man die-
ses Szenario vorher durchaus besprochen 
habe. Die alte Petze.
Noch schlechter funktionierte eine Tak-
tik, die CDU-intern „beleidigt-durch-
geknallte Leberwurst“ genannt wird. 
Demnach sind Meinungen aus West-
deutschland arrogant, überheblich und 
eingebildet, aber nur, wenn sie einem 
nicht in den Kram passen. Wenn jemand 
aus Berlin was sagt, erinnert das an die 
SED. Die hat nämlich auch in dieser ekli-
gen Großstadt gewohnt.
Und überhaupt sei man in Thüringen os-
tig, eigen, habe eine andere Geschichte 
und mit den Nazis zu paktieren, gehöre 
eben zum Brauchtum wie die Bratwurst. 
Womit man jedem ostdeutschen und be-
sonders Thüringer Antifaschisten ins Ge-
sicht spuckt, und das sind Gott sei Dank 
ja ganz schön viele.
Bei den Hamburger Wahlen hat die CDU 
fürs demokratische Antäuschen und dann 
rechts Ausbrechen gerade richtig eins auf 
die Nuss bekommen. Doch Lernfähigkeit 
ist leider unwahrscheinlich. Wünschen 
sich die CDU-Mitglieder nach 15 Jah-
ren Knechtschaft unter der Roten Angela 
doch genau den Rechtsruck, den ihnen 
Merz, Mohring und andere Matschköpfe 
gerade anbieten.
Dann müssen wir wohl doch wieder sel-
ber auf die Straße gehen, um den Demo-
kratie-Karren aus der Nazi-Scheiße zu 
ziehen. Och Männo! ■
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